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Neuauflage! 

Die anerkannten 
Ausbildungsberufe 1989 
Verzeichnis der anerkannten Ausbildungs­
berufe nach § 6 Abs. 2 Nr. 5 des Benüsbil­
dungsf'örderungsgesetzes (BerBiFG) vom 
23. Dezember 1981 (BGB1. I S. 1692), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 4. Dezem­
ber 1986 (BGBl. I S. 2190) 
mit Verzeichnis der zuständigen Stellen im 
Sinne des Benüsbildungsgesetzes (BBiG) 
zuletzt geändert durch das Berufsbildungs­
f'örderungsgesetz 
Stand: l. Juli 1989 
Herausgeber: Bundesinstitut für Berufsbil­
dung (BmB), Berlin/Bonn 
Umfang 336 S., Format l6,4x23,3cm, kartoniert 
Preis je Stück 36,- DM zuzüglich Versand­
kosten 
Bestell-Nr. 60 01 114 62 y 

Aus dem Vorwort: 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
hat gemäß§ 6 Abs. 2 Nr. 5 Berufsbildungsför­
derungsgesetz (BerBiFG) das Verzeichnis 
der anerkannten Ausbildungsberufe zu füh­
ren und zu veröffentlichen . 
Die Ausgabe 1989 (Stand: l. Juli) bietet wie­
gerum einen aktuellen und vollständigen 
Uberblick über die Arbeiten zur Ordnung 
der beruflichen Bildung im nichtschulischen 
Bereich. Sie stellt eine Fortschreibung und 
Weiterentwicklung früherer Ausgaben des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialord­
nung und des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft dar. 

Einige Informationen aus der diesjährigen 
Ausgabe: 
Die Ausbildungsordnungen für die neuge­
ordneten 17 handwerklichen Metallberufe 
mit fast 190 000 Ausbildungsverhältnissen 
wurden im Berichtszeitraum erlassen. Damit 
sind die Arbeiten zur Neuordnung der Be­
rufsausbildung in den industriellen und 
handwerklichen Metall- und Elektroberufen 
abgeschlossen worden. 
Die Gesamtzahl der anerkannten oder als 
anerkannt geltenden Ausbildungsberufe ist 
gegenüber dem Vorjahr um 4 auf 378 gesun­
ken. 
Im Berichtszeitraum (1. Juli 1988 bis 30. Juni 
1989) sind Ausbildungsordnungen für 21 Aus­
bildungsberufe erlassen und damit die Aus­
bildungsgrundtagen von ehemals 22 Ausbil­
dungsberufen (19 des Bereichs Handwerk, 2 
des Bereichs Industrie, l des Bereichs Freie 
Berufe) neu geregelt worden. ' 

Aus dem Inhalt: 
l. Verzeichnis der anerkannten Ausbildungs­

berufe 
2. Verzeichnis weiterer Regelungen für die 

Berufsausbildung 
3. Verzeichnis von Regelungen für die beruf-

liche Fortbildung und Umschulung 
4. Statistische Übersichten 
5. Verzeichnis der zuständigen Stellen 
6. Alphabetisches Register der Berufe 

W. BERTELSMANN VERLAG KG 
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Liebe Leserinnen, liebe Leser, 
obwohl Klein- und Mittelbetriebe ihre Weiterbildungsanstrengungen im Zusammenhang mit der Einfüh­
rung neuer Technologien in den letzten Jahren gesteigert haben, bleibt im Hinblick auf zukünftige An­
forderungen noch vieles zu berücksichtigen. So ist besonders die Weiterbildungsbeteiligung der un­
und angelernten Arbeiter nach wie vor sehr gering (ca. 5%). 

Die genauen Ursachen für die geringe Weiterbildungsbeteiligung sind bisher nur teilweise bekannt, 
es fehlen Analysen, die diese Ursachen überzeugend erhellen könnten. Auch die soeben vorgelegte 
Untersuchung des Institutes der deutschen Wirtschaft zu den Weiterbildungskosten der Betriebe führt 
hier nicht zu der dringend erforderlichen Klarheit. Einige der Ursachen liegen allerdings auf der Hand. 
e Weiterbildung ist erst seit relativ kurzer Zeit in Großunternehmen mit weitreichender Personalpla-

nung als Produktionsfaktor erkannt und wird dementsprechend vorausschauend eingeschätzt. Eine 
solche Einschätzung hat sich in vielen Klein- und Mittelbetrieben noch nicht durchgesetzt. Erste 
sichtbare Anzeichen des Verlustes von Wettbewerbsfähigkeit veranlassen manche Betriebe, ver­
stärkte Weiterbildungsanstrengungen zu unternehmen. 

e Den innerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen in kleinen und mittleren Unternehmen sind enge 
personelle, organisatorische und finanzielle Grenzen gesetzt. 

e In seiner Empfehlung zur beruflichen Weiterbildung für Klein- und Mittelbetriebe hat der Hauptaus­
schuß des BIBB bereits im Februar 1988 auf die Notwendigkeit verwiesen, die Weiterbildungsbemü­
hungen dieser Betriebe zu unterstützen. 

Welche Möglichkeiten bieten sich Klein- und Mittelbetrieben, um in der Weiterbildung ihrer Mit­
arbeiter einen Schritt voran zu tun? 

Neben den traditionellen Weiterbildungsträgern kommt den außer- und überbetrieblichen Bildungs­
einrichtungen und Berufsschulen ("duale Weiterbildung") eine wachsende Bedeutung zu. Durch 
Weiterbildungsverbünde können die Betriebe ihre Weiterbildungsmöglichkeiten erweitern. 

e Verbesserung der Qualifizierungsberatung für Klein- und Mittelbetriebe 
Um kleinere und mittlere Betriebe bei der Realisierung ihrer Weiterbildungsaktivitäten zu unterstüt­
zen, muß die gezielte Qualifizierungsberatung verbessert werden. In einer vom BIBB betreuten Mo­
dellversuchsreihe wird derzeit ein Konzept der Qualifizierungsberatung von Klein- und Mittelbetrie­
ben erprobt. 

e Qualifizierung des Weiterbildungspersonals verbessern 
Von zentraler Bedeutung für die Güte des Weiterbildungsangebots ist die erwachsenengerechte 
Qualifikation des Weiterbildungspersonals. In der Ausbildung erprobte Methoden und Vorgehens­
weisen lassen sich oft nicht auf die berufliche Weiterbildung übertragen. 

e Weiterbildungskonzepte adressatengerecht und attraktiv gestalten 
Die erprobten Weiterbildungsmethoden (Seminare, Vorträge, Rollenspiele etc.) sind die Methoden 
der "höheren Etagen", der Lerngewohnten, des Managements. Es gilt dringend, die erfolgverspre­
chenden Ansätze für die Weiterbildung von Ungelernten und Angelernten, also Lemungewohnten, 
weiterzuentwickeln und für die Betriebe nutzbar zu machen. Die Methode muß den sehr unter­
schiedlichen Ausbildungswegen, Berufs- und Lebenserfahrungen der Beschäftigten angepaßt wer­
den und nicht umgekehrt. 

e Einrichtung von "Lemarbeitsplätzen" 
Am besten ist es natürlich, wenn Weiterbildung in das tägliche Arbeitspensum sozusagen "einge­
baut" werden kann. Mit der Einführung neuer Technologien und der damit fälligen Umorganisation 
der Arbeit, mit der Einrichtung von Arbeitsplätzen, auf denen die vormals zerlegte Arbeit wieder 
zusammengeführt wird, bieten sich dafür viele Chancen. Hierfür bedarf es einer engen Kooperation 
und Beratung, wie sie beispielsweise überbetriebliche Berufsbildungsstätten bereits anbieten. 

e Finanzierungsengpässe durch öffentliche Förderung überbrücken 
Berufliche Bildung und somit auch berufliche Weiterbildung ist eine öffentliche Aufgabe. Klein- und 
Mittelbetriebe können die durch Weiterbildung ihrer Beschäftigten entstehenden Aufwendungen, 
insbesondere die Kosten in überbetrieblichen Berufsbildungsstätten, nicht allein tragen. Deshalb 
muß der Staat durch subsidiäre Finanzierungsprogramme unterstützend eingreifen, wenn er an der 
Erhaltung wettbewerbsfähiger Klein- und Mittelbetriebe mit gut qualifiziertem Personal interessiert ist. 

Es grüßt Sie freundlich 

((/};WMd? 
Hermann Schmidt 

BWP 6/ 89 



Weiterbildungsaktivitäten von Klein- und 
Mittelbetrieben im Vergleich zu Großbetrieben 
Richard von Bardeleben, Georg Böll, Elke Uppenkamp, Günter Walden 

In einem Kooperationsprojekt zwischen dem Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und 
dem Institut für Entwicklungsplanung und Strukturforschung GmbH an der Universität Han­
nover (!ES) wurde für zwei ausgewählte Regionen (Heilbronn und Hildesheim) das regionale 
berufliche Weiterbildungsangebot erfaßt und der Weiterbildungsbedarf von Betrieben und 
ihren Beschäftigten analysiert. Aus dieser Untersuchung ergeben sich Hinweise zum Weiter­
bildungsverhalten von Betrieben in Abhängigkeit von der Betriebsgröße. In diesem Aufsatz 
wird über die Ergebnisse der Untersuchung zur Organisation, zu den Formen der Bedarfs­
ermittlung und zum Umfang und zur Struktur der Weiterbildung in kleineren und mittleren 
Unternehmen im Vergleich zu Großbetrieben berichtet. Die Untersuchungsergebnisse ba­
sieren auf Fallstudien bei insgesamt 107 Betrieben in den Regionen Heilbronn und Hildes­
heim. Die Erhebung wurde Ende 1987/Anfang 1988 durchgeführt. Die Zahlen zum Umfang 
und zur Struktur der betrieblichen Weiterbildung beziehen sich auf das ]ahr 1986. Es han­
delt sich zwar nicht um eine repräsentative Untersuchung, die Aussagen geben jedoch nach 
Einschätzung der Projektbearbeiter tendenziell die Realität der betrieblichen Weiterbil­
dung wieder.' 1) 

Richard von Bardeleben 
Dipi.-Handelslehrer; wissenschaftlicher Mitarbei­
ter der Abteilung 6.1 "Bildungsökonomie" des 
Bundesinstituts für Berufsbildung in Bonn 

Elke E. Uppenkamp 
I. Staatsexamen für das Lehramt an Gymnasien. 
Mitarbeiterin der Abteilung 6.1 "Bildungsökono­
mie" des Bundesinstituts für Berufsbildung in 
Bonn 
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Georg Böll 
Dipi.-Volkswirt; wissenschaftlicher Mitarbeiter der 
Abteilung 6.1 "Bildungsökonomie" des Bundesin­
stituts für Berufsbildung in Bonn 

Günter Waiden, Dr. rer. pol. 
Dipi.-Volkswirt; wissenschaftlicher Mitarbeiter der 
Abteilung 6.2 "Berufsbildungsstätten" des Bun­
desinstituts für Berufsbildung in Bonn 

FACHBEITRÄGE 

Zur Analyse des Einflusses der Be­
triebsgröße auf das Weiterbil­
dungsverhalten wurden in der Un­
tersuchung folgende Betriebsgrö­
ßenklassen gebildet: 
- Betriebe mit weniger als 20 Be­

schäftigten, 
- Betriebe mit einer Beschäftig­

tenzahl zwischen 20 und 199, 
- Betriebe mit einer Beschäftig­

tenzahl zwischen 200 und 999, 
- Betriebe mit l 000 und mehr Be­

schäftigten. 

Eine völlig stringente Abgrenzung 
zwischen Kleinbetrieben und mitt­
leren Betrieben sowie Großbetrie­
ben läßt sich nicht vornehmen. So 
ist sicherlich die Zahl der Beschäf­
tigten nicht das einzige Merkmal, 
welches für eine solche Klassifika­
tion herangezogen werden kann. 
Beispielsweise sei hier auf den 
Umsatz oder die Bilanzsumme hin­
gewiesen. In der Untersuchung 
wurde ein pragmatischer Ansatz 
gewählt, als Großbetriebe sind bei 
der folgenden Darstellung der Er­
gebnisse die Betriebe mit l 000 
und mehr Beschäftigten anzu­
sehen. 

Organisation der 
betrieblichen Weiterbildung 

Die Frage, wie die Weiterbildung 
in einem Betrieb organisiert ist, 
hängt in entscheidendem Maße 
von der Größe eines Betriebes ab. 
Unter dem Gesichtspunkt "Organi­
sation'' sollen dabei folgende 
Punkte gefaßt werden: 
- Zuständigkeiten für die Organi­

sation der Weiterbildung, 
- Planungshorizonte und -ele­

mente, 
- Ansprache der Mitarbeiter und 

Auswahl der Teilnehmer. 

Die Frage der Ermittlung des Wei­
terbildungsbedarfs, die ebenfalls 
zur Organisation der betrieblichen 
Weiterbildung gehört, wird geson­
dert im Abschnitt "Formen der Be­
darfsermittlung'' behandelt. 2) 

Zuständigkeiten für die Organisa­
tion der Weiterbildung 
In den befragten Großbetrieben 
gibt es in der Regel eine zentrale 
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FACHBEITRÄGE 

Stelle, die grundsätzlich für alle 
Fragen der Weiterbildung zustän­
dig ist. Hierbei kann es sich um die 
Personalabteilung, in sehr großen 
Unternehmen auch um eine eigen­
ständige Bildungs- oder Weiterbil­
dungsabteilung handeln. Fragen 
der Weiterbildung werden von der 
Zentralstelle dabei nicht autonom, 
sondern in enger Absprache mit 
den Fachabteilungen entschieden. 
Der für Weiterbildung verantwortli­
chen Abteilung obliegt insbeson­
dere die Erstellung eines - zu­
meist jährlichen- Weiterbildungs­
programms. Ein solches Weiterbil­
dungsprogramm umfaßt dabei die 
Weiterbildungsaktivitäten, die für 
einen längeren Zeitraum über­
schaubar sind und für die im Unter­
nehmen genügend potentielle 
Adressaten vorhanden sind. Nicht 
Teil des Programms sind Weiterbil­
dungsaktivitäten, deren Bedarf 
sich ad hoc ergibt und über die 
demzufolge nur kurzfristig ent­
schieden werden kann. Der für 
Weiterbildung im Unternehmen 
verantwortlichen Stelle werden 
hinsichtlich ihres Aktivitäts- und 
Entscheidungsspielraums von der 
Geschäftsleitung mehr oder weni­
ger enge Grenzen gesteckt. 

In sehr kleinen Betrieben (mit we­
niger als 20 Mitarbeitern) ist mit 
Fragen der Weiterbildung fast im­
mer der Inhaber selbst befaßt. Die­
se Weiterbildungsorganisation ist 
darüber hinaus auch noch häufig in 
der Betriebsgrößenklasse bis zu 
200 Beschäftigten anzutreffen. Für 
die anderen mittleren Betriebe 
sind im wesentlichen zwei Organi­
sationsformen zu unterscheiden: 
Zum einen ist für Fragen der Wei­
terbildung - analog zu den Groß­
betrieben - die Personalabtei­
lung, in enger Absprache mit den 
Fachabteilungen, zuständig; zum 
anderen gibt es Betriebe, bei de­
nen eine Zentralstelle für Weiter­
bildung fehlt. Die Organisation der 
Weiterbildung ist hier dezentrali­
siert, zuständig sind die jeweiligen 
Fachabteilungen. Im Normalfall -
von wenigen Ausnahmen abgese­
hen - gibt es in kleineren und mitt­
leren Betrieben - anders als in 
Großbetrieben - kein Weiterbil­
dungsprogramm Eine längerfristi-
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ge Weiterbildungsplanung ist nur 
ansatzweise und nur für wenige Be­
triebe zu beobachten. 

Planungshorizonte und Planungs­
elemente 
Es wurde bereits darauf hingewie­
sen, daß eine längerfristige Weiter­
bildungsplanung - von wenigen 
Ausnahmen abgesehen - nur in 
Großbetrieben erfolgt. Weiterbil­
dungsentscheidungen in kleineren 
und mittleren Betrieben werden 
dagegen kurzfristig gefällt, insbe­
sondere dann, wenn sich deutliche 
Qualifikationslücken bei den Mitar­
beitern zeigen. Eine Personalpla­
nung als wesentliche Grundlage 
für eine Planung der Weiterbil­
dungsaktivitäten wird in fast allen 
Großbetrieben durchgeführt. In 
den Betrieben mit weniger als 20 
Beschäftigten gab dies in unserer 
Untersuchung nur rund ein Fünftel 
der Befragten an. Dieser Anteil 
liegt dabei in den mittleren Betrie­
ben deutlich höher. In der Be­
triebsgrößenklasse mit 20 und we­
niger als 200 Beschäftigten sind es 
rund ein Drittel der befragten Be­
triebe und in der Klasse zwischen 
200 und weniger als 1 000 Beschäf­
tigten bereits knapp 50 %. 

Als ein wesentliches Planungsele­
ment für die Weiterbildung kann 
die längerfristige Bereitstellung 
von finanziellen Mitteln betrachtet 
werden, die von vornherein für 
Zwecke der Weiterbildung reser­
viert werden. Ein solches Weiter­
bildungsbudget haben fast alle der 
befragten Großbetriebe, während 
kleinere und mittlere Betriebe in 
der Regel hierüber nicht verfügen. 
In unserer Erhebung wurde die 
Frage nach dem Vorhandensein 
eines Weiterbildungsbudgets in 
der Klasse mit weniger als 20 Be­
schäftigten von allen Betrieben ver­
neint, die entsprechenden Prozent­
sätze für die beiden nächsthöheren 
Betriebsgrößenklassen liegen bei 
85 % bzw. 75 %. 

Ansprache der Mitarbeiter und 
Auswahl der Teilnehmer 
In Großbetrieben kann über das 
Weiterbildungsprogramm bzw. ein 
Weiterbildungsverzeichnis eine 
unmittelbare Ansprache der Mitar-

beiter erfolgen. Sieben der neun 
befragten Großbetriebe gaben an, 
ihren Mitarbeitern ein Weiterbil­
dungsverzeichnis zur Kenntnis zu 
geben. Darüber hinaus erfolgt bei 
sich kurzfristig ergebenden Wei­
terbildungsnotwendigkeiten eine 
direkte Ansprache potentieller 
Teilnehmer durch Fachvorgesetzte 
und die Personal- bzw. Weiterbil­
dungsabteilung. Rund zwei Drittel 
der befragten Betriebe informie­
ren ihre Mitarbeiter durch Aushän­
ge, ein Drittel auch durch Umläufe. 

Von den befragten kleinen und 
mittleren Betrieben gab nur jeder 
zehnte Betrieb an, den Mitarbei­
tern ein Verzeichnis über beab­
sichtigte Weiterbildungsmaßnah­
men zur Verfügung zu stellen. Zu­
meist werden potentielle Teilneh­
mer direkt von den Fachvorgesetz­
ten und der Personalabteilung auf 
anstehende Weiterbildungsmaß­
nahmen aufmerksam gemacht. Da­
neben kommt Aushängen und Um­
läufen eine gewisse Bedeutung zu, 
diese Formen der Mitarbeiteran­
sprache sind aber etwas weniger 
stark ausgeprägt als in Großbe­
trieben. 

Die Entscheidung über die Aus­
wahl der Teilnehmer erfolgt in den 
Kleinbetrieben mit weniger als 20 
Beschäftigten im Normalfall durch 
den Betriebsinhaber bzw. Ge­
schäftsführer selbst. In allen ande­
ren Betriebsgrößenklassen sind in 
der Regel unterschiedliche Hierar­
chiestufen und Stellen im Betrieb 
an der Entscheidung über die Aus­
wahl der Teilnehmer beteiligt. 
Hierbei handelt es sich neben dem 
Inhaber bzw. der Geschäftsfüh­
rung um die Personal- bzw. Bil­
dungsabteilung sowie die Fachvor­
gesetzten. Die direkte Einflußnah­
me auf die Auswahl der Teilneh­
mer sinkt dabei mit steigender Be­
triebsgröße. So entscheidet in der 
Betriebsgrößenklasse zwischen 20 
und weniger als 200 Beschäftigten 
in rund 80 % der Fälle der Inhaber 
bzw. Geschäftsführer. Bei Betrie­
ben in der nächsthöheren Be­
triebsgrößenklasse mit weniger als 
l 000 Beschäftigten geht dieser 
Prozentsatz auf knapp 60 % zurück, 
bei Großbetrieben liegt der betref-
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fende Anteil bei rund einem Drit­
tel. Der relative Einfluß von zentra­
len Stellen wie der Personalabtei­
lung steigt mit zunehmender Be­
triebsgröße, während umgekehrt 
der Einfluß der Fachabteilungen in 
mittleren Betrieben stärker ausge­
prägt ist als in Großbetrieben. 

Formen der 
Bedarfsermittlung 

In diesem Abschnitt wird kurz über 
die wesentlichen Vorgehenswei­
sen in den Betrieben zur Bedarfs­
ermittlung berichtet und auf vor­
handene Unterschiede zwischen 
Betrieben unterschiedlicher Grö­
ße eingegangen. 

Als unproblematisch erwies sich 
die Ermittlung bzw. Formulierung 
von Weiterbildungsbedarf dann -
und zwar unabhängig von der Be­
triebsgröße - wenn offenkundig 
auftretende Qualifikationsdefizite 
bei den Mitarbeitern für die Durch­
führung von Weiterbildungsmaß­
nahmen verantwortlich waren. Dies 
gilt z. B. für den Fall der Anschaf­
fung einer neuen Maschine in der 
Produktion oder die Einführung 
von EDV. Da die notwendigen Be­
dienungskenntnisse normalerwei­
se fehlen, sind die Betriebe unmit­
telbar dazu gezwungen, Weiterbil­
dungsveranstaltungen durchzufüh­
ren. Für diesen Teil der Weiterbil­
dungsaktivitäten stellt sich im ei­
gentlichen Sinne gar nicht das Pro­
blem einer Bedarfsermittlung. Der 
Bedarf ergibt sich vielmehr aus 
den Arbeitsaufgaben. Zu entschei­
den ist hier nur die Frage, in wel­
cher Form und von welchen Bil­
dungsträgern eine solche Weiter­
bildung durchzuführen ist. Diese 
Weiterbildungs- bzw. Bedarfskate­
gorie steht - quer über alle Be­
triebsgrößenklassen hinweg - ein­
deutig im Vordergrund der be­
trieblichen Weiterbildungsaktivitä­
ten. 3) 

Betrachtet man das Spektrum der 
betrieblichen Weiterbildung, so ist 
allerdings auch ein großer Teil der 
Weiterbildungsaktivitäten nicht un­
mittelbar durch offensichtliche 
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Qualifikationsdefizite der Mitarbei­
ter legitimiert, einen direkten 
Zwang zur Durchführung solcher 
Weiterbildungsmaßnahmen gibt es 
für die Betriebe nicht. Der Durch­
führung dieser Weiterbildungsakti­
vitäten liegen unterschiedliche For­
men der Bedarfsermittlung zugrun­
de. Vergleicht man Betriebe unter­
schiedlicher Größe miteinander, 
so scheint der Weiterbildung mit 
weniger direkt ablesbarer Notwen­
digkeit in Großbetrieben eine grö­
ßere Rolle zuzukommen als in klei­
nen und mittleren Betrieben. So er­
klären in allen Betriebsgrößenklas­
sen unterhalb l 000 Beschäftigten 
etwas mehr als 50 % aller Befrag­
ten, daß sie keinerlei Schwierigkei­
ten bei der Ermittlung des Weiter­
bildungsbedarfs haben. Bei den 
Großbetrieben mit mehr als 999 
Beschäftigten sagen dies nur noch 
zwei von neun befragten Betrie­
ben. Zum Teil dürften diese Unter­
schiede allerdings auch auf die 
bessere Überschaubarkeit von 
Problemlagen in kleineren und 
mittleren Betrieben im Vergleich zu 
Großbetrieben zurückzuführen sein. 

Von den befragten Betrieben wur­
den zur Ermittlung des Weiterbil­
dungsbedarfs die folgenden Vor­
gehensweisen genannt: 

e Befragung von Vorgesetzten 
Der Befragung von Vorgesetzten 
kommt in Großbetrieben und in 
Betrieben mit einer Beschäftig­
tenzahl von mindestens 200 eine 
sehr große Bedeutung zu. Rund 
70 % der befragten Betriebe in 
diesen Betriebsgrößenklassen 
wiesen auf die Vorgesetzten hin. 
In der Klasse zwischen 20 und 
weniger als 200 Beschäftigten 
sind dies nur noch rund 28 %. In 
den befragten Kleinbetrieben 
mit weniger als 20 Beschäftigten 
wird fast nie eine Abfrage oder 
ein Gespräch mit Vorgesetzten 
als Form der Bedarfsermittlung 
genannt. Offensichtlich kommt in 
die$en Betrieben dem Betriebs­
inhaber/ Geschäftsführer eine 
sehr dominierende Rolle zu. 

e Befragung der Mitarbeiter 
In vielen Betrieben werden in 
die Entscheidung über den 
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Qualifikationsbedarf auch die 
Mitarbeiter einbezogen. Eine 
Befragung der Mitarbeiter als 
Form der Bedarfsermittlung 
wird von mehr als 50 % der 
Großbetriebe genannt, in den 
Betriebsgrößenklassen bis zu 
999 Beschäftigten sagt dies je­
weils rund ein Drittel der Be­
fragten. Die Befragung der Mit­
arbeiter erfolgt dabei in der Re­
gel in Form unverbindlicher Ge­
spräche, die zumeist von den 
Vorgesetzten, in sehr kleinen 
Betrieben vom Inhaber persön­
lich geführt werden. Befragun­
gen mit Hilfe von standardisier­
ten Fragebogen gab es in den 
von uns befragten Betrieben nur 
m wemgen Ausnahmefällen. 
Hierbei handelte es sich aus­
schließlich um Großunterneh­
men. 

e Befragung des Betriebsrates 
Der Betriebsrat scheint bei der 
Ermittlung des Weiterbildungs­
bedarfs kaum berücksichtigt zu 
werden. In Betrieben mit weni­
ger als 200 Beschäftigten wer­
den Gespräche mit dem Be­
triebsrat als Form der Bedarfs­
ermittlung fast nie genannt. Be­
triebe in einer Größenordnung 
zwischen 200 und weniger als 
l 000 Beschäftigten nennen mit 
15 % den Betriebsrat, bei Groß­
betrieben beträgt dieser Anteil 
knapp 30 %. 

e Problemanalysen an neural­
gischen Punkten 
Rund 40 % der Betriebe gaben 
an, daß man gelegentlich zur Er­
mittlung von Weiterbildungsbe­
darf Problemanalysen an neu­
ralgischen Punkten durchführe. 
Dies wird jedoch nur bei sehr 
gravierenden Problemlagen 
(z. B. deutliche Mängel der Pro­
duktqualität) praktiziert. Im Kon­
text der betrieblichen Weiterbil­
dung scheinen solche Problem­
analysen eher eine geringe Rol­
le zu spielen. In Großbetrieben 
liegt der Anteil der Befragten, 
die auf diese Form der Bedarfs­
ermittlung hinwiesen, mit rund 
70 % deutlich höher als in allen 
anderen Betriebsgrößenklassen 
(Anteile von jeweils rund 40 %). 
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e Auswertung externer Angebote 
Knapp 30 % der befragten Be­
triebe gaben an, daß sie zur Be­
darfsermittlung externe Ange­
bote sichten und auswerten. 
Durch die Vielzahl der Informa­
tionen über Weiterbildungslehr­
gänge, die von externen Veran­
staltern durchgeführt werden, 
erhofft man sich einen aktuellen 
Wissensstand über neue Ent­
wicklungen und zeitgemäße 
Weiterbildungsformen. In den 
Betriebsgrößenklassen bis zu 
999 Beschäftigten liegen die er­
mittelten Anteile für diese Form 
der Bedarfsermittlung zwischen 
20 und 30 %, bei den Großbe­
trieben hingegen nennen mehr 
als die Hälfte die Auswertung 
von Bildungsangeboten exter­
ner Träger. Dieses Ergebnis 
überrascht insofern, als kleine­
re Betriebe relativ häufiger mit 
externen Trägern zusammenar­
beiten, während größere Betrie­
be häufig Weiterbildung selbst 
in den betriebseigenen Räumen 
durchführen (vgl. Abschnitt 
"Weiterbildungsstruktur"). Ver­
mutlich beschäftigen sich klei­
nere und mittlere Betriebe häu­
fig erst dann mit Verzeichnissen 
der Bildungsangebote externer 

Träger, wenn die Weiterbil­
dungsnotwendigkeiten bereits 
erkannt sind und die geeignete 
Weiterbildungsform bzw. der 
geeignete Träger gefunden 
werden muß. 

Weiterbildungsintensitäteil 

Um die Quantität der Weiterbil­
dungsaktivitäten der Betriebe zu 
ermitteln, wurde die Relation von 
Teilnehmerstunden zu Beschäftig­
ten errechnet. Als Gesamtdurch­
schnitt ergibt sich ein Wert von 8,8 
Teilnehmerstunden pro Beschäftig­
ten für das Jahr 1986. 4) Im Schnitt 
nimmt also jeder Beschäftigte in 
den befragten Betrieben innerhalb 
eines Jahres einen Tag an einer be­
trieblichen Weiterbildungsmaß­
nahme teil. Von diesem errechne­
ten Durchschnittswert gibt es aller­
dings erhebliche Abweichungen 
nach unten und oben (vgl. Abb. 1). 
So befanden sich in unserer Stich­
probe immerhin 10 Betriebe (von 
107), die nach eigenen Angaben im 
Erhebungszeitraum keinerlei Wei­
terbildung betrieben haben. Für 
rund ein Fünftel der befragten Be­
triebe ergibt sich ein Durch.-

Abbildung 1: Häufigkeitsverteilung der Weiterbildungsintensitäten, 
Teilnehmerstunden je Beschäftigten 

25 25 

8,8 

-l 
I 

0 bis 4 bis 8 bis 12 bis 16 bis 20 bis 30 üb. 30 Durchschnitt 

n•107 Betriebe 
n•501553 Teilnehmerstunden 
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schnittswert der Weiterbildungsin­
tensität der bei mehr als zwei Ta­
gen liegt. Insgesamt schwankt der 
gebildete Indikator zwischen 0 und 
85 Teilnehmerstunden pro Beschäf­
tigten. 

Die Auswertung ergab keine deut­
liche Abhängigkeit der Weiterbil­
dungsintensitäten von der Be­
triebsgröße. So gibt es auch inner­
halb der einzelnen Betriebsgrö­
ßenklassen eine erhebliche 
Spannweite zwischen den Weiter­
bildungsintensitäten der Betriebe. 
In einer Varianzanalyse zum Ein­
fluß der Betriebsgröße auf die Wei­
terbildungsintensität ließen sich 
nur 8 % der gesamten Abweichun­
gen auf die Betriebsgröße zurück­
führen. Die Ergebnisse können als 
Hinweis dafür gewertet werden, 
daß Kleinbetriebe nicht "per se" 
als weiterbildungsabstinent einge­
schätzt werden dürfen und z. T. ei­
nen Vergleich mit größeren Betrie­
ben nicht zu scheuen haben. 5) 

Eine starke Abhängigkeit der Wei­
terbildungsintensität gibt es nach 
unseren Erkenntnissen dagegen 
von der Art der angebotenen Pro­
duktpalette bzw. dem Dienstlei­
stungsprogramm Weiterbildungs­
aktivitäten werden besonders häu­
fig dann durchgeführt, wenn Pro­
dukte bzw. Dienstleistungen ange­
boten werden, die aufgrund der 
Marktgegebenheiten und des 
technischen Entwicklungstempos 
in starkem Maße verändert wer­
den müssen. Als Musterbeispiel 
sei hier auf - auch auf kleinere -
Betriebe im EDV-Bereich hingewie­
sen. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, 
daß unterschiedliche Weiterbil­
dungsintensitäten der Betriebe 
nicht vollständig auf voneinander 
abweichende sachliche Rahmen­
bedingungen zurückgeführt wer­
den können. Von erheblicher Be­
deutung dürfte darüber hinaus die 
generelle Einstellung der Verant­
wortlichen in den Betrieben bzw. 
die "Weiterbildungsphilosophie" 
eines Betriebes sein. So gibt es Be­
triebe, die Weiterbildung eher als 
reaktives Instrument begreifen, 
und solche, die - bei ähnlichen 
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Abbildung 2: Struktur Weiterbildungsvolumen nach interner 
und externer Weiterbildung in Prozent 
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Rahmenbedingungen - der Wei­
terbildung eher eine offensive und 
präventive Funktion zuschreiben. 

Weiter bild ungsstruktur 

Während sich über die betriebli­
chen Weiterbildungsintensitäteil 
hinsichtlich der Betriebsgröße kei­
ne signifikanten Unterschiede fest­
stellen lassen, bestehen allerdings 
betriebsgrößenspezifische Unter­
schiede der Weiterbildungsstruk­
tur in bezug auf die Nutzung inter­
ner und externer Weiterbildungs­
maßnahmen (vgl. Abb. 2). 

Das Weiterbildungsvolumen (Teil­
nehmerstunden) von Kleinbetrie­
ben mit weniger als 20 Beschäftig­
ten ergibt sich zum größten Teil 
(81,3 %) aus der Teilnahme von be­
trieblichen Mitarbeitern an exter­
nen Weiterbildungsveranstaltun­
gen. Bei den Großbetrieben mit 
mehr als 999 Beschäftigten ist das 
Verhältnis umgekehrt. Hier resul­
tiert das Weiterbildungsvolumen 
zu 92,1 %aus intern durchgeführter 
Weiterbildung. Zwischen diesen 
Extremen liegen, wie die Abbil­
dung 2 zeigt, die mittleren Be­
triebe. 
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Die Entscheidung für interne bzw. 
externe Weiterbildung hängt im 
wesentlichen von folgenden Fakto­
ren ab: 

- Vorhandensein bzw. Fehlen wei­
terbildungsrelevanter personel­
ler, sächlicher und räumlicher 
Kapazitäten, 

- Weiterbildungsthemen (speziel­
le Fragestellungen für wenige 
Mitarbeiter bzw. allgemeine 
Fragestellungen für eine große 
Zahl von Mitarbeitern), 

- Veranstaltungsdauer, 
- Zielgruppengröße, 
- Kosten (diese sind vor allem ab-

hängig von der Dauer und Teil­
nehmerzahl). 

In kleineren Betrieben erschweren 
zum einen die fehlenden personel­
len, sächlichen und räumlichen Ka­
pazitäten sowie die betriebsbe­
dingt kleine potentielle Teilneh­
merzahl die Durchführung von in­
ternen Weiterbildungsmaßnah­
men. Mit zunehmender Betriebs­
größe verbessern sich die Bedin­
gungen für die interne Weiterbil­
dung. Die interne Weiterbildung ist 
dann ökonomisch vorteilhafter und 
sie gestattet eine für die spezifi­
schen Betriebszwecke maßge­
schneiderte Weiterbildung. 
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Die Differenzierung der Themen­
struktur nach den vier Betriebsgrö­
ßenklassen zeigt, daß in bezug auf 
die meisten Weiterbildungsthemen 
keine gravierenden, betriebsgrö­
ßenbedingten Abweichungen von 
der durchschnittlichen Gesamt­
struktur bestehen, während bei 
drei Themenbereichen bedeutsa­
me Unterschiede feststellbar sind 
(vgl. Abb. 3). 

So entfallen in den Großbetrieben 
mit mehr als 999 Beschäftigten auf 
den Themenkreis ,,Unternehmens­
führung/ Management'' im Durch­
schnitt etwa ein Sechstel der Teil­
nehmerstunden, während Themen 
dieser Art in den kleineren Betrie­
ben nur 1,14 %des Weiterbildungs­
volumens ausmachen. Offensicht­
lich spielen in Großbetrieben Ma­
nagementprobleme eine weit grö­
ßere Rolle als in Kleinbetrieben, 
weshalb an Weiterbildung auf dem 
Gebiet Unternehmensführung in 
den großen Betrieben ein weit grö­
ßerer Bedarf besteht. Dies hängt 
u. a. aber auch damit zusammen, 
daß in Großbetrieben eine mehr 
oder weniger differenzierte Be­
triebshierarchie besteht, die es im 
Interesse eines reibungslosen Be­
triebsablaufs notwendig erschei­
nen läßt, die Führungskräfte auf al­
len Ebenen immer wieder weiter­
zubilden. 

Der zweite Themenbereich, in dem 
sich betriebsgrößenbedingte Un­
terschiede zeigen, ist der Bereich 
"EDV /Textverarbeitung/Kaufmän­
nische Anwendung der Informa­
tionstechnik ' '. Hier weisen die klei­
nen und mittleren Betriebe mit 
12 % bzw. 15 % deutlich höhere An­
teile am Weiterbildungsvolumen 
auf als die größeren und Großbe­
triebe mit 7% bzw. 3 %. Diese Un­
terschiede sind vor allem darauf 
zurückzuführen, daß die Einfüh­
rung neuer Informations- und Korn­
munikationstechniken in Großbe­
trieben im Untersuchungszeitraum 
schon weitgehend abgeschlossen 
war, während sie in kleineren Be­
trieben gerade erst begonnen 
hatte. 

Hier wird ein Phänomen sichtbar, 
das insbesondere im kaufmän-
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Abbildung 3: Themenstruktur Weiterbildung nach 
Betriebsgrößenklassen 
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nisch-verwaltenden Bereich zu be­
obachten ist und weniger im tech­
nischen, wo im Zusammenhang mit 
der Einführung neuer Techniken 
(z. B. CAD, CAM, CNC) die Weiter­
bildungsaktivitäten de r Kleinbe­
triebe sich kaum von denen der 
Großbetriebe unterscheiden. 

Bemerkenswert sind drittens die 
Unterschiede im Themenbereich 
, ,Traditionelle Fertigungstechni-
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ken' ', die be i den Kle inbetrieben 
fast ein Viertel (24,38 %) des Wei­
terbildungsvolumens umfassen, 
dagegen bei den Großbetrieben 
dieser Themenbereich weniger als 
ein Zehntel (8,61 %) ausmacht, was 
damit zusammenhängt, daß tradi­
tionelle Fertigungstechniken in den 
untersuchten Kleinbetrieben auf­
grund ihrer Produktpalette (z. B. 
handwerkliche Einzelfertigung) 
noch stärker dominierte als in den 

Großbetrieben, die sich zur Indivi­
dualisierung ihre r Produkte be­
reits weitgehend moderner Ferti­
gungstechniken be dienen. 

Anmerkungen 

1) Die Ergebnisse dieser Untersuchung werden 
demnächst in einer Schriftenreihe des Bundes­
instituts für Berufsbildung veröffentlicht. 

2) Zu organisationstheoretischen Fragen der be­
trieblichen Weiterbildung vgl. z. B. W. Weber: 
Betriebliche Weiterbildung, Stuttgart 1985, 
S. 48 ff. 

3) Zur Problematik der Weiterbildungsbedarfs· 
analyse und zu den Methoden der Ermittlung vgl. 
z. B. R. Leiter u. a.: Der Weiterbildungsbedarf im 
Unternehmen. Methoden der Ermittlung, Mün­
chen, W ien 1982 sowie M . Bayer, G. E. Ortner, 
B. Thunemeyer (Hrsg.): Bedarfsorientierte Ent­
wicklungsplanung in der Weiterbildung, Opla­
den 1981. 

' ) Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich ein er­
heblicher Teil der Weiterbildung von Beschäf­
tig1en in eigener Regie und unabhängig vom Be­
trieb vollzieht. Vgl. hierzu auch die Repräsentativ­
erhebung im "Berichtssystem Weiterbildungs­
verhalten 1985", Infratest Sozialforschung 
GmbH, München 1987. 

5) In früheren Untersuchungen zur betrieblichen 
Weiterbildung wurde festgestellt, daß Kleinbe­
triebe im Durchschnitt erheblich weniger wei­
terbildungsaktiv sind als Großbetriebe (vgl. ins­
besondere R. von Bardeleben, G. Böll, H. Kühn: 
Strukturen betrieblicher Weiterbildung. Bun­
desinstitut für Berufsbildung [Hrsg.]: Berichte 
zur beruflichen Bildung, Heft 83, Berlin und 
Bonn 1986, S. 61). Als Erklärung für die abwei­
chenden Ergebnisse in unserer neueren Unter­
suchung kommen vor allem folgende Gründe in 
Frage: Nachholbedar f der Kleinbetriebe, Wei· 
terbildungszwang aufgrundder Einführung neu­
er Techniken. 
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Weiterbildung in Klein- und Mittelbetrieben: 
Barrieren der Weiterbildungsbeteiligung 
und Vorschläge für Maßnahmen 
Christian Drieling, Dieter Gnahs, Beate Seusing 

In der gegenwärtigen berufsbildungspolitischen Diskussion ist unumstritten, daß ein we­
sentlicher Faktor für die Schaffung und Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland in der Qualifikation und Motivation der Beschäftigten 
liegt. Besonderes Augenmerk richtet sich hierbei auf die Klein- und Mittelbetriebe, denen 
große Innovationsbereitschaft und-fähigkeitsowie hohe Flexibilität nachgesagt werden und 
die (a uch in Zeiten der Rezession) zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen ') beigetragen 
haben. 

Wenn also der Qualifikation der Beschäftigten in Klein- und Mittelbetrieben eine zentrale 
Stellung für die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zukommt, wie sieht es dann aus mit der 
Weiterbildung in Klein- und Mittelbetrieben, welche Barrieren stehen einer (höheren) Wei­
terbildungsbeteiligung entgegen und wo gibt es hier Ansatzpunkte für Verbesserungen? 

Diese und weitere ähnlich gelagerte Fragestellungen waren Gegenstand eines gemeinsam 
vom Institut für Entwicklungsplanung und Strukturforschung und dem BIBB durchgeführten 
Projekts " Analyse des beruflichen Weiterbildungsangebots und -bedarfs in ausgewählten 
Regionen'; aus dem hier einige Ergebnisse zu den o. g. Fragestellungen berichtet werden. 

Christian Drieling 
Diplom-Soziologe; wissenschaftlicher Mitarbeiter 
im Institut für Entwicklungsplanung und Struktur­
forschung GmbH an der Universität Hannover. Ar­
beitsschwerpunkte: Weiterbildungs-, Berufsbil­
dungs- und Arbeitsmarktforschung. 

Beate Seusing 
Soziologin, M. A.; wissenschaftliche Mitarbeiterin 
im Institut für Entwicklungsplanung und Struktur­
forschung GmbH an der Universität Hannover. Ar­
beitsschwerpunkte: berufliche Weiterbildung, 
Weiterbildungsstatistik, Frauenforschung. 
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Dieter Gnahs 
Diplom-Volkswirt; Diplom-Soziologe; Leiter des Ar­
beitsbereichs "Arbeitsmarkt, Aus- und Weiterbil­
dung" im Institut für Entwicklungsplanung und 
Strukturforschung GmbH an der Universität Han­
nover. Arbeitsschwerpunkte: berufliche Weiterbil­
dung, Instrumente der Arbeitsmarktpolitik, Wei­
terbildungsstatistik. 

Zur strukturellen Situation 
von Klein-
und Mittelbetrieben 

In Abhandlungen zu Fragen der 
beruflichen Aus- und Weiterbil­
dung im Zusammenhang mit be­
trieblichen Strukturen wird übli­
cherweise eine Zuordnung zu den 
Kategorien "Kleinbetrieb" bzw. 
"Mittelbetrieb" nach der Anzahl 
der Beschäftigten vorgenommen 
(z. B. unter 20 Mitarbeiter = Klein-
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betrieb, 20 bis unter l 000 Mitarbei­
ter = Mittelbetrieb), wobei unter­
stellt wird, daß ein Zusammenfal­
len struktureller betrieblicher ,Ei­
genheiten, die für die jeweilige 
Fragestellung relevant sind, mit 
der Betriebsgrößenklasse gege­
ben ist. 

Hier wird in der Regel angenom­
men, daß typisch für Klein-/ Mittel­
betriebe eine Aufgabenstruktur ist , 
die wenig standardisiert, dabei fle­
xibel und kundennah ist, wobei 
Einzelfertigung, Reparaturarbeiten 
oder Kleinserienfertigung vorherr-
schen. -

Als erforderlich für die Erfüllung 
der betrieblichen Aufgaben wird 
dementsprechend eine qualifizier­
te Belegschaft, d. h . mit einem ho­
hen Anteil an qualifizierten Kräften 
(vor allem Facharbeitern/ Gesel­
len/ Gehilfen) gegenüber einem 
vergleichsweise geringen Anteil 
an an- und ungelernten Arbeits­
kräften (, ,Produktionshilfskräften''), 
angesehen. 

Neuere Studien2) zeigen jedoch, 
daß ein so eindeutiger linearer Zu­
sammenhang hier nicht besteht -
auch in Betrieben, deren Beschäf­
tigtenzahlen durchaus eine Ein­
gruppierung in die Kategorien 
Klein- bzw. Mittelbetrieb rechtferti­
gen, kann der Anteil der an- und 
ungelernten Arbeitskräfte im 
Schnitt weit über 40 Prozent3) lie­
gen. Der Zusammenhang von ge­
ringer Beschäftigte nzahl und ei­
nem hohen Anteil an Fachkräften 
ist daher sinnvoll einzuschränken 
--;- z. B. auf den Bereich von Betrie­
ben mit einer Beschäftigtenzahl un­
ter 20 und einer entsprechenden 
Aufgabenstruktur. 4) 

Dagegen ist das qualitative Merk­
mal einer geringen formalen Ar­
beitsteilung im indirekten ("over­
head") Bereich in mehr oder min­
der ausgeprägter Form bei Klein­
und Mittelbetrieben durchgängig 
anzutreffen. Eine Ausdifferenzie­
rung der Aufgaben, wie z. B. Perso­
nalentwicklung oder Weiterbil­
dung, in ausschließlich dafür zu­
ständige Personen bzw. Abteilun­
gen ist hier kaum festzustellen 5), 
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da aufgrund der Betriebsgröße 
eine Auslastung nicht gegeben 
wäre. 

Resultat einer solchen betriebli­
chen Struktur ist häufig eine Ver­
nachlässigung dieser Aufgaben, 
da die für deren Organisation Zu­
ständigen überlastet sind und we­
der für die eigene Weiterbildung 
noch für die Planung der für die 
Mitarbeiter genügend "Luft" 
bleibt. 

Weiterbildungsbarrieren in 
Klein- und Mittelbetrieben 

Im folgenden werden Weiterbil­
dungsbarrieren dargestellt und 
durch Ergebnisse aus der oben ge­
nannten Untersuchung illustriert. 

Informations- und Beratungsdefizite 
Der Weiterbildungsbereich ist nur 
begrenzt transparent. Das liegt vor 
allem daran, daß Weiterbildung 
kein homogenes Gut ist. So können 
Veranstaltungen gleichen Themas 
sich in vielfältiger Weise voneinan­
der unterscheiden: Sie variieren 
nach Dauer, nach dem Ablauf, 
nach den benutzten Lehr- und 
Lernmitteln. 

Die Vergleichbarkeit der Angebo­
te wird zusätzlich dadurch er­
schwert, daß nicht alle Weiterbil­
dungseinrichtungen die für die 
Beurteilung des Preis-Leistungs­
Verhältnisses notwendigen Anga­
ben machen (z. B. in den gedruck­
ten Programmen). Auf der anderen 
Seite sind auch nicht alle Interes­
senten dazu in der Lage, 
bote auf ihre Güte hin zu prüfen: 
Die Erfahrung, die dazu nötig ist, 
wird (soll) erst durch die Veranstal­
tung erworben (werden), oder es 
fehlen einfach die zeitlichen Mög­
lichkeiten, sich einen Überblick zu 
verschaffen. 

Vielfach gelingt es den Interessen­
ten gar nicht, alle in Frage kom­
menden Veranstaltungen in Erfah­
rung zu bringen. Die Vielfalt der 
regional und überregional tätigen 
einschlägigen Anbieter ist einfach 
zu groß. Nur in seltenen Fällen gibt 

lO 

es bisher die Möglichkeit, auf ein 
Angebotsverzeichnis oder auf eine 
Weiterbildungsdatenbank zurück­
zugreifen oder einen kundigen 
Weiterbildungsberater zu konsul­
tieren. Zudem ist der Weiterbil­
dungsmarkt in ständigem Um­
bruch, so daß neue Anbieter bzw. 
Angebote hinzukommen, andere 
verschwinden. 

Die skizzierten objektiven Schwie­
rigkeiten, einen Überblick über 
den Weiterbildungsmarkt zu erhal­
ten, spiegeln sich auch in den Ant­
worten der Vertreter von 107 be­
fragten Betrieben (Personalleiter, 
Inhaber etc.) wider: Fast die Hälfte 
von ihnen (44 %) hält den eigenen 
Informationsstand über die Mög­
lichkeiten betriebsexterner Weiter­
bildung für ergänzungsbedürftig. 
Bei den Kleinbetrieben (unter 20 
Beschäftigte) sind es gar 50 %. 

Bei den befragten 7 Betrieben mit 
mehr als l 000 Beschäftigten wird 
der Informationsstand in 5 Fällen 
für ausreichend gehalten. Derarti­
ge Betriebe haben Weiterbildungs­
experten in ihren Reihen, die sich 
hauptamtlich mit Bildungsarbeit 
befassen und so einen guten Markt­
überblick gewinnen. Dies muß als 
deutlicher Vorteil gegenüber den 
Klein- und Mittelbetrieben gese­
hen werden. 

Klein- und Mittelbetriebe können 
sich das nicht ausreichend vorhan­
dene Weiterbildungs-Know-how 
auch nicht über Beratungsleistun­
gen erschließen. Die vorhandenen 
Beratungsmöglichkeiten (z. B. Be­
triebsberatung der Kammern oder 
kommerzielle U nternehmensbera­
ter) berücksichtigen vorrangig pro­
duktionstechnische, betriebswirt­
schaftliche und Finanzierungs­
aspekte und vernachlässigen noch 
weitgehend Qualifizierungsfragen. 
Es ist allerdings nicht zu verken­
nen, daß eine Intensivierung der 
Qualifizierungs- bzw. im speziellen 
auch der Weiterbildungsberatung 
betrieben wird. 

Planungsdefizite 
Planendes, kalkulierendes Verhal­
ten in bezugauf Weiterbildung fin­
det sich nur in wenigen Großbe-

trieben. Der Kleinbetrieb dagegen 
reagiert auf Offerten von Herstel­
lern und betriebsexternen Weiter­
bildungsanbietern. Er bemüht sich 
im Regelfall nicht darum, einen 
vollständigen Marktüberblick zu 
bekommen und dann das für ihn 
optimale Angebot auszuwählen. 
Der kleine und mittlere Betrieb 
führt im Regelfall nur die "unum­
gängliche'' Weiterbildungsmaß­
nahme durch, während der Groß­
betrieb auch vorausschauend Wei­
terbildung betreibt. 

Wie Abb. l zeigt, messen rund 
86 % der Großbetriebe (l 000 und 
mehr Beschäftigte), aber nur 48 % 
bzw. 41 % der kleineren Betriebe 
(bis 19 Beschäftigte, 20 bis 199 Be­
schäftigte) Nutzen-Kosten-Über­
legungen im Zusammenhang mit 
Weiterbildung eine mittlere oder 
sogar große Bedeutung bei. 

Ein anderes zu beobachtendes 
Phänomen ist die Präferenz für ei­
nen Veranstalter oder eine geringe 
Zahl von Veranstaltern. Diese Vor­
auswahl verkürzt zwar den Such­
und Auswahlprozeß, engt aber 
auch die Möglichkeit ein, das beste 
Angebot auszuwählen, weil be­
stimmte Möglichkeiten von vorn­
herein ausgeblendet sind. 

Im Großbetrieb werden die Wei­
terbildungsaktivitäten im Regelfall 
systematisch vorbereitet und ge­
plant (z. B. durch Vorgesetztenbe­
fragung, Auswertung externer An­
gebote, Problemanalyse). Im Klein­
und Mittelbetrieb wird Planung 
häufig ersetzt durch die "Intuition 
des Chefs''. Dieses Vorgehen führt 
- das ist wohl unumstritten - häu­
fig zu richtigen Entscheidungen, 
birgt aber auch ein hohes Risiko 
der Fehlentscheidung. 

Angebotsdefizite 
Der Klein- und Mittelbetrieb ist in 
hohem Maße auf das außerbe­
triebliche Angebot angewiesen. 
Aus eigener Kraft kann er nur in 
Ausnahmefällen Weiterbildungs­
veranstaltungen anbieten. Meist 
stehen wegen der kleinen Zahl von 
Teilnehmern Aufwand und Ertrag 
in einem ungünstigen Verhältnis zu­
einander. 
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Abbildung 1: Bedeutsamkeif von Nutzen-Kosten-Überlegungen im 
Zusammenhang mit Weiterbildungsentscheidungen 

I Betriebe 

bis 19 Beschäftigte 
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Abbildung 2: Regionales und überregionales Weiterbildungsangebot 
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Zur Deckung ihres Weiterbil­
dungsbedarfs greifen die Betriebe 
in ihrer Mehrzahl auf überregiona­
le Angebote zurück (vgl. Abb. 2). 
Nur ein gutes Drittel nutzt überwie­
gend das regionale Angebot. 

Die regionale Weiterbildungs­
orientierung variiert allerdings in 
starkem Maße zwischen den Be­
triebsgrößenklassen. So nutzen ein 
Viertel der Betriebe unter 20 Be­
schäftigten, aber alle Betriebe mit 
mehr als l 000 Beschäftigten über­
wiegend Weiter bild ungsangebote 
außerhalb der Sitzregion. Die mitt­
leren Betriebe sind zu mehr als 
zwei Dritteln überregional orien­
tiert. 

Der Grund für das skizzierte Wei­
terbildungsverhalten liegt vor al­
lem darin, daß das überregionale 
Angebot thematisch besser auf die 
Bedürfnisse der Betriebe zuge­
schnitten ist als das regionale. Fast 
zwei Drittel der befragten Betriebe 
äußern, daß das überregionale An­
gebot inhaltlich voll den Anforde­
rungen entspreche. In bezug auf 
das regionale Angebot wird diese 
Einschätzung nur von knapp 30 % 
geteilt. Dieses Ergebnis drückt na­
türlich auch aus, daß für bestimmte 
Spezialthemen regional angebote­
ne Weiterbildungsveranstaltungen 
nicht ausgelastet werden können. 

Im Hinblick auf die Dauer, den 
Zeitpunkt und den Preis werden 
das regionale und das überregio­
nale Weiterbildungsangebot in et­
wa gleich eingeschätzt. 

Die starke Bedeutung des überre­
gionalen Angebots benachteiligt 
die kleineren Betriebe, die häufig 
nicht in de r Lage sind, zeitlich und 
finanziell die Belastungen aus der 
überregionalen Weiterbildung zu 
tragen. Zudem haben sie im Regel­
fall keinen direkten Kontakt zum 
Weiterbildungsanbieter, um z. B. 
auf die Angebotsgestaltung Einfluß 
zu nehmen. 

Im Rahmen einer der Betriebsbe-

Preis 
33,8 - 17,6 fragung vorgeschalteten Experten-
32,9 19,7 befragung wurde betont, daß das 

Weiterbildungsangebot weitge-
BIBB/ IES (N = 107) hend bedarfsgerecht sei. Als Defi-
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zitbereiche werden genannt: Füh­
rungskräfteschulungen speziell 
auch für den Bereich der Klein­
und Mittelbetriebe sowie Angebo­
te zur Vermittlung von komplemen­
tären Qualifikationen (z. B. Technik 
für Kaufleute). 

Handlungsdefizite 
Auch wenn der Nutzen von Weiter­
bildung von fast allen befragten 
Betrieben anerkannt wird, ist nicht 
in jedem Fall sichergestellt, daß 
die Weiterbildungsvorstellungen 
der Betriebe auch realisiert wer­
den können. Auf entsprechende 
Fragen nach Hinderungsgründen 
wurde am häufigsten auf fehlende 
Freistellungsmöglichkeiten (24,5 %, 
vgl. Abb. 3) verwiesen, wobei 
lediglich Großbetriebe mit mehr 
als l 000 Beschäftigten hier keine 
Schwierigkeiten sahen. Unterhalb 
dieser Schwelle zeigt sich bemer­
kenswerterweise kein weiterer Ein­
fluß der Betriebsgröße. 

Weitere relativ häufig genannte 
Gründe für Abstriche an Weiterbil­
dungsvorstellungen der Betriebe 
sind: "Kein Interesse der Mitarbei­
ter" (13,3 %) und "Kein geeignetes 
Angebot vorhanden'' (11,2 %). Die 
Antwortmöglichkeit "Zu hohe Frei­
stellungskosten'' wurde nur von 
4,1% der Betriebe genannt, was 

darauf hindeutet, daß es für die Be­
triebe vorwiegend ein organisatori­
sches Problem ist, Mitarbeiter für 
Weiterbildungsmaßnahmen freizu­
stellen. 

Handlungsnotwendigkeiten 
und -ansätze 

Die aufgezeigten Defizite und Bar­
rieren können dazu führen , daß ei­
gentlich notwendige Weiterbil­
dungsmaßnahmen gar nicht, zu 
spät oder suboptimal durchgeführt 
werden. Es ist an dieser Stelle zu 
betonen, daß Weiterbildung dem 
Betrieb nicht nur Kosten verur­
sacht, sondern ihm über erhöhte 
Produktivität und Motivation der 
Beschäftigten auch Kosten "er­
spart''. Letztlich sind neben die 
möglichen Erträge durchgeführter 
Weiterbildung auch die Kosten un­
terlassener Weiterbildung zu 
stellen. 

Diese einfachen Zusammenhänge 
machen deutlich, daß Schwachstel­
len im Weiterbildungsbereich 
möglichst zu vermeiden bzw. zu 
vermindern oder abzubauen sind. 
Volkswirtschaftliche und häufig 
auch betriebswirtschaftlich orien­
tierte Nutzen-Kosten-Kalkulationen 

Abbildung 3: Weiterbildungsbarrieren für Betriebe 
Angaben in % (Mehrfachnennungen) 
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Mitarbeiter freizustellen 
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legen dies nahe. Vor diesem Hin­
tergrund sollen nunmehr einige 
Handlungsansätze skizziert wer­
den. 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Transparenz 
Klein- und Mittelbetriebe brau­
chen einen einfachen und schnel­
len Zugriff vor allem auf das regio­
nal vorhandene Angebot an beruf­
licher Weiterbildung. Traditionell 
geschieht dies durch das Erstellen 
und Verbreiten von Veranstaltungs­
bzw. 
Neue Möglichkeiten bieten hier 
Weiterbildungsdatenbanken, wie 
sie in jüngster Zeit an verschiede­
nen Orten (z. B. in Baden-Württem­
berg und Niedersachsen) ent­
wickelt und implementiert worden 
sind. Diese bieten in der Regel Zu­
griff auf das regionale Angebot al­
ler Träger. Der Interessent hat nun 
die Möglichkeit, durch Angabe von 
geeigneten Selektionsmerkmalen 
(Stichworte, Ort und Datum der 
Veranstaltung etc.) mittels Compu­
ter die für ihn geeigneten Lehr­
gangsangebete aus dem Gesamt­
angebot herauszusuchen - der 
Vorteilliegt also in einem schnellen 
Überblick über das gesamte po­
tentiell relevante Bildungsangebot 

Ein weiterer Weg, mehr Transpa­
renz herzustellen, ist die Integra­
tion der Weiterbildungsberatung 
in die übliche Betriebsberatung 
(z. B. der Kammern). Hoffnungsvol­
le Ansätze in dieser Richtung gilt 
es auszubauen, um auch in der Be­
ratung die Gleichgewichtigkeit von 
Investitionen in das Sach- und das 
Humankapital zu dokumentieren. 

Ein weiterer wichtiger Schritt be­
stünde in der Erhöhung der Ver­
gleichbarkeit von Weiterbildungs­
angeboten. Diese könnte durch die 
Definition von Vergleichskriterien, 
von Veranstaltungstests und ggf. 
durch die Vergabe von Gütesie­
geln erreicht werden (sozusagen 
ein "Guide Michelin" für die Wei­
terbildung). 6) 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Bedarfsfeststellung und -planung 
Da Klein- und Mittelbetriebe aus 

BIBB / IES (N = 107) den oben erwähnten Gründen kei-
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ne ausreichenden Möglichkeiten 
zur Weiterbildungsplanung aufwei-

. sen, können ihnen Planungshilfen 
nützlich sein. Erste Versuche in die­
ser Richtung existieren bereits, sie 
müßten nur verstärkt auf die spe­
ziellen Bedürfnisse von Klein- und 
Mittelbetrieben zugeschnitten 
sein. 'I) 

Zu denken ist hie r z. B. an einen 
speziellen Leitfaden zur We iterbil­
dungsbedarfsfeststellung für Klein­
und Mittelbetriebe oder an ein Er­
fassungsschema für Nutze n und 
Kosten der Weiterbildung. Solche 
Instrumente sollen die Entschei­
dungsprozesse fundieren und ra­
tionalisieren, indem sie in Form von 
,,Checklisten" alle eventuell zu be­
achtenden Punkte, Argumente und 
Gegenargumente in das Blickfeld 
des Entscheiders rücken . 

Maßnahmen zur Verbesserung der 
Angebotspalette 
Um einen besseren Austausch von 
Wirtschaft und Weiterbildungsein­
richtungen zu gewährleisten, soll­
ten - ähnlich wie zwischen Schule 
und Wirtschaft - Gesprächskreise 
eingerichtet werden, die vor allem 
dazu dienen, die Bedarfsgerech­
tigkeit des Angebots an berufli­
cher Weiterbildung zu erhöhen. 
Gleichzeitig könnten derartige Ge­
sprächskreise Ausgangspunkt für 
Kooperationen zwischen regiona­
len Weiterbildungsanbietern und / 
oder Betrieben sein. 

In einem weiteren Schritt sind An­
strengungen zu unternehmen, um 
die skizzierten inhaltlichen Lücken 
im Angebot zu schließen. In erster 
Linie muß hier auf die Flexibilität 
des Weiterbildungssektors ver­
traut werden, die in hohem Maße 
eine Anpassung von Angebot und 
Bedarf auf dem Wege der Selbst­
regulierung bewirkt hat. Ein Im­
puls kann indes auch mit staatli­
cher Hilfe gesetzt werden, indem 
dieser über Modellversuche den 
Start in weiterbildnerisches Neu­
land erleichtert. 

Anmerkungen: 

1) Vgl. : Cramer, U. : Klein- und Mittelbetriebe: Hoff­
nungsträger der Beschäftigungspolitik? In 
MittAB l/87, S. 15- 29. 

BWP 6/89 

2) Vgl. Paulsen, B.: Weiterbildung und Organisa­
tionsentwicklung in Klein- und Mittelbetrieben. 
In BWP, 16. Jg. (1987), Heft 3- 4, S. 102- 106. 

' ) Dieser Wert wurde aus empirischen Erhebun­
gen gewonnen. Paulsen weist darauf hin, daß 
die amtliche Statistik keinen Aufschluß über die 
Qualifikationsstruktur der gewerblichen Be­
schäftigten nach Betriebsgrößenklassen im ver­
arbeitenden Gewerbe gibt , da entsprechende 
Daten nicht erhoben bzw. veröffentlicht werden 
(vgl.: a. a. 0., S. 102). 

4) Ausnahmen sind auch hier denkbar - so etwa 
im Dienstleistungsbereich (z. B. Gebäudereini­
gung), wo auch sehr kleine Betriebe mit über-
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wiegend an- und ungelernten Mitarbeitern an­
zutreffen sind. 

5) Vgl.: a . a . 0., S. 102 . 

' ) Im Bereich des Fernunterrichts ist durch das 
FernUSG bereits die Einhaltung von Mindestan­
forderungen der Angebote gewährleistet 

') Vgl. Bundesvereinigung der deutschen Arbeit­
geberverbände (Hrsg.): Möglichkeiten zur Er­
mittlung des Weiterbildungsbedarfs im Betrieb, 
bearbeitet von W. Malcher, Köln 1988, und 
P Faulstich, Qualitätskriterien für Bildungsange­
bote im Bereich Informationstechniken, hrsg. 
vom Modellversuch Qualifizierungsberatung, 
Kassel 1988. 

Vom Weiterbildungsträger zum 
regionalen Dienstleistungszentrum für 
die mittelständische Wirtschaft 
Johannes Koch, Ralf Kraak 

Im nationalen wie im internationalen Wettbewerb spielt auch die Qualifikation der Beschäf­
tigten von kleinen und mittleren Unternehmen eine entscheidende Rolle. Bisher war die 
Qualifikation für allem durch die berufliche Entwicklung bestimmt. 

Angesichts kürzer werdender Innovationszyklen und technologischer Sprünge bei Produk­
tions-Verfahren und Werkstoffen reichen Erstausbildung und berufliche Erfahrung nicht 
mehr aus und gewinnt Weiterbildung eine Schlüsselposition. 

Kleine und mittlere Unternehmen können die notwendige Weiterbildung zum Erhalt der vor­
handenen und zukünftig noch wichtiger werdenden Flexibilität nicht selbst organisieren. 

In zwei Projekten untersucht das Friedrichsdorfer Büro für Bildungsplanung, Salzgitter, wel­
che Veränderungen notwendig sind, damit Weiterbildun gsträger auf diesen Bedarf genau 
passende Weiterbildungsmaßnahmen entwickeln und anbieten können. 

In einem Forschungsprojekt mit 12 Trägern werden vor allem die Bedingungen zur Entwick­
lung neuer Maßnahmen (neuer Vermittlungsmethoden, neuer Lehrgangsorganisation) un­
tersucht. 

In einer Modellversuchsreihe mit 7 Trägern wird entwickelt und erprobt, wie Qualifizie­
rungsberatung als Instrument eingesetzt werden kann, damit den kleinen und mittleren Un­
ternehmen die Serviceleistungen angeboten werden, die im Zusammenhang mit der Qualifi­
kation bisher fehlen. 

Johannes Koch 
Diplom-Pädagoge; Leiter des Friedrichsdorfer 
Büros für Bildungsplanung in Salzgitter. 

Ralf Kraak 
Soziologe M. A.; wissenschaftlicher Mitarbeiter 
des Friedrichsdorfer Büros für Bildungsplanung in 
Salzgitter. Dort befaßt mit Fragen der beruflichen 
Weiterbildung, zur Zeit wissenschaftliche Beglei­
tung der Modellversuchsreihe zur Qualifizierungs­
beratung. 
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Die Bedeutung von kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU) für 
die Leistungsfähigkeit einer Volks­
wirtschaft wird zunehmend er­
kannt. Damit stellt sich nun die Fra­
ge, wie vor allem die kleineren ihre 
Leistungsfähigkeit angesichts der 
immer kürzeren Innovationszyklen 
des technischen Wandels werden 
erhalten können. Als Teilnehmer 
von Weiterbildungsmaßnahmen 
sind die Mitarbeiter von kleinen 
Unternehmen, wie Facharbeiter 
und Angelernte insgesamt, unter­
repräsentiert. Während große Un­
ternehmen jedoch fehlende Quali­
fikationen durch Arbeitsteilung 
und Einsatz von Ingenieuren eher 
auffangen können, werden kleine 
Unternehmen durch solche Defizi­
te existentiell gefährdet. 

Die Leistungsfähigkeit der 
Weiterbildung wird zum 
entscheidenden Faktor im 
internationalen Wettbewerb 

Wenntrotz des von Unternehmern 
beklagten hohen Lohnniveaus stän­
dig neue Exportrekorde erreicht 
werden, dann liegt dies nicht zu­
letzt am hohen Niveau der Fachar­
beiterqualifikation, die nicht nur 
die Arbeitsproduktivität steigert, 
sondern auch einen besonders ho­
hen Qualitätsstandard ermöglicht. 
Dieses hohe Qualifikationsniveau 
verdanken wir in erster Linie dem 
dualen System der beruflichen Bil­
dung. 

Bei allen Mängeln, die das duale 
System aus berufspädagogischer 
Sicht hat, kann es im internationa­
len Vergleich als erfolgreich gel­
ten. Dafür, daß die Leistungsfähig­
keit bundesdeutscher Unterneh­
men vor allem ihren Facharbeitern 
zu verdanken ist, sprechen nicht 
zuletzt die Exporterfolge des 
Maschinen- und Anlagenbaus, wäh­
rend sich die industrielle Massen­
fertigung auf dem Weltmarkt eher 
schwer tut. 

Gerade die Qualit'ät der Erstausbil­
dung könnte sich mittelfristig je­
doch als Nachteil herausstellen, 
wenn sie dazu führt, notwendige 
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Weiterbildung zu vernachlässigen. 
Denn in der Zukunft wird nicht die 
Qualität der Erstausbildung, son­
dern die Leistungsfähigkeit der 
Weiterbildung für das Qualifika­
tionsniveau der Beschäftigten ent­
scheidend sein. Zur Begründung 
wird hier von folgenden Hypothe­
sen ausgegangen. 

l. Die betriebliche Berufsbildung 
ist erfahrungsorientiert Betriebe 
können nur die Qualifikationen 
vermitteln, über die sie in ihrer 
Praxis selbst verfügen. Diese 
Stärke der betrieblichen Bil­
dung, daß nämlich nicht nur 
Kenntnisse und Fertigkeiten, son­
dern Anwendungspraxis vermit­
telt wird, kann dann zum Nach­
teil werden, wenn es darum 
geht, neue Qualifikationen einzu­
setzen. Die Erfolge der Industrie 
sind gegenwärtig dort beson­
ders hoch, wo sich High-Tech mit 
Low-Tech verbindet. Dabei dürf­
te sich die Facharbeiterqualifika­
tion eher im Low-Tech, also in 
den traditionellen Fertigkeiten, 
auswirken. Deutsche Werkzeug­
maschinen sind auf dem Welt­
markt nicht wegen ihrer Steue­
rungen, sondern wegen ihrer 
Präzision und Langlebigkeit be­
liebt. 

2. Innovationen lassen sich in der 
Produktion mit Angelernten 
schneller durchsetzen. Betrach­
tet man Industrien ohne betrieb­
liche Berufsausbildung, dann 
fällt der hohe Stand der Arbeits­
vorbereitung und der Anleitun­
gen für die angelernten Arbeits­
kräfte auf. Solche Industrien sind 
es gewohnt, für jedes neue Pro­
dukt und jede neue Fertigungs­
technik auch die betroffene Be­
legschaft neu einzuweisen. Dies 
ist bei Facharbeitern in diesem 
Umfang weder üblich noch not­
wendig. (Burckard Lutz, 1976) 

Bei der Einweisung von Ange­
lernten spielt es nun jedoch kei­
ne Rolle, ob es sich um Weiter­
entwicklungen vorhandener 
Produkte und Verfahren oder 
um völlig neue handelt. Sollen 
grundlegende Innovationen je­
doch auf dem Niveau von Fach-

arbeitern erfolgen, so ist dies 
nur mit einer umfassenden Wei­
terbildung möglich. 

Wie bereits jetzt zu erkennen ist, 
wird der internationale Wettbe­
werb zunehmend über Innovatio­
nen ausgetragen. Wenn die Bun­
desrepublik hier weiter mithalten 
und gleichzeitig das hohe Quali­
tätsniveau noch steigern will, dann 
muß das leistungsfähige System 
der Erstausbildung durch ein min­
destens so leistungsfähiges für die 
Weiterbildung ergänzt werden. 

Weiterbildung für kleine und 
mittlere Unternehmen 

Großunternehmen verfügen über 
vielfältige Möglichkeiten, Qualifi­
kationsdefizite auszugleichen, 
wenngleich sie auch bisher nur 
teilweise genutzt werden. 

Kleinere Unternehmen können 
sich weder entsprechende Stabs­
abteilungen für neue Entwicklun­
gen leisten, noch verfügen sie über 
die Mittel, um durch besondere 
Anstrengungen einmal verlorene 
Wettbewerbspositionen wiederzu­
gewinnen. Deshalb ist es für klei­
nere Unternehmen besonders 
wichtig, technische Entwicklungen 
kontinuierlich mitzuvollziehen. 

In der Vergangenheit ist gerade 
den kleineren Unternehmen dies 
überwiegend gut gelungen, weil 
sie aufgrund ihrer weniger ausge­
prägten Arbeitsteilung und besse­
ren Marktnähe neue Entwicklun­
gen ohne großen Aufwand assimi­
lieren konnten. 

Vollzieht sich die technische Ent­
wicklung jedoch in Sprüngen, so­
wohl was die Werkstoffe, die Pro­
dukte und die Fertigungsverfahren 
betrifft (Rothkirch/ Weidig, 1985), so 
reicht die kontinuierliche Anpas­
sung nicht mehr aus. Gerade die 
sog. neuen Technologien sind tat­
sächlich neu und ihre Nutzung 
kann nicht aus vorhandenen Kom­
petenzen weiterentwickelt werden, 
sondern setzt die Vermittlung neu­
er Qualifikationen voraus (Döbele-
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Berger/van Treeck/Zimmer, 1988). 
Bildungs- und wirtschaftspolitisch 
stellt sich deshalb die Frage, wie 
und von wem die Weiterbildung für 
kleine und mittlere Unternehmen 
geleistet werden kann. 

Zur Lösung dieses Problems wer­
den gegenwärtig drei Modelle dis­
kutiert und auch erprobt: 

l. Weiterbildung im Verbund 
Nach diesem Modell schließen 
sich kleinere Betriebe einer Re­
gion zu einem Weiterbildungs­
verbund zusammen und organi­
sieren gemeinsam ihre Weiter­
bildung. Dabei dient der Ver­
bund nicht nur dazu, genügend 
Teilnehmer für regionale Weiter­
bildungsveranstaltungen zusam­
menzubringen, sondern soll 
auch den Erfahrungsaustausch 
unter den Betrieben fördern . 

2. Weiterbildung durch Groß­
betriebe 
Großbetriebe führen in ihren Bil­
dungseinrichtungen Weiterbil­
dungsmaßnahmen für die Be­
schäftigten von kleinen und mitt­
leren Unternehmen durch, oder 
qualifizieren im Auftrag der Ar­
beitsverwaltung Arbeitslose. 

3. Weiterbildung durch freie regio­
nale Träger 
Freie regionale Weiterbildungs­
träger führen Weiterbildungs­
maßnahmen für die Beschäftig­
ten von kleinen und mittleren 
Unternehmen durch. 

Für alle drei genannten Modelle 
lassen sich gegenwärtig Realisie­
rungsansätze erkennen, und es ist 
zu erwarten, daß sie auch in Zu­
kunft die Weiterbildungslandschaft 
prägen werden. 

Das Friedrichsdorfer Büro für Bil­
dungsplanung untersucht gegen­
wärtig in einem Modellversuch 
"Qualifizierungsberatung zur Ver­
besserung des Weiterbildungsan­
gebotes für kleine und mittlere Be­
triebe- Schwerpunkt: Neue Tech­
niken'' mit sieben Weiterbildungs­
trägern und in einem Forschungs­
vorhaben zum "Qualifizierungsver­
bund" mit zwölf Trägern (Leitung: 
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Gisela Lauritzen) die Frage, wie 
die Qualifikationsentwicklung in 
kleinen und mittleren Unterneh­
men gefördert werden kann. 

Handlungsorientiertes Forschungs­
vorhaben 
Qualifizierungsverbund 
In diesem vom BMBW geförderten 
Forschungsvorhaben sollte unter­
sucht werden, wie sich die Koope­
ration von Weiterbildungsträgern 
mit kleinen und mittleren Unter­
nehmen verbessern läßt. 

Es zeigte sich, daß die Mehrzahl 
der beteiligten 12 Weiterbildungs­
träger ihr Kursangebot auf die 
Qualifizierung von Arbeitslosen 
ausgerichtet hat. Diese Kurse sind 
jedoch schon allein wegen ihrer 
Dauer für die Qualifizierung von 
Beschäftigten während der Ar­
beitszeit nicht geeignet. 

Darüber hinaus vermitteln die Kur­
se für die Nutzung neuer Techni­
ken überwiegend Grundlagen. Die 
Mitarbeiter von Betrieben brau­
chen aber gerade dann Weiterbil­
dung, wenn der Betrieb noch über 
keine eigenen Erfahrungen mit 
dem Einsatz der neuen Technik 
verfügt. In diesen Fällen reichen 
Grundlagen allein nicht aus. Viel­
mehr erwartet der Betrieb Anwen­
dungswissen bis hin zu arbeitsor­
ganisatorischen Vorschlägen. 

Angesichts der Vielfalt der Anwen­
dungsprobleme und auch der Viel­
zahl der in der Praxis eingesetzten 
Systeme schrecken Träger vor der 
Entwicklung anwendungsbezoge­
ner Kurse zurück. 

In dem Forschungsvorhaben wur­
den deshalb zusammen mit Mitar­
beitern der Träger in gemeinsa­
men Workshops Materialien zu den 
Anwendungsbereichen PC im Bü­
ro, CAD und SPS entwickelt, die 

-modular aufgebaut kurze Kurse 
ermöglichen, 

- mit jedem Modul einen definier­
ten betrieblichen Anwendungs­
bereich abdecken, 

- durch Leitfragen das selbständi­
ge Arbeiten der Teilnehmer an­
leiten, 
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- Anwendungsbeispiele exempla­
risch vermitteln und so die 
Übertragung auf unterschiedli­
che Aufgaben und Systeme för­
dem, 

- die Abwesenheitszeiten vom Be­
trieb kurz halten, indem Anwen­
dung und Vertiefung materialge­
stützt im Betrieb selbst erfolgen 
kann. 

Die einzelnen Module werden ge­
genwärtig erprobt, und der Einsatz 
der vollständigen Pakete ist für das 
nächste Jahr vorgesehen. 

Die gemeinsame Arbeit hat ge­
zeigt, daß die Entwicklung anwen­
dungsbezogener Weiterbildungs­
kurse nicht nur von den Dozenten 
eine sehr genaue Kenntnis der be­
trieblichen Anwendungsprobleme 
erfordert, sondern daß die Vermitt­
lung von Handlungskompetenz 
auch eine andere didaktische 
Denkweise voraussetzt. 

Der Kursplaner muß die gewohnte 
Fachsystematik verlassen und sich 
in den anwendungsbezogenen 
Lernprozeß des Teilnehmers hin­
einversetzen. Gleichwohl kommt es 
dabei darauf an, nicht nur Anwen­
dungsanweisungen zu geben, son­
dern an den Anwendungen die 
notwendigen Grundlagen für eine 
umfassende Handlungskompetenz 
zu vermitteln. 

Für diese Erstellungsarbeit konn­
ten in dem Forschungsvorhaben 
brauchbare Anleitungen ent­
wickelt und auch teilweise syste­
matisiert werden. 

Der Modellversuch Qualifizierungs­
beratung 
Aufgrund einer im Auftrag des 
Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft erstellten Vorstu­
die sollte in einer Modellversuchs­
reihe erprobt werden, ob sich das 
Weiterbildungsangebot für kleine 
und mittlere Unternehmen durch 
den Einsatz von Qualifizierungs­
beratung verbessern läßt. 

Seit 1987 wird der Einsatz von Qua­
lifizierungsberatung mit sieben un­
terschiedlichen Modellversuchs­
trägem erprobt. 
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Für den Modellversuch sind be­
wußt unterschiedliche Modellver­
suchsträger und damit auch unter­
schiedliche Organisationsformen 
der Qualifizierungsberatung ge­
wählt worden. 

Folgende sieben Träger (aufge­
führt in der Reihenfolge von Nord 
nach Süd) konnten unter den ge­
nannten Gesichtspunkten für den 
Versuch gewonnen werden: · 
- die "überbetriebliche Aus- und 

Weiterbildungsstätte in Elms­
horn'' als Selbsthilfeeinrichtung 
.der regionalen Industrie- und 
Handelsbetriebe in den Kreisen 
Pinneberg und Steinburg, wo 
man sich gegen den Sog des 
Großraums Harnburg zu be­
haupten hat, 

- die "überbetriebliche Aus- und 
Weiterbildungsstätte in Ahaus" 
als Selbsthilfeeinrichtung von In­
dustrie-, Handels- und Hand­
werksbetrieben 1m struktur­
schwachen Raum an der hollän­
dischen Grenze, 

- die auf kommerzielle Weiterbil­
dung für neue Technologien 
spezialisierte Einrichtung "Infor­
mationstechnik-Zentrum' ', das 
im Zusammenhang eines 
Technologietransfer- und Grün­
derzentrums in Köln betrieben 
wird, in einem wirtschaftlichen 
Großraum, dem im Vergleich zu 
prosperierenden Großregionen 
ebenfalls Strukturschwäche 
nachgesagt wurde, 

- der landesweit tätige Zusam­
menschluß der Niedersächsi­
schen Volkshochschulen, NVHS, 
der sich speziell dem ergänzen­
den Angebot auf dem Gebiet 
der beruflichen Bildung wid­
met, mit der Erprobungsregion 
in Salzgitter, einem Wirtschafts­
raum mit gravierender Struktur­
schwäche. Hier kooperiert er 
mit der kommunalen Wirt­
schaftsförderung, 

- die , , Kontaktstelle für wissen­
schaftliche Weiterbildung' ' an 
der Gesamthochschule Kassel , 
die für die wirtschaftsstruktur­
schwache Region an der Förde­
rung bedarfsorientierter berufli­
cher Weiterbildung als wichti­
gem Infrastrukturelement mit­
wirkt, 
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- die Weiterbildungsabteilung 
der Handwerkskammer der 
Pfalz in Kaiserslautern, zustän­
dig für eine Region mit fast 
15 000 Handwerks- und hand­
werksähnlichen Betrieben in 99 
Handwerksberufen, wobei die 
Zuständigkeit sich auf das breit 
gefächerte gesetzlich geregelte 
Aufgabenspektrum insgesamt 
erstreckt, 

- die "Beruflichen Fortbildungs­
zentren" der Bayerischen Ar­
beitgeberverbände e. V., ein 
landesweit an 30 Standorten täti­
ger Träger, der vom Bildungs­
werk der Bayerischen Wirt­
schaft speziell zu dem Zweck 
gegründet wurde, durch Aus­
und Weiterbildung Beiträge zur 
Beseitigung und zur Vermei­
dung von Arbeitslosigkeit zu lei­
sten. In der Modellversuchs-Rei­
he wirkt der Träger durch die 
im wirtschaftsstrukturschwa­
chen Zonenrandgebiet gelege­
ne Region Regensburg an der 
Erprobung mit. 

Im folgenden sind der allgemeine 
Ablauf des Versuchs und einige 
wichtige Ergebnisse stichwortartig 
zusammengefaßt: 
- Alle Träger beschäftigen min­

destens einen/eine Qualifizie­
rungsberater/-in mit einer zuge­
ordneten Sachbearbeiterstelle. 

- Alle Qualifizierungsberater be­
mühen sich, zunächst das beson­
dere Beratungsangebot an klei­
ne und mittlere Unternehmen 
heranzutragen, um intensivere 
Kommunikationsbeziehungen 
zwischen Betrieben und Weiter­
bild ungsträgern einzuleiten. 

- An fünf von sieben Standorten 
wird das regional vorhandene 
Weiterbildungsangebot in einer 
versuchsintern entwickelten Da­
tenbank gesammelt, gespei­
chert und durch Katalogaus­
drucke als Beratungsgrundlage 
bereitgestellt bzw. als regiona­
les Gesamtangebot der Weiter­
bildung für die Nutzung neuer 
Technologien transparent ge­
macht. 

- Alle Träger verschaffen sich mit 
Hilfe der Qualifizierungsbera­
tung ein Bild von der Lage des 
durch Nutzung neuer Techniken 

entstehenden Qualifizierungs­
bedarfs in kleinen und mittleren 
Unternehmen. Dieses Bild wird 
durch Informationen über allge­
meine Techniktrends, durch Er­
kenntnisse aus Umfragen und 
Interviews bei Betrieben und 
Herstellern von Informations­
und Kommunikationssystemen 
ergänzt bzw. relativiert und zu 
einer Bedarfsprognose verdich­
tet, die zur Zielbildung für die 
Angebotsentwicklung beiträgt. 

- Alle Träger entwickeln als 
Grundlage von Qualifizierungs­
beratung Instrumente, die die 
Beratungsarbeit unterstützen, 
ändern ihre organisatorische 
Struktur, um Qualifizierungsbe­
ratung wirkungsvoller zu entfal­
ten und entwickeln bedarfsge­
rechte Angebote. 

- Die Frage nach der erforderli­
chen Qualifikation von Qualifi­
zierungsberatern kann nur sehr 
schwer bzw. nur mit Einschrän­
kungen beantwortet werden. 
Mit Einschränkungen deshalb, 
weil es nach den Ergebnissen 
unsicher ist , ob es den Qualifi­
zierungsberater als Beruf geben 
oder ob nicht vielmehr Qualifi­
zierungsberatung als Funktion 
gesehen werden sollte, die von 
geeigneten Institutionen mit 
wahrgenommen wird. Schwer 
darstellbar ist das erforderliche 
Qualifikationsprofil, aber auch 
deshalb, weil die Zusammenstel­
lung aller gewünschten Kompe­
tenzen den idealen Qualifizie­
rungsberater als nobelpreisver­
dächtigen Kandidaten be­
schreibt, der angesichts der er­
wartbaren Bezahlung kaum zu 
finden sein dürfte. 
Auch hier muß also auf eigene 
Entwicklung der benötigten 
Qualifkationen gesetzt werden. 
Eine fachspezifische Ausgangs­
qualifikation bewährt sich dann, 
wenn die Beratung sich auf ein 
engeres Branchensegment oder 
Leistungsangebot beschränkt. 
Bei umfassenden Beratungsauf­
trägen sind eher allgemeine 
Wirtschafts- und sozialwissen­
schaftliche Anforderungen an 
die Qualifikation des Beraters zu 
stellen. Diese erleichtern dann 
auch, daß der Qualifizierungs-

BWP 6/ 89 



berater die Organisationsent­
wicklung des Trägers als inter­
ner ,,Change-Agent'' befördern. 
kann. 

- Zur Frage der Finanzierung von 
Qualifizierungsberatung gibt es 
nach bisherigen Erkenntnissen 
mindestens drei Antworten, wo­
bei in der Realität Mischmodelle 
aus diesen drei Antworten am 
ehesten Platz greifen werden: 

e Qualifizierungsberatung als 
kostendeckend verkaufte 
spezielle Dienstleistung, 

e Qualifizierungsberatung ver­
rechnet über die vermittelten 
Weiterbildungsangebote, 

e Qualifizierungsberatung als 
öffentlich finanzierte Aufgabe 
im Interesse allgemeiner, re­
gionaler Wohlfahrt. 

Marketing zur Veränderung 
des Weiterbildungsangebots 

Einen theoretischen Bezugsrah­
men für die praktischen Verände­
rungen, die von Qualifizierungsbe­
ratung erwartet werden, bieten 
Marketingtheorien (Sarges/Hae­
berlin, 1980). 

Marketing wird hierbei nicht als 
Werbung verstanden, sondern als 
Bemühen, das richtige Produkt zur 
richtigen Zeit auf den Markt zu 
bringen. Die sog. aufgeklärten 
Marketingmodelle stellen dabei 
den Nutzen des Produktes für den 
Konsumenten in den Vordergrund. 

In beiden Projekten konnte festge­
stellt werden, daß die beteiligten 
Weiterbildungsträger bisher über 
kein wirksames Instrument verfü­
gen, um den betrieblichen Qualifi­
zierungsbedarf zu ermitteln. 

Im Modellversuch zur Qualifizie­
rungsberatung sind verschiedene 
Verfahren der Bedarfsermittlung 
erprobt worden. Die Ergebnisse 
erlauben keine abschließende Be­
wertung der Verfahren selbst, son­
dern zeigen pragmatisch die Erfah­
rungen der jeweiligen Qualifizie­
rungsberater. 
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Schriftliche Betriebsbefragungen 
haben nur eine geringe Rücklauf­
quote (etwa um 10 %) und sagen 
bestenfalls etwas über getätigte 
oder geplante Investitionen der Be­
triebe, weil den Befragten der Wei­
terbildungsbedarf selbst oft gera­
de nicht bekannt ist. Sie bewähren 
sich vor allem bei der Kontaktauf­
nahme als Türöffner. 

Die Alternative zur schriftlichen ist 
die persönliche Befragung als 
Grundlage der Beratung. Dieses 
Vorgehen bringt dann brauchbare 
Ergebnisse, wenn nicht allein Vor­
gesetzte befragt werden, sondern 
auch die Betroffenen selbst. Dabei 
kommt es darauf an, die Qualifika­
tionsanforderungen aus den zu­
künftig gewünschten Arbeitstätig­
keiten abzuleiten. 

Die intensivste und damit auch ar­
beitsintensivste Form ist hier der 
Einsatz von arbeitsanalytischen In­
ventaren. Der Einsatz dieser Ver­
fahren lohnt sich nur dann, wenn 
die Ergebnisse in eine entspre­
chend arbeitswissenschaftlich an­
gelegte Kursentwicklung ein­
fließen . 

Im Laufe des Versuches ist die 
Mehrzahl der Qualifizierungsbera­
ter von den umfassenden Erhebun­
gen, sowohl bezogen auf die Re­
gion als auch auf den Betrieb, ab­
gerückt. Statt dessen bemühen sie 
sich, in direkten Kontakten den Be­
trieben die maßgeschneiderte Lö­
sung ihrer speziellen Qualifizie­
rungsprobleme zu vermitteln. Ganz 
eindeutig haben durch die Qualifi­
zierungsberatung die Inhouse­
Schulungen zugenommen. Qualifi­
zierungsberatung schafft dazu die 
notwendigen Betriebskontakte und 
leitet die Veränderung des vorhan­
denen Standard-Kursangebotes an. 

Organisationsentwicklung 
durch 
Qualifizierungsberatung 

Während des Modellversuchs hat 
sich ein deutlicher Wandel im 
Selbstbild der Qualifizierungsbe­
rater vollzogen. 
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War dieses Selbstbild zunächst 
durch die Vorstellung bestimmt, 
aus umfassenden Betriebsanaly­
sen Empfehlungen für bestimmte 
Kurse abzuleiten, stehen nun bei 
den meisten Qualifizierungsbera­
tern die Verbesserungen der ge­
nerellen Kommunikation zwischen 
Betrieben und Trägern im Vorder­
grund. 

Durch die Vermittlung von maßge­
schneiderten Lösungen ergibt sich 
für den Qualifizierungsberater die 
Notwendigkeit, enger mit den Do­
zenten zusammenzuarbeiten und 
diese in den Beratungsprozeß ein­
zubeziehen, einerseits weil er mit 
den speziellen betrieblichen Fra­
gen häufig fachlich überfordert ist , 
andererseits weil er sicherstellen 
muß, daß der Dozent auch wirklich 
die mit dem Betrieb vereinbarten 
Inhalte vermittelt. 

Über die Einbeziehung in die Be­
ratungsprozesse erhalten die Do­
zenten aber auch eigene Anschau­
ungen von den betrieblichen Pro­
blemen und verbessern dadurch 
die Fähigkeit, Weiterbildungsan­
gebote betriebsnah zu orientieren. 
Auch zwingen die vielfältigen Be­
triebsanforderungen die Dozenten 
selbst zu ständiger Weiterbildung. 

Die Vermittlung maßgeschneider­
ter Kurse stellt aber auch den Trä­
ger vor erhebliche organisatori­
sche Probleme. Betriebe wün­
schen Weiterbildung häufig am 
Nachmittag, dies setzt flexible Ar­
beitszeiten voraus. Die Auslastung 
der Dozenten verändert sich, und 
die steigenden Vorbereitungszei­
ten müssen kalkulatorisch berück­
sichtigt werden. Maßgeschneider­
te Angebote müssen notwendig er­
heblich teurer als die Standardan­
gebote werden. Will der Träger 
trotzdem konkurrenzfähig bleiben, 
erfordert dies ein betriebswirt­
schaftliches Management. 

Aus den Ergebnissen des Modell­
versuches läßt sich der Schluß zie­
hen, daß sich für einen regionalen 
Weiterbildungsträger die Beschäf­
tigung eines Qualifizierungsbera­
ters dann lohnt, wenn er sich durch 
Organisationsentwicklung auf die 
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Anforderungen des Marktsegmen­
tes der kleinen und mittleren Un­
ternehmen einstellen will und den 
Qualifizierungsberater hierzu als 
,,Change Agent" einsetzt. 

Die Betriebsorientierung von Wei­
terbildung und Integration von Be­
ratungsleistungen sind nicht ohne 
besonderes Engagement der Do­
zenten zu erreichen. Solche Verän­
derungen lassen sich nur errei­
chen, wenn einerseits das Manage­
ment keinen Zweifel an seinen Zie­
len für die zukünftige Entwicklung 
des Trägers läßt und andererseits 
die Dozenten umfassend an der 
Entwicklung beteiligt. Darüber 
sollte ggf. sogar eine Betriebsver­
einbarung getroffen werden, die 
neue Arbeitszeiten, Vorbereitungs­
zeiten und Weiterbildung der Do­
zenten regelt. 

Der langfristige Nutzen eines Qua­
lifizierungsberaters kann aber 
noch weiterreichend sein: Parallel 
zu der dezentralisierten Betriebs­
beratungsleistung komprimiert der 
, ,Change-Agent'' die Informationen 
der Dozenten zu Vorschlägen für 
Entwicklungslinien eines Weiter­
bildungsgesamtangebots und eines 
gefächerten Dienstleistungsange­
bots, zu Vorschlägen für Koopera­
tionsansätze mit anderen Trägern 
und Institutionen, zu Vorschlägen 
für Essentials für die Öffentlich­
keitsarbeit und zu Vorschlägen für 
Investitionen in technologische Sy­
steme und Ausstattungen. Der Trä­
ger schafft durch diesen Prozeß 
immer bessere Voraussetzungen 
für den Erfolg des mit Qualifizie­
rungsberatung eingeleiteten Orga­
nisationsentwicklungsprozesses. 

Der Weg zum regionalen 
Dienstleistungszentrum 

Die bisherigen Erfahrungen in den 
beiden Modellprojekten zeigen, 
daß die Diskussion allein unter 
dem Gesichtspunkt, wie und von 
wem Weiterbildung durchgeführt 
werden soll, zu kurz greift und die 
Komplexität der Probleme von klei­
nen und mittleren Unternehmen 
nicht umfassend genug bearbeitet. 
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Integration von Weiterbildung und 
Beratung 
Kleinere Betriebe haben nicht nur 
das Problem, die geeignete Wei­
terbildung für ihre Beschäftigten zu 
finden, sondern sie brauchen glei­
chermaßen Technologie- und Un­
ternehmensberatung. 

Der Modellversuch zeigt sehr 
deutlich, daß die verschiedenen 
Beratungsleistungen ineinander­
greifen müssen und der Betrieb 
nicht an einzelner Beratung oder 
der Vermittlung einzelner Weiter­
bildungsangebote interessiert ist, 
sondern an der Lösung seiner Pro­
bleme, so komplex wie sie in der 
Praxis nun einmal sind. 

Wie stark die unterschiedlichen 
Beratungsleistungen miteinander 
verzahnt sein müssen und wie naht­
los sie in ein genau passendes An­
gebot von Dienstleistungen zu 
übertragen sind, wird aus folgen­
dem typischen Beispiel der Qualifi­
zierungspraxis deutlich: 
Ein Kaminbau-Handwerksunter­
nehmen hat das Problem, daß sei­
ne Innung eine integrierte Bran­
chensoftware entwickelt. In Vorbe­
reitung auf den Einsatz dieser Soft­
ware sucht er eine optimale und 
noch entwicklungsfähige Hardwa­
reausstattung. Hierbei wünscht er 
Beratung. Zusätzlich möchte er, 
ebenfalls im Vorgriff, geeignete 
Weiterbildung, die die Mitarbeiter 
in die Lage versetzt, mit dem (noch 
nicht vorliegenden) Programm 
nach Fertigstellung möglichst um­
gehend zu arbeiten. 

Gegenwärtig sind auch regionale 
Bildungszentren nicht in der Lage, 
umfassende Lösungen für solche 
betrieblichen Probleme anzu­
bieten. 

Wenn die regionalen Weiterbil­
dungsträger jedoch im Wettbe­
werb überleben wollen, werden 
sie neue Angebote in diesem 
Marktsegment entwickeln müssen, 
das von überregionalen Trägern 
weniger leicht besetzt werden 
kann. Der Wettbewerbsvorteil be­
steht in der räumlichen und organi­
satorischen Nähe zur regionalen 
Wirtschaft. 

Einige Beratungsleistungen erge­
ben sich automatisch aus der be­
triebsbezogenen Weiterbildung, 
andere müssen bewußt geplant 
und eingerichtet werden. 

So liegt es nahe, daß der fachkom­
petente Dozent bei technologi­
schen Entscheidungen um Rat ge­
fragt wird. Bei einer Inhouse-Schu­
lung werden notwendig auch ar­
beitsorganisatorische Fragen be­
sprochen. Auch bei technischen 
Schwierigkeiten wenden sich Be­
triebe gerne an das Weiterbil­
dungszentrum All dies ist bereits 
jetzt in den regionalen Weiterbil­
dungszentren tägliche Praxis, wird 
jedoch vielfach als Störung des ei­
genen Betriebsablaufes erlebt, 
weil man es bisher nicht verstan­
den hat, aus diesen Leistungen be­
zahlte Aufträge zu machen. 

Weitere Dienstleistungen 

Einzelne Träger entwickeln aber 
auch bereits über Beratungen hin­
aus spezielle Dienstleistungsange­
bote, wie z. B. Durchführung von 
Datenbankrecherchen zur Produkt­
innovation und sogar die Vermitt­
lung von Lizenzen. Auch kann die 
vorhandene Ausstattung für Dienst­
leistungen genutzt werden. Da gibt 
es Beispiele für Laborleistungen, 
Leiterplattenfertigung und vielfälti­
ge Programmierleistungen. Hierzu 
sollen einige Beispiele angeführt 
werden. 

Ein Träger in einer Region mit 
kunststoffverarbeitenden Betrie­
ben hat ein Kunststoffprüflabor ein­
gerichtet, in dem nicht nur Fortbil­
dung durchgeführt wird, sondern 
in dem die Firmen selbst auch Ana­
lysen vornehmen können. 

Ein von AFG-Kürzungen betroffe­
ner Träger führt auf den vorhande­
nen Werkzeugmaschinen Lohnauf­
träge aus. 

Ein Träger leiht seine Dozenten für 
Planungsaufgaben bei der Installa­
tion von pneumatischen Steuerun­
gen aus. 

Mehrere Träger nehmen im Rah­
men ihrer Schulungsmaßnahmen 
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beispielhafte CIM-Installationen 
für konkrete betriebliche Anforde­
rungen vor. 

Absolventen von CAD-Weiterbil­
dungskursen kommen immer häu­
figer auch nach Kursende zu den 
Dozenten, um sich bei der Lösung 
betrieblicher Konstruktionsaufga­
ben beraten zu lassen. 

In e inem Muste rbüro vermitte lt ein 
Träger Optimierungslösungen für 
d ie Verwaltung in Handwerksbe­
trieben. 

Diese Liste von Beispielen für viel­
fältige Dienstleistungen von Wei­
terb ildungsträgern ließe sich noch 
weiter verlängern . 

Der Modellversuch zeigt auch , daß 
die regionalen Bildungszentren 
eine wichtige Funktion beim Her­
stellen von Kontakten und be i der 
Pflege der fachlichen Kommunika­
tion haben, die gleichzeitig eine 
sehr effektive Form der Werbung 
sein können. Bewährt haben sich 
Vortragsveranstaltungen zu aktuel­
len Fachthemen oder Gesprächs­
und Arbeitskreise. Mit solchen 
Dienstleistungen läßt sich zwar 
nicht direkt Geld verdienen, aber 
aufgrund der Informationen über 
Probleme der Praxis lassen sich 
neue Angebote entwickeln. 

Regionale 
Wirtschaftsförderung 

Im allgemeinen kann davon ausge­
gangen werden, daß regionale Bil­
dungszentren mit marktge rechten 
Dienstleistungsangeboten sich 
selbst finanzieren können. In struk­
turschwachen Regionen kann die 
Förderung zusätzlicher Dienstlei­
stungen bei Bildungszentren aber 
auch eine durchaus effektive Form 
der Wirtschaftsförderung darstel­
len, die der öffentlichen Förderung 
wert ist (Derenbach, 1986). 

In den strukturschwachen Regio­
nen fehlt es den Betrieben mei­
stens gleichermaßen an zukunftsfä­
higen Produkten wie an modernen 
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Produktionstechnologien. Mit den 
notwendigen Entwicklungen sind 
die Betriebe jedoch überfordert , 
und e in Weiterbildungsträger mit 
entsprechenden Dienstleistungen 
leistet hier regionale Wirtschafts­
förderung. 

Einze lne Weiterbildungsträger ha­
ben bereits damit begonnen, im 
Rahmen von Arbeitsamtsmaßnah­
men Entwicklungsarbeiten durch­
zuführen. Dies macht nicht nur die 
Bildungsmaßnahme n selbst inter­
essanter, sondern erhöht auch die 
Chancen der Teilnehmer, eine Be­
schäftigung zu finden . 

Eine Weiterbildung und Systemati­
sierung dieser Ansätze kann aus 
regionalen Bildungszentren durch­
aus wirksame Instrumente de r re­
gionalen Strukturpolitik werden 
lassen. 
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Ausgewählte Aspekte der Umschulung 
in Klein- und Mittelbetrieben 
Was belastet Umschüler/ -innen? 

Margitta Klähn 
Bildungsökonomin M. A.; wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Hauptabteilung 4 
,.Weiterbildungsforschung" des Bundesinstituts für Berufsbildung. 

In empirischen Untersuchungen über Umschulungen in anerkannte Ausbildungsberufe 
standen bislang vorrangig außerbetriebliche M aßnahmen im Mittelpunkt des Inter esses. 
Außerbetriebliche Umschülerl-innen beklagen hiernach als Hauptprobleme finanzielle 
Schwierigkeiten während der Durchführung der M aßnahme sowie ungewisse Arbeitsmarkt­
aussichten nach einem erfolgreichen Abschl uß der Umschulung. Von betrieblichen Um­
schülernl -innen fehlten bislang Erkenntnisse auf der Basis empirischer Analysen. 

Im folgenden Ar tikel werden erste Ergebnisse einer qualitativen Untersuchung über Um­
schulungen in Betrieben vorgestellt, die vom Bundesinstitut für Ber ufsbildung durchgeführt 
wurde. Ähnlich wie bei den außerbetrieblichen Umschülernl-innen gestaltet sich auch bei 
dieser Gr uppe die finanzielle Si tuation während der M aßnahme problematisch. Dagegen 
beur teil en die Umschülerl-innen den N utzen ihrer b etrieblichen M aßnahme im Hinblick auf 
eine spätere Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt ausgesprochen positiv. 

Einleitung 

Öffentlich geförderte Weiterbil­
dung ist für Teilnehmerl -innen häu­
fig mit Problemen verbunden, die 
mit Rahmenbedingungen dieser 

Maßnahmen in engem Zusammen­
hang stehen. Hierzu gehören in er­
ster Linie finanzielle Probleme 
während der Durchführung der 
Maßnahme sowie ungewisse Ar­
beitsmarktaussichten auch nach 
erfolgreichem Abschluß der Maß-
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nahme (vgl. Harke, 1989). Nicht sel­
ten wird der Nutzen der Maßnah­
me von den Teilnehmernl-innen in 
Frage gestellt: "Besonders zu 
schaffen macht den Teilnehmern 
während der Maßnahme der Zwei­
fel darüber, ob der Besuch der 
Maßnahme ihre Zukunftsaussich­
ten verbessern und sich der ganze 
Aufwand der Weiterbildung für sie 
lohnen wird" (v. Bardeleben, 1989, 
S. 192). 

Zum Spektrum öffentlich geförder­
ter Weiterbildung gehört auch die 
Umschulung in anerkannte Ausbil­
dungsberufe 1), die in außerbe­
trieblichen Bildungsstätten oder in 
Betrieben durchgeführt wird. Für 
die außerbetrieblichen Umschü­
lerl-innen treffen offenbar die o. g. 
Probleme zu (vgl. Faber, 1985). 

Von betrieblichen Umschülernl-in­
nen fehlten bislang hierüber Ein­
schätzungen. 2) Erste Erkenntnisse 
darüber, wie betriebliche Umschü­
lerl-innen ihre beruflichen Per­
spektiven nach ·Beendigung der 
Maßnahmen bewerten und welche 
Probleme sie haben, liegen jetzt 
auf der Grundlage einer qualitati­
ven Untersuchung vor, die vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) durchgeführt wurde. Im Rah­
men des Projektes "Umschulung 
und sonstige Qualifizierungsmaß­
nahmen für Erwachsene in diesem 
Bereich in Klein- und Mittelbetrie­
ben'' wurden in fünf ausgewählten 
Landesarbeitsamtsbezirken 1985 
und 1986 Betriebsinhaber/-innen, 
Ausbilder/-innen, Arbeitsberater/ 
-innen, Theoriefachkräfte, Berufs­
bildungsreferentenf-innen der zu­
ständigen Stellen sowie Umschü­
lerl-innen befragt. Insgesamt sind 
65 leitfadenorientierte Interviews 
durchgeführt worden. Das Ziel 
war, Erkenntnisse über Strukturen 
und Probleme abschlußbezogener 
Umschulungsmaßnahmen zu ge­
winnen sowie praktizierte Lösungs­
ansätze zu ermitteln. Im folgenden 
werden Ergebnisse der Befragun­
gen von Umschülern/-innen, Be­
triebsleitern/-innen von Klein- und 
Mittelbetrieben sowie von Arbeits­
beraternf-innen zu den oben ge­
nannten Problemschwerpunkten 
vorgestellt. 
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Zur finanziellen Lage 
während der Maßnahme 

Die finanzielle Situation ist bei den 
von uns befragten Umschülernl-in­
nen in Betrieben nach Aussagen 
der Teilnehmerl-innen selbst, aber 
auch nach denen der Betriebsinha­
ber/-innen, Ausbilderl-innen sowie 
der Arbeitsberaterl-innen äußerst 
angespannt. 

Die Umschülerl-innen erhalten 
während der Durchführung der 
Maßnahme vom Arbeitsamt ein Un­
terhaltsgeld. Grundlage für die Be­
rechnung dieses Unterhaltsgeldes 
bildet das vor der Maßnahme be­
zogene individuelle Arbeitsein­
kommen. Da die Höhe des Unter­
haltsgeides in den letzten Jahren 
durch Änderungen des Arbeitsför­
derungsgesetzes und des Haus­
haltsrechts mehrfach erheblich 
verringert worden ist und die mei­
sten Umschülerl-innen vor der 
Maßnahme arbeitslos waren und 
dadurch bereits ein gegenüber 

dem Arbeitseinkommen reduzier­
tes Einkommen hatten, fällt die fi­
nanzielle Unterstützung durch das 
Arbeitsamt während der Umschu­
lung fast immer relativ gering aus. 
Im Jahr l988lag das Unterhaltsgeld 
im Durchschnitt bei l 089,- DM. 
Das entsprach ungefähr dem Ni­
veau des Unterhaltsgeldes Mitte 
der 70er Jahre. Seit diesem Zeit­
punkt ist aber eine über 40 %ige 
Zunahme bei den Lebenshaltungs­
kosten zu verzeichnen (vgl. Über­
sicht 1). 

Befunde der BIBB-Untersuchung 
zeigen, daß sich Betriebe offen­
sichtlich nicht mehr an der finan­
ziellen Unterstützung von Umschü­
lernl-innen in Form von Umschu­
lungsvergütungen beteiligen. Nach 
Aussagen der befragten Arbeits­
beraterf-innen haben Firmen, die 
in Zeiten einer starken Arbeits­
kraftnachfrage den Teilneh­
mernl-innen an einer Umschulung 
im Betrieb die Unterhaltszahlung 
des Arbeitsamtes aufstockten, ihr 
Verhalten geändert. 

Übersicht 1: Entwicklung der durchschnittlichen Höhe des Unterhalts­
geldes (UHG) sowie des Preisindexes für die Lebenshaltung 

Jahr 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

UHG je Empfänger und Monat in DM 
(ohne Kranken- und 

Rentenversicherungsbeiträge) 

Haushaltsabrechnung *) 
Jahressumme 

954,78 

1 099,19 

1 096,72 

964,08 

981,65 

1 025,79 

1 059,46 

1 103,39 

1 054,50 

1 035,26 

997,30 

989,46 

1 057,00 

1 069,93 

1 089,45 

Preisindex 
für die 

Lebenshaltung 

1980 = 100 **) 

77,4 

82,0 

85,6 

88,7 

91,1 

94,9 

100,0 

106,3 

111,9 

115,6 

118,4 

121,0 

120,7 

121,0 

122,4 

*) Quelle: unveröffentlichte Daten der Bundesanstalt für Arbeit, berechnet aus den Jahresausgabe­
summen für Unterhaltsgeld (netto) und den Leistungsempfängern im Jahresdurchschnitt 

**) Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Eine Aufstockung des Unterhalts­
geldes durch die Betriebe wird 
nur selten noch praktiziert, obwohl 
die Arbeitsberaterl -innen Betriebe 
darauf hinweisen, daß dies bis zu 
einem bestimmten Grad möglich 
wäre, ohne daß der/die Umschü­
ler/ -in leistungsrechtliche Nachtei­
le habe. 

Es sei daran erinnert, daß ein we­
sentliches Motiv der Betriebe, Um­
schulungsmaßnahmen anzubieten, 
die Tatsache ist , daß es Umschü­
lerl -innen zum "Nulltarif" gibt (vgl. 
Klähn/ Melms/ Podeszfa, 1988). Nur 
in Ausnahmen machen Betriebe 
einmalige Sonderzahlungen, z. B. 
beim Anfall von Überstunden. 

Die Sinnhaftigkeit der Praxis, daß 
für die Zahlung des Unterhaltsgel­
des bei Umschulungen in Betrie­
ben in der Regel ausschließlich die 
Arbeitsverwaltung aufkommt, wird 
kontrovers diskutiert. Betriebe ver­
treten die Ansicht: 

" Wir stellen die Kapazitäten zur Verfü­
gung, aber wir wollen nicht noch zusätz­
lich finanziell belastet werden." 

Einige Arbeitsberaterl -innen wür­
den hingegen befürworten, wenn 
Betriebe das Unterhaltsgeld des 
Arbeitsamtes aufstockten. Als Vor­
teil einer finanziellen Beteiligung 
der Betriebe werden zwei Aspekte 
genannt: 
- der Betrieb werde mehr in die 

Pflicht genommen und würde 
sich für den Umschüler verant­
wortlicher fühlen; 

- der I die Umschüler/ -in fühlte 
sich stärker an den Betrieb ge­
bunden und die Einstellung "ich 
arbeite umsonst bei dem Be­
trieb'' könnte abgebaut werden 
zugunsten einer stärkeren Ver­
bindlichkeit. 

Für betriebliche Umschülerl -innen 
trifft also nur selten zu, daß das Un­
terhaltsgeld des Arbeitsamtes im 
Betrieb in irgendeiner Form aufge­
bessert wird. Da es sich bei den 
Umschulungen um Vollzeitmaßnah­
men handelt, haben Umschü­
lerl -innen i. d. R. auch nicht die 
Möglichkeit, durch Gelegenheits­
jobs und/oder regelmäßige Ne­
benverdienste ihr Einkommen zu 
erhöhen. 
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Betriebliche Umschulung kann für 
die Teilnehmerl-innen-im Unter­
schied zur außerbetrieblichen Um­
schulung - in einem Punkt finan­
zielle Vorteile bieten: Wird sie in 
Wohnortnähe durchgeführt, was in 
den meisten Fällen geschieht, kön­
nen die Lebenshaltungskosten 
des/ r Umschülers/ -in geringer ge­
halten werden. 

Insgesamt kann jedoch festgehal­
ten werden, daß betriebliche Um­
schüler/ -innen - wie außerbe­
triebliche Umschülerl -innen (vgl. 
Faber, 1985) - während der Maß­
nahme große finanzielle Schwierig­
keiten haben, d . h. sie haben Mü­
he, ihre Lebenshaltungskosten auf­
zubringen. 

Einig sind sich Arbeitsberater/-in­
nen, Betriebsleiterl -innen und Aus­
bilder/ -innen, daß die finanzielle 
Absicherung der Umschülerl-in­
nen sowohl im betrieblichen wie 
auch im außerbetrieblichen Be­
reich zu den neuralgischen Punk­
ten im Ablauf der Umschulung 
zählt. So ist es nicht verwunderlich, 
daß in den Antworten auf die Fra­
ge, was bei künftigen betrieblichen 
Umschulungen verändert werden 
sollte, Forderungen nach Verbes­
serungen der finanziellen Versor­
gung der Umschülerl -innen im Mit­
telpunkt stehen. 

Arbeitsmarktperspektiven 
nach der 
Umschulung im Betrieb 

Legt man die Ergebnisse der o. g . 
Untersuchung des BIBB zugrunde, 
so schätzen Umschülerl-innen in 
Klein- und Mittelbetrieben zum 
großen Teil ihre Beschäftigungs­
chancen sehr positiv ein, obwohl 
die meisten Teilnehmerl-innen 
nicht über Zusagen für eine an­
schließende Beschäftigung ver­
fügten. 

Nur in wenigen Fällen können die 
Umschülerl -innen aufgrund be­
trieblicher Aussagen davon ausge­
hen, daß sie nach Beendigung der 
Umschulung vom Betrieb über­
nommen werden. Ihnen ist bereits 
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zu Beginn der Maßnahme eine an­
schließende Beschäftigung als 
Fachkraft unter den Voraussetzun­
gen einer weiterhin guten Auftrags­
lage sowie einer erfolgreichen Ab­
schlußprüfung in Aussicht gestellt 
worden. 

Meistens ist es jedoch für die Um­
schüler/ -innen während der Maß­
nahme noch unklar, ob sie nach er­
folgreicher Abschlußprüfung vom 
Betrieb übernommen werden. Die 
Umschülerl -innen schätzen ihre 
beruflichen Perspektiven dennoch 
optimistisch ein. Sie gründen ihre 
Hoffnungen auf das Wissen, daß 
der Betrieb Teilnehmernl -innen 
aus früheren Umschulungen im 
Anschluß fast immer auch eine 
adäquate Beschäftigung geboten 
hatte. 

Rechnen Umschülerl -innen nicht 
mit einer Übernahme im Ausbil­
dungsbetrieb, gehen sie davon aus 
- begünstigt durch Kontakte ihrer 
Ausbildungsbetriebe zu anderen 
Unternehmen - , relativ leicht ei­
nen adäquaten Arbeitsplatz in ei­
nem anderen Unternehmen zu be­
kommen. 

Umschülernl -innen m kleinen 
Handwerksbetrieben wird in der 
Regel von Anfang an gesagt, daß 
im Betrieb keine Möglichkeiten für 
eine Weiterbeschäftigung bestehe. 
In dieser Gruppe herrscht den­
noch keineswegs Angst vor der be­
ruflichen Zukunft. Hier waren 
ebenfalls die Hoffnungen groß, im 
Anschluß eine adäquate Beschäfti­
gung in anderen Betrieben zu 
finden. 

Nur in wenigen Gesprächen mit 
Umschülernl -innen werden Zwei­
fel darüber geäußert, daß die Ent­
scheidung für die Teilnahme an 
dieser Maßnahme richtig war. 
Werden derartige Überlegungen 
vorgetragen, beziehen sie sich 
nicht auf den Nutzen der Maßnah­
me an sich. Räsoniert wird z. B. 
über mögliche finanzielle Nachtei­
le, die aufgrund der langen Dauer 
dieser Maßnahme nicht nur für die 
Gegenwart, sondern auch für die 
spätere Altersversorgung entste­
hen könnten. 
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Die insgesamt recht hoffnungsvol­
len Erwartungen der befragten 
Umschülerl -innen finden offen­
sichtlich Bestätigung in den Aussa­
gen der Betriebsleiterl-innen und 
Ausbilderl-innen, die gefragt wur­
den, ob sie Umschülerl-innen nach 
Abschluß der Maßnahme einstel­
len würden. 

An einer Übernahme waren ins­
besondere Betriebsleiterl -innen 
und Ausbilderl -innen von Mittel­
betrieben interessiert, in denen 
meist Kleingruppenumschulungen 
durchgeführt wurden. Teilweise 
wurde hier auf alle Umschülerl -in­
nen nach Abschluß der Maßnah­
men zurückgegriffen, da die Be­
triebe einen großen Fachkräftebe­
darf hatten. Hier war die Umschu­
lung eine wichtige Quelle für die 
Rekrutierung des eigenen betrieb­
lichen Fachpersonals. 

Teilweise ist eine Beschäftigung 
von allen Umschülernl -innen auf­
grund der Auftragslage nicht mög­
lich bzw. von Anfang nicht ange­
strebt. Das trifft insbesondere für 
Kleinbetriebe zu. Hier wurde in 
den von uns angetroffenen Betrie­
ben in der Regel über Bedarf aus­
gebildet und umgeschult. Auszubil­
dende wie Umschülerl-innen wur­
den dort nach den Abschlußprü­
fungen aus Gründen der Wirt­
schaftlichkeit nicht weiterbeschäf­
tigt. 

Sind Betriebsinhaberl-innen und 
Ausbilderl -innen jedoch von der 
Leistungsfähigkeit der Umschü­
lerl -innen in ihrem Betrieb über­
zeugt, unterstützen sie sie häufig 
nach Abschluß der Maßnahme bei 
der Suche nach einem adäquaten 
Arbeitsplatz, wie beispielsweise 
ein Steuerberater, der "seine" Um­
schülerin "furchtbar gerne über­
nommen hätte''. Aufgrund der Auf­
tragslagewar jedoch für ihn kein/e 
weiterer/ weitere Mitarbeiterl -in fi­
nanzierbar. Er hat die Umschülerin 
selbst als Fachgehilfin in steuer 
und wirtschaftsberatenden Beru­
fen in einen anderen Betrieb ver­
mittelt. 

Als hilfreich bei der Vermittlung 
eines/ r Umschülers/ -in in einen an-
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deren Betrieb erweist sich ein gu­
ter Ruf der Firma als Ausbildungs­
betrieb, der zum Teil bewirkt, daß 
nichtausbildende Betriebe von 
selbst bei Umschulungsbetrieben 
nach aus ihrer Sicht geeigne­
ten Maßnahmeabsolventenl -innen 
nachfragen. Zur Veranschauli­
chung ein Beispiel: 

Firma X, ein Mittelbetrieb mit ca. 
250 Beschäftigten, führt seit mehre­
ren Jahren Kleingruppenumschu­
lungen in gewerblich-technischen 
Berufen durch. Dieses hat sich mitt­
lerweile in der Umgebung herum­
gesprochen. Etwa einen Monat vor 
den Abschlußprüfungen fragen 
andere Betriebe bei der Firma X 
nach, ob Umschülerl -innen nicht 
übernommen werden. Diese sollen 
sich dann in den entspreche nden 
Betrieben vorstellen. 

Die Aussagen von Umschülern/ -in­
nen, Betriebsleiternl -innen und 
Ausbildernl -innen hinsichtlich der 
Beschäftigungschancen 1m An­
schluß an die Umschulungen stim­
men mit den Erfahrungen befrag­
ter Arbeitsberaterl-innen überein. 

Die Mitarbeiterl -innen der Arbeits­
verwaltung betonen jedoch in den 
Gesprächen auch immer wieder 
die Wichtigkeit der sog. Arbeitstu­
genden für eine anschließende Be­
schäftigung: 

" Haben sie (die Umschüler/-innen) sich 
als zuverlässige und gute Mitarbeiter er­
wiesen, werden sie gerne übernommen, 
weil der Betrieb die Leute ja schon ken­
nengelernt hat. Wenn der Betrieb schon 
gemerk t hat, mit dem ist nicht soviel los, 
der hat das Ziel erreicht, aber so ganz zu­
verlässig ist er nicht, der bummelt gerne 
mal, dann werden sie ihn nicht überneh­
men." 

Betriebliche Umschülerl -innen er­
füllen anscheinend in vielen Fällen 
die Erwartungen, die in dieser Hin­
sicht von Betriebsleiternl -innen 
und Ausbildernl-innen an sie ge­
stellt werden. Dafür sprechen -je­
denfalls nach Aussagen der Ar­
beitsberater/ -innen -, daß es be­
reits während der Durchführung 
der Maßnahme mit betrieblichen 
Umschülernl -innen - im Unter­
schied zu außerbetrieblichen Um­
schülern/ -innen - kaum Probleme 

gibt, z. B. wegen Fehlzeiten im Be­
trieb, und daß betriebliche Um­
schüler/ -innen seltener eine Um­
schulung vorzeitig abbrechen. 

Es ist anzunehmen, daß diese Er­
fahrungen auf die Praxis der Teil­
nehmerauswahl der Arbeitsämter 
zurückzuführen sind. Auch wenn 
sich betriebliche und außerbe­
triebliche Umschülerl -innen hin­
sichtlich statistischer Merkmale 
kaum unterscheiden, d . h. der 
überwiegende Teil war jeweils vor 
Beginn der Maßnahme arbeitslos, 
verfügte nicht über einen Berufs­
abschluß und war unter 35 Jahre, 
geben Arbeitsberaterl -innen an, 
hinsichtlich Motivation, Verhalten 
und Gesamterscheinung an be­
triebliche Umschülerl -innen höhe­
re Anforderungen zu stellen (vgl. 
Klähn/ Melms/ Podeszfa, 1988). 

Insgesamt betrachtet, scheint für 
betriebliche Umschülerl -innen das 
Problem ungewisser Arbeitsmarkt­
perspektiven nach der Maßnahme 
nicht so sehr im Vordergrund zu 
stehen. Dieser Befund korrespon­
diert mit Ergebnissen repräsentati­
ver Erhebungen, nach denen be­
trieblich Umgeschulte günstigere 
Arbeitsmarktchancen haben als 
außerbetrieblich Umgeschulte 
(Hofbauer, 1977). Auch Erfahrun­
gen der vom BIBB zur Zeit betreu­
ten Modellversuche, die eine ab­
schlußbezogene Umschulung von 
Erwachsenen ohne abgeschlosse­
ne Berufsausbildung zum Ziel ha­
ben, weisen in diese Richtung . 3) 

Hier zeigt sich ein wesentlicher Un­
terschied zwischen betrieblichen 
und außerbetrieblichen Umschü­
lern/ -innen. Außerbetriebliche 
Umschülerl -innen schätzen den 
Nutzen ihrer Teilnahme im Hin­
blick auf eine spätere Beschäfti­
gung in vielen Fällen als nicht sehr 
hoch ein. In den von Faber durch­
geführten Fallstudien beurteilen 
die Hälfte der befragten außerbe­
trieblichen Umschülerl -innen die­
sen Aspekt ausgesprochen pessi­
mistisch. Nur ein Drittel der Um­
schülerl -innen meint, gute Aussich­
ten zu haben, im Anschluß an die 
Maßnahme eine Stelle zu bekom­
men (Faber, 1985). 
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Resümee 

Für betriebliche Umschülerl -innen 
ist eines der Hauptprobleme von 
Teilnehmernl -innen an außer­
betrieblichen Weiterbildungsmaß­
nahmen nicht gegeben. Sie beur­
teilen den Nutzen ihrer Maßnah­
men im Hinblick auf eine spätere 
Wiedereingliederung in den Ar­
beitsmarkt ausgesprochen positiv. 
Ihnen ist aber durchaus auch be­
wußt, daß eine anschließende Be­
schäftigung sehr stark sowohl von 
ihren fachlichen Leistungen als 
auch von ihrem individuellen Ver­
halten während der Umschulung 
abhängt. Auch wird vere inzelt ge­
sehen, daß die spätere Weiterbe­
schäftigung 1m Umschulungsbe­
trieb oder einem anderen Betrieb 
von der jeweiligen Auftragslage 
abhängt. 

Finanzielle Schwierigkeiten wäh­
rend der Umschulung sind be­
trieblichen und außerbetriebli­
chen Umschülernl -innen gemein­
sam. Auch betriebliche Umschü­
lerl -innen müssen in der Regel 
ausschließlich mit den Unterhalts­
zahlungen des Arbeitsamtes aus­
kommen. Die Zahlung einer Um­
schulungsvergütung durch den Be­
trieb stellt eher die Ausnahme dar. 
Es wird erneut deutlich, daß die fi­
nanziellen Rahmenbedingungen 
einer erheblichen Verbesserung 
bedürfen. 

Vorschläge für eine Verbesserung 
der finanziellen Absicherung wäh­
rend der Umschulung werden 
nicht nur von den befragten Um­
schülernl -innen, Betriebslei­
ternl -innen und Ausbildernl -innen 
gemacht. Auch das Bundesinstitut 
für Berufsbildung kommt im Zu­
sammenhang mit der Durchfüh­
rung der o. g. Modellversuchsreihe 
zu Empfehlungen, die sich u. a . auf 
eine Verbesserung der finanziellen 
Förderung von Teilnehmernl -in­
nen an Umschulungen in aner­
kannte Ausbildungsberufe bezie­
hen. Hiernach sollten die Förder­
bedingungen des Arbeitsförde­
rungsgesetzes und des Bundesso­
zialhilfegesetzes im Hinblick auf 
ein existenzsicherndes Mindestein-
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kommen geändert werden. Das 
Unterhaltsgeld sollte generell er­
höht werden, und zwar auf 80 % 
des letzten Nettolohnes. Alleinste­
hende sollten jedoch als Minimum 
l 200,- DM erhalten, Verheiratete 
mindestens l 700,- DM. Für jedes 
Kind sollte zuzüglich 300,- DM ge­
zahlt werden (BIBB-Empfehlungen, 
1989). 

Anmerkungen 
1) Ob eine Bildungsmaßnahme statistisch als Fort­

bildung oder Umschulung in einem anerkann­
ten Ausbildungsberuf gewertet wird, hängt von 
den individuellen beruflichen Voraussetzungen 
der Teilnehmerl-innen ab. Verfügen Teilneh­
merl-innen in einer Bildungsmaßnahme im Be­
rufsfeld des angestrebten Ausbildungsberufs 
bereits über berufliche Erfahrungen, wird die 
Maßnahme als Fortbildung gewer tet. Ist dies 
nicht der Fall, gilt die Maßnahme als Umschu­
lung. 
Hier wird jedoch die in der Statistik übliche Dif­
ferenzierung in Fortbildungs- und Umschulungs­
maßnahmen in einem anerkannten Ausbil­
dungsberuf zugunsten einer besseren Lesbar­
keit zurückgenommen, obwohl Fortbildungen 
mit Abschluß subsumiert sind (vgl. Podeszfal 
Melms, 1987). 

2) Empirische Untersuchungen über Einstellungen 
zu M aßnahmen von Teilnehmernl-innen bezo­
gen sich überwiegend auf außerbetriebliche 
Umschulungen (vgl. z. B. Faber, 1985). 
Einschätzungen über betriebliche Umschulun­
gen liegen sonst nur aufgrund erster veröffent­
l ichter Erfahrungen einer Modellversuchsreihe 
des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) vor 
(vgl. hierzu Anm. 3). 

3) Vgl. hierzu: Bundesinstitut für Berufsbildung: 
"Modellversuchsreihe zur beruflichen Qualifi­
zierung von Erwachsenen, d ie keine abge­
schlossene Berufsausbildung haben und ein be­
sonderes Arbeitsmarktrisiko tragen." Zur Zeit 
liegen aus den einzelnen Modellversuchen ins­
gesamt 33 Berichte vor. 
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Zum Konzept der Schlüsselqualifikationen in der 
Berufsbildung (Teil II) 
Lotbar Reetz 

Lothar Reetz, Dr. phil. 
Ordentlicher Professor der Erziehungswissen­
schaft / Wirtschaftspädagogik an der Universität 
Hamburg. Geschäftsführender Direktor des Insti­
tuts für Berufs- und Wirtschaftspädagogik 

Zur Berücksichtigung 
der Schlüsselqualifikationen 
in betrieblicher und 
schulischer Berufsausbildung 

Die gegenwärtig für so notwendig 
gehaltene Förderung der Schlüs­
selqualifikationen in der berufli­
chen Ausbildung betrifft Fähigkei­
ten und Kräfte des Individuums, 
deren Grundlagen schon in vor­
ausgegangenen Lern- und Ent­
wicklungsprozessen entstanden 
sind. Die Komplexität kognitiver Fä­
higkeiten, die Differenziertheit so­
zialer und kommunikativer Kompe­
tenz sowie der Grad der Ausprä­
gung von affektiv verwurzelten 
Werthaltungen und Einstellungen 
sind abhängig vom Anregungsmi­
lieu der familiären , insbesondere 
frühkindlichen Sozialisation sowie 
von den Lern- und Sozialisations­
prozessen in der Schule. Die Sozia­
lisationsforschung hat hinreichend 
deutlich gemacht, daß neben den 
bewußt angestrebten Erziehungs­
und Lernprozessen, vor allem auch 
die Prozesse der "funktionalen Er­
ziehung", der "heimliche Lehr­
plan" in Schule und Betrieb (vgl. 
Heid / Lempert 1982) bei der För-
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derung wie auch der Behinderung 
des Erwerbs von kognitiver, kom­
munikativ-sozialer und moralischer 
Kompetenz eine wichtige Rolle 
spielen. 

Fragt man sich also, in welcher 
Weise Schlüsselqualifikationen in 
der gegenwärtigen betrieblichen 
und schulischen Berufsausbildung 
Berücksichtigung finden , so sind 
die dort anzutreffenden intentiona­
len, geplanten Lernprozesse und 
-arrangements zur Förderung von 
Schlüsselqualifikationen auf dem 
Hintergrund einerseits der zeitlich 
vorgelagerten Lern- und Sozialisa­
tions-Prozesse - andererseits der 
zeitlich gleichlaufenden ungeplan­
ten Sozialisationswirkungen zu 
sehen. 

Berücksichtigung der Schlüssel­
qualifikationen in betrieblicher Be­
rufsausbildung 
Die Berücksichtigung des Konzepts 
der Schlüsselqualifikationen in der 
betrieblichen Ausbildung soll an 
zwei Beispielen erörtert werden. 
Es handelt sich zum einen um den 
Modellversuch der Wacker Che­
mie GmbH, München-Burghausen, 
zur Ausbildung von Industriekauf­
leuten (Brater / Büchele 1988), zum 
anderen geht es dabei um das 
BMBW geförderte Modellvorha­
ben PETRA (projekt- und transfer­
orientierte Ausbildung) zur Förde­
rung von Schlüsselqualifikationen 
(Boretty et. al. 1988). 

Das Ausbildungskonzept "Kauf­
männische Ausbildung am Arbeits­
platz unter den Bedingungen neu­
er Bürotechnologien'' im Modell­
versuch der Wacker Chemie für 
die Ausbildung von Industriekauf­
leuten zielt auf eine persönlich­
keitsorientierte Berufsausbildung. 
Die dafür entwickelten Maximen 
basieren auf der Annahme, daß 
heute in der Berufsarbeit eine 
deutliche Tendenz zur "Individuali­
sierung'' erkennbar sei. Gefordert 

sei die Fähigkeit zu selbständigem 
beruflichen Handeln. Entschei­
dungsfähigkeit Flexibilität, Über­
sicht und Sozialkompetenz, Fanta­
sie und Kreativität, Gestaltungs­
und Problemlösungsfähigkeit 

Zur Realisierung dieser Zielvorstel­
lungen soll das Lernen am Arbeits­
platz neu gestaltet werden. Entge­
gen weit verbreiteter Tendenzen 
zur sog. Verschulung betrieblicher 
Ausbildung soll diese hier am Ar­
beitsplatz erhalten bleiben, weil 
nur sie die Fähigkeit zum selbstän­
digen beruflichen Handeln förde­
re. Die aktive Arbeit am Arbeits­
prozeß durch Arbeit an realen Ar­
beitsaufgaben, durch selbständige 
Problemlösung, durch Kennenler­
nen des Betriebsalltags (Bra­
ter I Gesellschaft für Ausbildungs­
forschung und Berufsentwicklung; 
o. ]., S. 3f.), durch Umgang mit Stö­
rungen und Sonderfällen und 
durch vielfältige soziale Herausfor­
derung fördere Erfahrungswissen, 
persönlichen Arbeitsstil , Lern­
transfer, Verantwortungsbewußt­
sein, Überblick, Selbständigkeit 
und Sozialkompetenz. Um diese 
fachübergreifenden Qualifikatio­
nen vermitteln zu können, wird die 
Ausbildung am Arbeitsplatz metho­
disch umgestaltet. Im Mittelpunkt 
steht dabei das Lernen an realen 
Aufgabenstellungen. Die aufgaben­
und arbeitsplatzbezogene Ausbil­
dung wird nach den folgenden 
drei Grundsätzen gestaltet: 
l. Die Arbeitsplätze werden syste­

matisch als Lernplätze erschlos­
sen durch z. B. den Einsatz von 
abteilungsbezogenen Begleittex­
ten, die Gliederung des Abtei­
lungsdurchlaufs nach dem Prin­
zip des Belegflusses u. a . 

2. Das Lernverhalten der Auszubil­
denden wird im Sinne des ent­
deckenden selbstgesteuerten 
und kooperativen Lemens geför­
dert. 

3. Die Rolle des Ausbilders wan­
delt sich vom Unterweiser zum 
Lemberater. Dabei wird er 
durch Ausbilderseminare konti­
nuierlich unterstützt. 

In dem Konzept, das der Ausbil­
dung zugrunde liegt, heißt es kri­
tisch, daß die persönlichkeitsorien-

BWP 6/ 89 



tierte Ausbildung ein Lernverhal­
ten und eine Lernbereitschaft von 
den Auszubildenden erfordere, 
die in den vorausgegangenen 
schulischen bzw. verschulten Lern­
situationen in der Regel nicht vor­
bereitet und veranlagt würden. 
"Vielmehr herrschen hier Lernge­
wohnheiten vor, die eher darauf 
warten, vom Ausbilder alles gesagt 
zu bekommen und Vorgegebenes 
aufzunehmen. Das Lernverhalten 
der Auszubildenden muß daher -
z. B. durch bewährte Einführungs­
und Begleitseminare - besonders 
entwickelt und vorbereitet wer­
den ... " (a. a. 0., S. 12). 

Zur Evaluation des noch nicht ab­
geschlossenen Modellversuchs 
wird gesagt, daß die Ergebnisse 
die kaufmännische Ausbildung am 
Arbeitsplatz bestätigen, daß sich 
Anknüpfungspunkte für eine Ver­
tiefung und Verbesserung bieten. 
Voraussetzung sei allerdings eine 
systematische Besinnung auf die 
Möglichkeiten und Besonderheiten 
dieser Ausbildungsform, seine ge­
zielte berufspädagogische Unter­
suchung der Arbeits-Ausbildungs­
plätze unter dem Gesichtspunkt ih­
res Qualifizierungsbeitrags und ih­
re methodische Aufbereitung (Bra­
ter /Büchele 1988, S. 89). 

Festzuhalten bleibt, daß in diesem 
Modellversuch mit dem Konzept 
der Schlüsselqualifikationen zu­
gleich eine Innovation des Ausbil­
dungskonzeptes einhergeht, das 
gegenüber der herkömmlichen 
Ausbildung gekennzeichnet ist 
durch Pädagogisierung des Ar­
beitsplatzes im Sinne der Ermögli­
chung von Arbeiten und Lernen 
durch eindeutige Priorisierung ak­
tiver Lehr- und Lernmethoden und 
durch stärkere pädagogische Pro­
fessionalisierung der Ausbilder. 

Schlüsselqualifikationen in der ge­
werblich-technischen Ausbildung 
verstärkt zu fördern, ist das Ziel 
der projekt- und transferorientier­
ten Ausbildung (PETRA) bei Sie­
mens. Auch hier geht es um Päd­
agogisierung der Arbeitsplätze, 
Professionalisierung der Ausbilder 
und selbstgesteuertes Lernen bei 
den Auszubildenden. Während bei 
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Wacker Chemie jedoch die per­
sönlichkeitsorientierte Ausbildung 
mit relativ hohem theoretischen 
Aufwand begründet wird und in 
der Konzeption die Offenheit von 
Lern- und Arbeitssituationen be­
tont wird, legt man bei Siemens 
größeren Wert auf die Instrumen­
tualisierung nicht weiter begründe­
ter Zielsetzungen. Die "individuell 
betonten Schlüsselqualifikationen'' 
(systematisches Vorgehen beim 
Plan der eigenen Arbeit , Initiative, 
Entscheidungsfähigkeit, U mstel­
lungsfähigkeit, Lernbereitschaft) 
und die "sozialbetonten Schlüssel­
qualifikationen'' (Teamfähigkeit, so­
ziale Sensibilität und Verantwor­
tung, Hilfsbereitschaft, Fairneß) 
werden im pragmatischen Zugriff 
in folgender Weise instrumentiert: 
1. Organisation und Ausführung 

der Übungsaufgabe, 
2. Kommunikation und Koopera­

tion, 
3. Anwenden von Lern- und geisti­

gen Arbeitstechniken, 
4. Selbständigkeit und Verantwor­

tung, 
5. Belastbarkeit. 

Diese fünf Schlüsselqualifikationen 
werden in Form arbeits- oder lern­
situativer Verhaltensweisen "ope­
rationalisiert'' und nach den Kom­
plexitätsstufen des Deutschen Bil­
dungsrates (Reproduktion, Reorga­
nisation, Transfer, Problemlösen) 
taxonomisiert. Man gelangt auf die­
se Weise zu einem differenzierten 
und umfangreichen Lernzielkata­
log. Diesem werden in dem aus 
dem Projekt hervorgegangenen 
Ausbilderhandbuch (Boretty u. a. 
1988) bestimmte Aufgabentypen 
und entsprechende Vermittlungs­
formen des sogenannten selbstge­
steuerten Lernens zugeordnet. Die 
jeweils von dem einzelnen Auszu­
bildenden erreichte Ausprägung 
der Schlüsselqualifikation wird ab­
schließend in einem Beobachtungs­
profil festgehalten. 

Auch an diesem Modellversuch 
wird deutlich, daß der Versuch zur 
Realisierung von Schlüsselqualifi­
kationen zu Innovationen der be­
trieblichen Ausbildung in Richtung 
Ausbilderprofessionalisierung, Päd­
agoglslerung der Arbeitsplätze 

und Einsatz aktiver Lernmethoden 
führt. Die Taxonomietafeln zeigen, 
daß hier die Schlüsselqualifikatio­
nen aus konkreten Aufgaben her­
aus entwickelt werden sollen. Aus 
der Nähe zu Arbeitsaufgaben re­
sultiert auch ihre Kontrollierbarkeit 
und ihre betriebliche Funktiona­
lität. 

Zur Berücksichtigung des Kon­
zepts der Schlüsselqualifikationen 
in der Schule 
Auch hier kann nicht auf eine um­
fassende Bestandsevaluation zu­
rückgegriffen werden. Nachzuge­
hen wäre aber dem von Brater u. a. 
erhobenen Vorwurf, schulische 
bzw. verschulte Lernsituationen be­
reiteten in der Regel nicht für das­
jenige Lernverhalten vor, das eine 
persönlichkeitsorientierte, auf 
Schlüsselqualifikationen zielende 
Ausbildung erfordere (Gesell­
schaft für Ausbildungsforschung 
und Berufsentwicklung; o. ]., S. 12). 
In der Tat zeigen bereits Untersu­
chungen, die u. a. die Komplexität 
von berufsschulischen Lernprozes­
sen und -inhalten zum Gegenstand 
haben, daß hier die Tendenz zu de­
tailliertem Faktenwissen, das in re­
zeptiven Lernformen erworben 
wird, vorherrschend ist (vgl. dazu 
z. B. Krumm 1973; Reetz/Witt 1974; 
Manstetten 1978). Diese Tatsache 
wird insbesondere der Lernziel­
programmatik zugeschrieben, die 
in den 70er Jahren in den Ausbil­
dungsordnungsmitteln, insbeson­
dere in den Lehrplänen Fuß faßte. 
Die Orientierung der Lehrplange­
stalter an der behavioristischen 
Lernzielprogrammatik gab den 
Lehrplänen eine zum Teil wider­
sprüchliche Struktur: Auf der obe­
ren Lernzielebene wurden zwar 
komplexe Qualifikationen des fach­
lich-beruflichen, sozialen und per­
sönlichkeitsbezogenen Handelns 
formuliert, die Kategorien eines 
solchen Handelns fanden sich je­
doch auf der unteren Stufe der 
Lernzielformulierung in der Ebene 
des Unterrichts nicht wieder. An­
stelle "kleingeschriebener" und 
konkreter Ziele beruflichen Han­
delns dominierten hier Beschrei­
bungen des Verhaltens von Schü­
lern gegenüber Lehrern, ohne daß 
die Transformation schulischer 
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Verhaltensweisen in berufliches 
Handeln plausibel gemacht wor­
den wäre. Man kann diesen Dis­
sens zwischen berufs- und persön­
lichkeitsbezogenem Handeln auf 
der oberen Lernzielebene und 
dem schulbezogenen Verhalten 
auf der unteren Lernzielebene be­
reits auch an Rahmenlehrplänen 
erkennen. 

Zur Demonstration und Erhärtung 
dieser These soll hier exempla­
risch der "Rahmenlehrplan für den 
Ausbildungsberuf Industriekauf­
mann'' (KMK Rahmenlehr­
plan .. . 1978) näher betrachtet 
werden. Er enthält neben den all­
gemeinen Lernzielen auch Lern­
ziele der Fächer "Industriebe­
triebslehre", "Allgemeine Wirt­
schaftslehre" und "Industrielles 
Rechnungswesen mit Datenverar­
beitung' '. Die allgemeinen Lernzie­
le für den Ausbildungsberuf "Indu­
striekaufmann' ' lauten folgender­
maßen: 

Der Unterricht im berufsbezoge­
nen Lernbereich dient dem Er­
werb der fachlichen und sozialen 
Kompetenz für den künftigen Beruf 
und der Entwicklung der Persön­
lichkeit. Der Schüler soll befähigt 
werden, 
- sein Wissen, seine Handlungsfä­

higkeit und sein Urteilsvermö­
gen zu entwickeln, um damit sei­
nen beruflichen Weg zu sichern; 

- sich am Arbeitsplatz, im Staat 
und in der Gesellschaft zurecht­
zufinden und dort mitzuwirken; 

- Bestehendes zu prüfen, gegebe­
ne Sachverhalte und Entwick­
lungen zu erkennen, daraus Fol­
gerungen zu ziehen und ent­
sprechend zu handeln. 

Bemerkenswert ist, daß hier neben 
der fachlichen Kompetenz auch 
die soziale Kompetenz und die Ent­
wicklung der Persönlichkeit thema­
tisiert werden. Des weiteren 
kommt in diesen Lernzielen auch 
der Zusammenhang von Wissen, 
Urteilen und Handeln zum Aus­
druck. Diese allgemeinen Zielfor­
mulierungen dürften sich durchaus 
im Einklang mit der Programmatik 
der Schlüsselqualifikationen befin­
den. Auch auf der Ebene der Fach-
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lernziele (z. B. Industriebetriebs­
lehre) befinden sich durchaus eini­
ge Ziele, die im Sinne der Schlüs­
selqualifikationen als überfachli­
che zu bezeichnen wären. Zu ihnen 
gehören z. B. "kosten- und risikobe­
wußt ... zu denken", "betriebs­
wirtschaftliche Zielsetzungen ... 
verstehen und Entscheidungen 
vorbereiten" können, "in arbeits­
teiligen Funktionen sinnvoll zu 
kooperieren' ', , ,wirtschaftliche Da­
ten sammeln und auszuwerten'', 
"Probleme selbständig zu e rken­
nen und ... lösen zu können' ', 
(KMK Rahmenlehrplan . . . 1978, 
S. 7). 

Demgegenüber beschreiben die 
dazugehörigen Formulierungen 
auf der unteren Lernzielebene fast 
nur noch reproduktive Verhaltens­
weisen, die sich auf das Fachwis­
sen beziehen (beschreiben, ken­
nen, erkennen, aufzeigen, erläu­
tern). Ein Zusammenhang mit den 
höheren allgemeinen Lernzielen 
erscheint eher zufällig als geplant 
und ist angesichts der Stoffülle und 
entsprechender Prüfungsmodalitä­
ten im Unterricht wohl nur schwer 
zu realisieren. 

Unberührt hiervon bleibt jedoch 
die Frage nach der grundsätzli­
chen Möglichkeit einer Vermittlung 
von Schlüsselqttalifikationen im Un­
terricht. Dabei soll nicht verkannt 
werden, daß Schlüsselqualifikatio­
nen bzw. "zukunftsbedeutsame 
Lernziele' ' auch in traditionellen 
Lernformen vermittelt werden kön­
nen. Die Untersuchungen von Kra­
mer I Nibbrig I Reicherts 1980 über 
"Kommunikation und Kommunika­
tionsförderung im Unterricht an be­
ruflichen Schulen" sowie die Un­
tersuchungen von Manstetten i Nib­
brig I Tümmers über "Zukunftsbe­
deutsame Lehrziele'' (1977) zeigen 
hier z. B. wichtige Bedingungen 
und Möglichkeiten etwa zur Förde­
rung von abstraktem Denken, 
Transferfähigkeit, Kommunika­
tionsfähigkeit usw. Insbesondere 
aber geben die berufsschulischen 
Ansätze zu handlungsorientiertem 
Lernen mittels Lernbüro, Fallstu­
dien, Planspielen usw. Anlaß, der 
Berufsschule eine Chance einzu­
räumen, wenn es darum geht, in 

der Berufsausbildung mehr als bis­
her komplexere fachübergreifen­
de Qualifikationen zum Zuge kom­
men zu lassen. Doch insgesamt 
darf man hier skeptisch sein: Orga­
nisation (Fächerprinzip, Disziplin­
orientierung, Prüfungssystem) und 
Interaktion (Frontalunterricht und 
rezeptives Lernen) stellen keine 
optimalen Bedingungen für den Er­
werb des größten Teils der Schlüs­
selqualifikationen dar (vgl. Len­
nartz 1984). 

Zur Auswirkung von 
Schlüsselqualifikationen 
auf Lerninhalte und 
Lernprozesse 

Schlüsselqualifikationen und Lern­
inhalte 
In der neueren Diskussion zu den 
Schlüsselqualifikationen fällt auf, 
daß seit dem inhaltsbezogenen 
Vorschlag von Mertens der Zusam­
menhang von Lerninhalt und 
Schlüsselqualifikation kaum mehr 
thematisiert wird. Plausibel wird 
diese Zurückhaltung durch das Ar­
gument, daß Schlüsselqualifikatio­
nen ja gerade durch die Kurzlebig­
keit fachwissenschaftlicher Inhalte 
geboten seien. Mithin komme es 
darauf an, die Schlüsselqualifika­
tionen gewissermaßen fachunab­
hängig oder aber doch fachbelie­
big zu vermitteln . So heißt es in den 
Empfehlungen der Expertenkom­
mission Rheinland-Pfalz 1985 "bei­
spielsweise kann man die Schlüs­
selqualifikationen unabhängig von 
fachspezifischem Stoff vermitteln. 
Man kann sie aber auch mit fach­
spezifischem Wissen verknüp­
fen . .. Es geht in dieser Empfeh­
lung nicht darum, wie die Schlüs­
selqualifikationen vermittelt wer­
den, sondern ausschließlich dar­
um, daß sie vermittelt werden .. .' ' 
(BMBW 36 1986, S. 63). 

In einer weitergehenden Variante 
dieser Argumentation wird darauf 
verwiesen, daß gegenüber schuli­
schen Inhalten eine wesentlich en­
gere Beziehung zwischen dem me­
thodischen Vorgehen und dem Er­
werb von Schlüsselqualifikationen 
bestehe. "Das methodische Vorge-
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hen erhält damit eine zentrale Be­
deutung im Hinblick auf die künfti­
gen Anforderungen'' (Stössel 1986, 
S. 44). 

Die Beliebigkeitsthese bezieht ihre 
Plausibilität aus Argumenten der 
formalen Bildungstheorie (Leh­
mensick 1926). Die neuere Trans­
ferforschung _ hat die vermögens­
psychologische Deutung des Lern­
prozesses weitgehend entkräftet 
(Schneider 1983). Die These von 
der Methodenpriorität scheint auf 
den ersten Blick ihre Plausibilität 
aus der Auffassung zu beziehen, 
daß das Fachwissen ohnehin 
schneller veralte und angesichts 
der neuen Technologien seinen al­
ten Stellenwert verloren habe. Die 
These von der Entwertung des 
Fachwissens wird von der Qualifi­
kationsforschung jedoch nicht be­
stätigt. So zeigen die Untersuchun­
gen von Baethge / Oberbeck in be­
zug auf die "Zukunft der Angestell­
ten'', daß die , ,systematische Ratio­
nalisierung' ' und der unmittelbare 
EDV-Einsatz sich auf die Hand­
lungsstruktur qualifizierter Sachbe­
arbeitung so auswirken, daß es 
- zur Erhöhung der inhaltlichen 

Komplexität der Tätigkeiten, 
- zur Komprimierung der Tätig­

keiten auf kompliziertere Fälle, 
- zu einem schnelleren Zugang zu 

abteilungsrelevanten Informa­
tionen, 

-zu einer Verdichtung systemver­
mittelter Kommunikation und Ko­
operation damit - zusammen­
fassend - zu einer weitreichen­
den Veränderung des Typs gei­
stiger Arbeit kommt, in der das 
Fundament an berufsfachlichem 
Wissen, verbunden mit hohen 
Anforderungen an formale 
Denkfähigkeit eine besondere 
Rolle spielt. 

In ähnlicher Weise haben im ge­
werblich-technischen Bereich das 
Fachwissen und die fachlichen Fer­
tigkeiten keineswegs ihre Bedeu­
tung verloren. Aber innerhalb des 
Fachwissens findet gerade unter 
dem Einfluß der neuen Technola­
gien eine Umstrukturierung statt, 
bei dem der Anteil des Planungs­
und Handlungswissens innerhalb 
des Fachwissens an Bedeutung zu-
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nimmt (vgl. Laur-Ernst 1983, S. 187). 
Während also die Bedeutung des 
Fachwissens für die berufliche 
Qualifizierung weiterhin als sehr 
hoch veranschlagt werden kann, 
bleibt der Zusammenhang zwi­
schen den arbeitssituativen Fachin­
halten und den Schlüsselqualifika­
tionen zu klären. 

Dabei gilt es der Gefahr zu begeg­
nen, auf die Zabeck besonders auf­
merksam macht: Zu vermeiden ist 
eine curriculare Planung, die an­
hand eines diffusen Schlüsselquali­
fikationsbegriffes mit den assozia­
tions- und vermögens-psychologi­
schen Annahmen einer Formalbil­
dungstheorie begründet wird (Za­
beck 1988). Sowohl die Befunde 
der Transferforschung (Messner 
1978, vgl. auch Reetz 1970, Schnei­
der 1983) wie die der kognitiven 
Handlungstheorie, wie der Sche­
matheorie (Reetz 1988 a) sprechen 
für eine situativ-fachliche Veranke­
rung von abstrakten und komple­
xen Fähigkeiten. Deren Transferra­
dius ist wiederum nur zu vergrö­
ßern durch Verbreiterung der In­
duktions-Basis bereichsspezifischer 
Erfahrungen (vgl. Laur-Ernst 1983, 
S. 189). Eine Bildungsplanung, die 
diese Basis vernachlässigt, entzieht 
auch dem Erwerb von Schlüssel­
qualifikationen den Boden. 

Grundvoraussetzung für Transfer 
im Sinne einer Rekonkretisierung 
abstrakter und komplexerer Sche­
mata ist die Fähigkeit zum analo­
gen Schließen, das wiederum "die 
Verfügbarkeit über möglichst viel 
Wissen aus möglichst vielen ver­
schiedenartigen Realitätsaus­
schnitten'' zur Voraussetzung hat 
(vgl. Laur-Ernst 1983, S. 189). Des­
halb sei - so Dörner (1982, S. 140) 
- in gewissem Sinne , ,eine oftmals 
gelöste These der modernen Päd­
agogik, daß es nicht so wichtig sei, 
Wissen zu erwerben, sondern 
wichtiger, Denken zu lassen, falsch 
und sogar widersprüchlich''. Denn: 
"Wissen ... liefert dem analogisie­
renden Denken ja erst das Mate­
rial". 

Wichtig sind dabei natürlich Aus­
wahl, Art und Strukturierung des 
Wissens. Möglicherweise können 

Schlüsselqualifikationen dabei als 
organisierendes Prinzip einer 
exemplarischen Auswahl und Ver­
mittlung fungieren. Bei der Klärung 
des Zusammenhangs von (arbeits­
situativem) Berufswissen und den 
Schlüsselqualifikationen könnte 
auch die längst überfällige Ent­
wicklung und Theorie der "exem­
plarischen Lehre'' in der Berufs­
pädagogik weitergetrieben wer­
den. 

Lernprozesse beim Erwerb von 
Schlüsselqualifikationen - Hand­
lungsorientiertes Lernen -
Akzeptiert man diesen Zusammen­
hang von fachlich-situativer und all­
gemeiner Kompetenz, so kommt es 
nun in der Tat in besonderer Weise 
auf die methodische Gestaltung 
der Lernprozesse an. 

Auffallend ist das einhellige Votum 
für problemlösendes, entdecken­
des, selbstgesteuertes Lernen, das 
in entsprechenden Modellversu­
chen und Verlautbarungen auf 
Ausbildertagungen bei der be­
trieblichen Förderung von Schlüs­
selqualifikationen geäußert wird. 
Dabei wird man die dort genannte 
These von der Priorität der Metho­
den gegenüber den Inhalten relati­
vieren müssen: Die Inhaltlichkeit 
verbirgt sich hinter neuen hand­
lungsgebundenen Formen des 
Wissens, der Anteil des prozedura­
len Wissens bzw. des Wissens mit 
prozeduraler Herkunft nimmt zu. 

Die ganz offensichtliche Tendenz, 
"Neue Wege in der betrieblichen 
Ausbildung'' (Friede 1988) zu be­
schreiten und dabei Formen selbst­
gesteuerten, entdeckenden Ler­
nens zu begünstigen, signalisiert 
ein neues Verständnis von berufli­
chem Lernen als einem aktiv-pro­
blemlösenden Lernen. Diese Ten­
denz steht im Einklang mit den In­
tentionen der Problemlösungspsy­
chologie, den Begriff des Lernens 
in Form von Problemlöseaktivitäten 
neu zu definieren (Neber . 1987, 
S. 73). Sie ist vielleicht auch ein Re­
sultat der Bemühungen der Berufs­
und Wirtschaftspädagogik, hand­
lungs- und kognitionstheoretischen 
Konzepten des Lernens in der be­
ruflichen Ausbildung . mehr Gel-
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tung zu verschaffen (vgl. u. a. Ach­
tenhagen et. al. 1987; Dulisch 1986; 
Pampus 1987; Söltenfuß/Halfpap 
1987; Reetz 1984, 1988; Diepold/ 
Rischmüller 1987; Kaiser 1987). 

Im Konzept der Schlüsselqualifika­
tionen kommt, wie wir sahen, eine 
allgemeine höhere Form berufli­
cher Handlungsfähigkeit zum Aus­
druck. Es geht dabei darum, daß 
nicht nur über Sachwissen, son­
dern auch über Handlungswissen 
verfügt werden kann, so daß aus ei­
ner allgemeineren Kompetenz her­
aus jeweils ein situativer Transfer 
auf konkrete berufliche Situationen 
möglich ist. 

Lernzieltheoretisch gesehen sind 
Schlüsselqualifikationen allgemei­
ne und komplexe Lernziele, die mit 
Hilfe von Dispositions-(Fähigkeits-) 
Begriffen formuliert sind. So ist z. B. 
die Disposition "Selbständigkeit" 
bei einer Person zu vermuten, 
wenn entsprechendes Verhalten 
entsprechend häufig auftritt. Das 
heißt, Erwerb und Realisierung von 
Selbständigkeit setzen i. d. R. kon­
krete Situationen voraus, die ent­
sprechendes Verhalten zulassen 
bzw. begünstigen. Mit anderen 
Worten - Schlüsselqualifikationen 
setzen "Schlüsselsituationen" vor­
aus (Refa 1989, S. 256). 

Schlüsselcharakter in diesem Sin­
ne erhalten konkrete berufliche Si­
tuationen des Lernens und Arbei­
tens dann, wenn sie 
-gewissermaßen als induktive 

Basis für Abstraktionsprozesse 
fungieren, also vom Konkreten 
zum Abstrakten führen, und 

- wenn sie eine angemessene 
Komplexität und Problemhaltig­
keit aufweisen und so ein Ler­
nen in erweiterten Handlungs­
spielräumen ermöglichen. 

Curriculumtheoretisch gesehen, 
handelt es sich also bei den Schlüs­
selqualifikationen um allgemeine­
re Lernziele, die zu den Fachlern­
zielen im Verhältnis konkret - ab­
strakt sowie "ein"-fach - komplex 
stehen. Mithin läßt sich sagen, daß 
Schlüsselqualifikationen insgesamt 
eine höhere kognitive Komplexität 
voraussetzen. 
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Diese These der Abhängigkeit fle­
xibler Handlungsfähigkeit von ko­
gnitiver Komplexität wird insbeson­
dere von der Theorie der kogniti­
ven Komplexität im Rahmen der 
Lern- und Kognitionstheorie vertre­
ten. Den Ergebnissen dieser For­
schungsrichtung zufolge sind Lern­
umweHen mit höherer Aufgaben­
komplexität und mit Anlässen für 
intrinsische Motivation zu schaffen 
(Schroder 1978). 

Dem Gebot komplexerer Lernauf­
gaben mit Selbststeuerung des 
Lernens entspricht Ausbildung in 
Schule und Betrieb vor allem dann, 
wenn sie Lernarrangements mit si­
tuativer Komplexität zum Zuge 
kommen läßt, und so ein Lernen 
unter erweiterten Handlungsspiel­
räumen möglich macht. 

Seit Ende der 60er Jahre wird das 
menschliche Handeln als zentrale 
Kategorie im Verhältnis von 
Mensch und Umwelt- wie vorher 
schon in der philosophischen An­
thropologie - jetzt auch in den 
neueren Geistes- und Sozialwissen­
schaften hervorgehoben. Die For­
derungen der Pädagogik, insbe­
sondere der Theorie der Curricu­
lumentwicklung, nach Handlungs­
orientierung des Lernens und Leh­
rens in der Mitte der 70er Jahre ba­
sierten zunächst auf soziologisch 
bzw. sozialpsychologischen Theo­
rien der Kommunikation, insbeson­
dere der Theorie des symboli­
schen Interaktionismus. 

Erst mit Fortentwicklung der kogni­
tiven Psychologie und der psycho­
logischen Handlungstheorie be­
kommt das gegen die behavioristi­
sche Lernzielprogrammatik ge­
richtete Postulat der Handlungs­
orientierung seine lerntheoreti­
sche Fundierung. Besonders die 
von Hans Aebli im Anschluß an Pia­
get entwickelte psychologische Di­
daktik verbreitet den kognitions­
und handlungstheoretischen Grund­
gedanken, daß zwischen Tun und 
Denken, zwischen Handlung und 
Begriff ein Kontinuum besteht, das 
sich nun nicht nur entwicklungs­
psychologisch, sondern auch lern­
theoretisch begründen läßt. Gefor­
dert ist eine Didaktik, in der deut-

lieh wird, daß die Begriffe "Ab­
kömmlinge und Werkzeuge des 
Handelns sind" (Aebli 1981, S. 92). 

Damit werden zwei neue Akzente 
in der Didaktik gesetzt: 
l. Die Bedeutung der Handlung für 

den Erwerb von Wissen wird 
verdeutlicht und hervorgeho­
ben. 

2. Das Wissen mit Handlungsstruk­
tur darf gegenüber dem Wissen 
mit Sachstruktur nicht länger 
vernachlässigt werden. 

Gefragt sind also Lern-Arrange­
ments, die die situative Komplexität 
mit der Handlungsorientierung 
verbinden, zugleich die Motivation 
fördern und selbständiges Lernen 
begünstigen. Eine besonders be­
deutungsvolle Variante des Han­
delns als zielgerichtetem Tun und 
Denken ist das Problemlösen. Die 
Intensität handlungsorientierten 
Unterrichts wird gesteigert durch 
problemlösendes Lernen anhand 
von Konfliktsituationen. Gelingt es 
dabei, die situativen Konflikte der 
beruflichen Situationen in kognitive 
Konflikte des Lernenden zu über­
führen, so werden damit Lernpro­
zesse und Ergebnisse angebahnt, 
die Gegenstand der Theorie des 
entdeckenden Lernens sind. 

Entdeckungslernen ist - im Sinne 
Piagets - akkomodatives Lernen, 
das heißt: die Problemlösung er­
folgt über Diskrepanzerlebnisse 
zwischen vorhandenem und zu ler­
nendem Schema (Begriff, Hand­
lungsmuster), (vgl. Reetz 1988 a). 

Das Besondere an diesem pro­
blemlösenden und entdeckenden 
Lernen ist, daß die Lösung des Pro­
blems aus Diskrepanzerlebnissen 
heraus über die nächsthöhere 
Komplexionsstufe erfolgt. Damit 
wird eine Erweiterung in der Kom­
plexität des Denkens und Han­
delns erreicht, die genau den For­
derungen der Schlüsselqualifika­
tions-Programmatik entspricht. 

Schlußbemerkung 

Wenn das Konzept der Schlüssel­
qualifikationen zu sinnvollen Inno-

BWP 6/89 



vationen in der Berufsbildung füh­
ren soll, so ist es in ein handlungs­
orientiertes Konzept des Lernens 
einzubinden, das auf Persönlich­
keitsentwicklung des Lernenden 
zielt. Der Rückgriff auf die Persön­
lichkeitstheorie von Heinrich Roth 
sollte zeigen, daß die im Konzept 
der Schlüsselqualifikationen the­
matisierten Dimensionen und "Sy­
steme'' der Persönlichkeit in einem 
interdependenten Zusammenhang 
stehen: Das System der Hand­
lungskompetenz bedarf eines ent­
wickelten Antriebs-, Wertungs- und 
Orientierungssystems, die wieder­
um im Steuerungs- und Lernsystem 
auf sich selbst und auf das Han­
delnkönnen zurückbezogen sind. 

Es liegt in der praktischen Konse­
quenz dieser ganzheitlichen Per­
sönlichkeitsmodellierung, in Schu­
le und Betrieb mehr ganzheitliche 
und komplexe Lernsituationen zu­
zulassen. Leistungsmotivation oder 
Problemlösungsfähigkeit sind 
durch isoliertes Skilltraining oder 
durch Verstärkung puritanischer 
Arbeitstugenden kaum zu verbes­
sern. Wer als Verantwortlicher in 
der beruflichen Aus- und Weiter­
bildung z. B. den Verlust von Moti­
vation (Albers 1978), die "innere 
Kündigung'' (Höhn 1986; Volk 1988) 
verhindern will, wer sich Sachkom­
petenz, Lern- und Arbeitsfreude 
sowie Mitgestaltung wünscht, der 
sollte dem Lernen wie dem Arbei­
ten entsprechende Gestaltungs­
räume eröffnen. Dies gilt für die 
Schule wie für den Betrieb. 
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AUS MODELLVERSUCHEN 

Modellversuch bei VEBA OEL AG ten lassen. Damit orientierte man 
sich an einem bewährten Grund­
satz der Organisationsentwicklung, 
wonach "die Betroffenen zu Betei­
ligten zu machen' ' sind. Dadurch 
konnte auch nach Abschluß des 
Modellversuchs der weitere Trans­
fer im Betrieb auf die folgenden 
Ausbildungsjahre und auf andere 
Berufsgruppen, wie auf die Che­
miefacharbeiter, erleichtert wer­
den. 

Erfolgreiche Einführung von "Betriebserkundungen" und 
"Betriebseinsätzen" im ersten Lehrjahr 

Die qualitative Weiterentwicklung 
der Ausbildung zum/ zur Betriebs­
schlosser/-in, Meß- und Regelme­
chaniker/ -in sowie Energieanlagen­
elektronikeil-in war das Ziel eines 
Modellversuchs, der von 1984 bis 
1987 bei der VEBA OEL AG in Gel­
senkirchen durchgeführt wurde. 

Dazu wurden zum einen aus den 
Modellversuchen bei Daimler­
Benz in Gaggenau, bei den Ford­
Werken in Köln und bei den Stahl­
werken in Salzgitter Elemente der 
Projekt- und Leittextausbildung zur 
Förderung von Eigeninitiative und 
Verantwortungsbewußtsein auf die 
Ausbildung in der Chemischen In­
dustrie übertragen. 

Neu entwickelt und erprobt wur­
den zweitägige Betriebserkundun­
gen in unterschiedlichen Betriebs­
abteilungen im ersten bzw. dritten 
Monat, also während der Probe­
zeit, um dadurch die Lernmotiva­
tion an typischen betrieblichen Be­
rufsaufgaben zu orientieren. 

Durch eine systematisch-leittext­
orientierte Vor- und Nachbereitung 
der Auszubildenden konnten auch 
zwei ca. vierwöchige Betriebsein­
sätze im ersten Ausbildungsjahr­
besonders für die Gruppe der Be­
triebsschlosser ausbildungs­
wirksam integriert werden. 

Als wichtigstes Ergebnis des Mo­
dellversuchs wurde ermittelt, daß 
die in der wissenschaftlichen Be­
gleituntersuchung befragten 19 
Meister die Initiative zur Einfüh­
rung der Betriebserkundungs­
praktika überwiegend begrüßen, 
aber auch kritisch beurteilen. 
Betriebs- und Berufserkundungs­
phase erwiesen sich als "eine gute 
Sache", da sie die "Motivation der 
Auszubildenden für ihren Beruf'' 
stärke, aber sie gehöre "eher in die 
Zeit der Berufswahl''. Wo diese 
frühzeitigen Betriebs- und Berufs­
erkundungspraktika noch abge­
lehnt werden, wird dies vor allem 
damit begründet, daß "die Betreu-

BWP 6/89 

ung der Auszubildenden beim ge­
genwärtigen Personalstand in den 
Abteilungen eine große Belastung 
bedeutet''. 

Darüber hinaus wurde ermittelt, 
daß sich die Jugendlichen auf die 
Frage, wo sie "persönlich lieber" 
lernten, etwa je zur Hälfte für den 
Betrieb und für die Lehrwerkstatt 
entschieden haben. Allerdings 
bringt die Gruppe der Betriebs­
schlosser eine eindeutige Vorliebe 
für die Ausbildung am Arbeitsplatz 
im Betrieb zum Ausdruck, während 
sich die Energieanlagenelektroni­
ker besonders deutlich für die Aus­
bildung in der Lehrwerkstatt aus­
gesprochen haben. 

Die gesamte Ausbildungskonzep­
tion für die Ausbildung an Projek­
ten in der Lehrwerkstatt, für die 
Ausbildung während der Betriebs­
und Berufserkundungsphase, so­
wie für die Ausbildung in den Be­
triebseinsatzphasen wurde dabei 
durch die sogenannten Leittexte 
ganzheitlich - bereits im Sinne der 
neugeordneten Ausbildungsberu­
fe intensiviert. Wesentliche 
Merkmale der neuen Ausbildungs­
konzeption werden vom Versuchs­
träger in der nachstehenden Über­
sicht herausgestellt. 

Der Modellversuch hat die Ausbil­
der in allen Phasen aktiv mitgestal-

I 
Unser Modell-

versuch r------- ganzheitlich-orientierte 
Qualifikations-Schwerpunkte 

einer zukunftsorientierten 
Ausbildung 

wodurch womit wie 

J, J, J. 

Der Modellversuchsträger und die 
wissenschaftliche Begleitung ha­
ben getrennte Abschlußberichte 
vorgelegt, die zur Zeit in einem 
Sammelband der Reihe "Modell­
versuche zur beruflichen Bildung'' 
- auf ca. 70 Seiten- zur Veröffent­
lichung vorbereitet werden. Außer­
dem wurden - als Modellversuchs­
ergebnisse - unter anderem fol­
gende Materialien erarbeitet: 

l. Leittextmaterialien 
- projektorientierte Werkstatt­
ausbildung -

2. Leittextmaterialien 
- Betriebseinsätze -

3. Leittextmaterialien 
- Betriebs- und Berufserkun­
dung-

Ein Videofilm (Laufzeit 17 Minuten) 
"Leittext-Ausbildung VEBA OEL 
AG", nebst einem Begleitheft kann 
zur Ausleihe angefordert werden 
beim Versuchsträger unter der 
Telefon-Nr. (02 09) 3 66 34 97 oder 
beim BIBB unter der Telefon-Nr. 
(0 30) 8 68 32 02. 

Paul Trottnow I Dietrich Weissker 

was warum 

J. J. 
Projekte ,... zielstrebiges ,... Arbeitsprozeß- Qualitäts- Rentabilitäts-

Lernen bewußtsein bewußtsein bewußtsein 
.... .... .... .... .... ... ... ... ... ... 

Leittexte ,... selbständiges ,... Lernprozeß- Verantwortungs- Selbstverwirklichungs-
Lernen bewußtsein bewußtsein bewußtsein .... .... .... .... .... ... ... ... ... ... 

Betriebserkundung/ 4 kooperatives ,... Teamprozeß- Gemeinschafts- Umfeld- und Um-
Betriebseinsätze Lernen bewußtsein bewußtsein weltbewußtsein 
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AUS DEM HAUPTAUSSCHUSS 

Kurzbericht über die Sitzung 4/89 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung am 27./28. September 1989 in Berlin 

Am 27./28. September 1989 fand 
die konstituierende Sitzung des 
Hauptausschusses für die 3. Amts­
periode nach BerBiFG statt. Der 
Staatssekretär im Bundesministeri­
um für Bildung und Wissenschaft. 
Herr Dr. Schaumann, überreichte 
den Mitgliedern des Hauptaus­
schusses die Berufungsurkunden. 

In Gegenwart des Vorsitzenden 
der Enquete-Kommission des Deut­
schen Bundestages "Zukünftige 
Bildungspolitik - Bildung 2000", 
Herrn Eckart Kuhlwein, der Bun­
destagsabgeordneten Frau Imma 
Hillrich, des Staatssekretärs, des 
Vorsitzenden des Unterausschus­
ses Berufliche Bildung der Kultus­
ministerkonferenz, Herrn Prof. Dr. 
Püttmann (für die KMK) und weite­
rer Mitglieder der Enquete-Kom­
mission diskutierte der Hauptaus­
schuß über die "Zukunft des dua­
len Systems". Über diese Diskus­
sion wird voraussichtlich in einer 
der nächsten Ausgaben der BWP 
ein detaillierter Bericht erscheinen. 

Der Hauptausschuß verabschiede­
te in dieser Sitzung die weiter un­
ten abgedruckte "Empfehlung zur 
Ausbilderqualifizierung für die Be­
rufsausbildung ausländischer Ju­
gendlicher''. 

Darüber hinaus beschloß der 
Hauptausschuß die folgenden For­
schungsprojekte: 
- Statistische Analysen des Alls­

bildungssystems und Aufbau 
von Datenbanken (FP 1.902) 

- Grundlagen für die Neuord­
nung der Berufsausbildung im 
Tischlerhandwerk (FP 3.915) 

- Meß- und Regelmechani-
ker/Meß- und Regelmechanike­
rin (- Arbeitstitel -) (FP 3.105) 

Der Hauptausschuß hat dem Ent­
wurf der Verordnung über die Be­
rufsausbildung zum Werbekauf­
mann/zur Werbekauffrau zuge­
stimmt. 

Zu folgenden drei Entwürfen von 
Rechtsverordnungen wurde der 
Hauptausschuß gern. § 19 Nr. 1 
Satz 3 des BerBiFG angehört: 
a) Entwurf einer Verordnung zur 

Gleichstellung österreichischer 
Prüfungszeugnisse mit Zeugnis­
sen über das Bestehen der Ab­
schlußprüfung oder Gesellen­
prüfung in anerkannten Ausbil­
dungsberufen 

b) Entwurf der fünften Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
zur Gleichstellung französischer 
Prüfungszeugnisse mit Zeugnis­
sen über das Bestehen der Ab­
schlußprüfung oder Gesellen­
prüfung in anerkannten Ausbil­
dungsberufen 

c) Entwurf einer zweiten Verord­
nung zur Verlängerung der 
Gleichstellung von Prüfungs­
zeugnissen der Staatlichen Glas­
fachschule Rheinbach mit den 
Zeugnissen über das Bestehen 
der Gesellenprüfung in hand­
werklichen Ausbildungsbe­
rufen. 

Zu c) hat der Hauptausschuß dem 
Verordnungsgeber die unbefriste­
te Verlängerung empfohlen. 

Schließlich bestätigte der Haupt­
ausschuß seine Auffassung, daß er 
es nicht für erforderlich hält, die 
bis zum 31. 12. 1989 gültige Über­
gangsregelung bei den neuen in­
dustriellen Elektroberufen - ins­
besondere N achrichtengeräteme­
chaniker - über diesen Zeitpunkt 
hinaus zu verlängern. 

Neben diesen Beschlüssen befaß­
te sich der Hauptausschuß mit Re­
gularien seiner eigenen Arbeit. Zu 
Beginn der 3. Amtsperiode hat er 
die folgenden fünf nichtständigen 
Unterausschüsse eingesetzt, die 
die Aufgabe haben, Unterlagen für 
den Hauptausschuß vorzubereiten: 
Unterausschuß l 
- Berufsbildungsforschung 
Unterausschuß 2 
- Strukturfragen der beruflichen 

Bildung 
Unterausschuß 3 
- Berufsausbildung 
Unterausschuß 4 
- Berufliche Weiterbildung 
Unterausschuß 5 
- Innere Angelegenheiten 

Für den Rest des Jahres 1989 wähl­
te der Hauptausschuß den bereits 
am Ende der 2. Amtsperiode am­
tierenden Herrn Prof. Dr. Hans 
Sehling (Beauftragter der Länder) 
erneut zum Vorsitzenden; Herr Ul­
rich Gruber (Beauftragter der Ar­
beitgeber), Herr Gustav Fehren­
bach (Beauftragter der Arbeitneh­
mer), Herr Dr. Alfred Hardenacke 
(Beauftragter des Bundes) wurden 
zu stellvertr. Vorsitzenden gewählt. 

Die nächste - und letzte - Sitzung 
des Hauptausschusses in 1989 fin­
det am 30. November/ !. Dezember 
1989 in Berlin statt. 

- Berufliche Bildung und berufli­
che Qualifikation in der Ungari­
schen Volksrepublik - Entwick­
lungen seit Ende der 70er Jahre 
(FP 3.916) 

Empfehlung des Hauptausschusses 

- Bedarf an Qualifizierung für PC­
Fachberater/ -innen im Handel 
(FP 4.103) 

- Vermittlungskonzepte und Aus­
bildungshilfeil für die Elektro­
handwerke (FP 5.404) 
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des Bundesinstituts für Berufsbildung zur 
AusbilderqualifiZierung für die Berufsausbildung 
ausländischer Jugendlicher 
vom 28. September 1989 

Vorbemerkung 
Im Jahre 1988 befanden sich nach 
vom Statistischen Bundesamt ermit-

telten vorläufigen Zahlen rund 
73 000 ausländische Jugendliche in 
Ausbildung. Gegenüber dem Vor-
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jahr ist dies eine Steigerung um 
rund 15 %. Dies zeigt sich auch am 
Anteil der ausländischen Auszubil­
denden an allen Auszubildenden. 
Waren 1985 erst 2,8 % aller Auszu­
bildenden Ausländer, so liegt ihr 
Anteil jetzt bei 4,4 %. 

Diese Nachfrage wird in den näch­
sten Jahren voraussichtlich weiter 
steigen. Aus der rückläufigen An­
zahl deutscher Jugendlicher kann 
jedoch nicht einfach auf einen ver­
besserten Zugang ausländischer 
Jugendlicher zu Ausbildungsstel­
len geschlossen werden. Der Zu­
gang ist neben den Bildungsvor­
aussetzungen der Jugendlichen 
und ihrem Nachfrageverhalten in 
erheblichem Maße auch vom 
Angebots- und Auswahlverhalten 
der Betriebe abhängig. Vorurteile 
und Barrieren gegen die Ausbil­
dung ausländischer Jugendlicher 
gibt es noch mancherorts. Sie müs­
sen- auch im Interesse der Nach­
wuchssicherung zunehmend 
überwunden werden. Im Zusam­
menhang mit der Internationalisie­
rung der Märkte gewinnt der ge­
meinsame Aufruf (Bundesvereini­
gung der Deutschen Arbeitgeber­
verbände, Deutscher Gewerk­
schaftsbund, Bundesanstalt für Ar­
beit, Zentralverband des Deut­
schen Handwerks, Deutscher 
Industrie- und Handelstag) zur 
,,Chancengleichheit für junge Aus­
länder durch berufliche Bildung'' 
eine besondere Bedeutung. 

Die bisherigen vielfältigen Bemü­
hungen von Ausbildenden, Ausbil­
dern und Betriebs- und Personalrä­
ten in Betrieben und Verwaltungen, 
von Ausländerbeauftragten der Ar­
beitsverwaltung, von Ausbildungs­
beratern der Kammern und von 
den Beteiligten in Bildungseinrich­
tungen, die ausbildungsbegleiten­
de Hilfen leisten, gilt es fortzuset­
zen und zu erweitern. Die Berufs­
ausbildungschancen ausländischer 
Jugendlicher müssen weiter ver­
bessert werden, z. B. durch 

- eine Ausweitung gezielter Infor­
mationen und Beratung auslän­
discher Jugendlicher und ihrer 
Eltern auch unter Einbeziehung 
ausländischer Multiplikatoren 
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- eine verbesserte Zusammenar­
beit zwischen den genannten 
Personen und Organisationen 
(z. B. Schulen, Berufsberatung 
der Arbeitsämter, Ausbildungs­
berater) 

- eine Erweiterung des Berufs­
wahlspektrums 

- eine Veränderung des Auswahl­
verhaltens der Betriebe 

- die Intensivierung und gezielte­
re Nutzung arbeitsmarktpoliti­
scher Instrumente ' 

- die Ausweitung von Begeg­
nungs- und Gesprächsmöglich­
keiten der Beteiligten auch im 
internationalen Bereich 

- ausbildungsbegleitenden Stütz­
und Förderunterricht. 

Dies zeigen bisherige Erfahrungen 
aus der Praxis sowie Ergebnisse 
der vom Bundesinstitut für Berufs­
bildung geförderten Modellversu­
che und Vorhaben des Bundesmi­
nisteriums für Bildung.und Wissen­
schaft. 

Für die Förderung der Ausbilder 
in der Berufsbildung ergeben sich 
daraus folgende Empfehlungen: 

Thesen zur Förderung von Ausbil­
dern ausländischer Jugendlicher 
l. Generelle Ziele 
Betriebe, Ausbilder und Fachkräfte 
in der Berufsbildung sind in den 
nächsten Jahren bei der Ausbil­
dung und Unterstützung ausländi­
scher Jugendlicher besonders ge­
fordert. Für sie wird es künftig 
wichtig sein, auf die damit verbun­
denen Fragen sowie auf den Um­
gang mit unterschiedlichen Perso­
nengruppen in der Berufsausbil­
dung vorbereitet und sensibilisiert 
zu sein. 

Um die Eingliederung ausländi­
scher Jugendlicher im Betrieb zu 
erleichtern, ist es für die Ausbilder 
wichtig, besonders 
- die Bedeutung der Ausbildung 

für die spätere Lebensplanung 
den ausländischen Jugendli­
chen und ihren Eltern zu ver­
deutlichen 

- die Notwendigkeit von indivi­
duell erforderlichen ausbil­
dungsbegleitenden Hilfen zu er­
kennen 

- Achtung und Akzeptierung an­
derer kultureller Denk- und Ver­
haltensweisen und die Heraus­
bildung ihrer eigenen Identität 
wirksam zu unterstützen 

- betriebliche Berufsbildungsan­
gebote durch zusätzliche För­
dermöglichkeiten differenzier­
ter und flexibler zu gestalten, 
um damit den individuellen Fä­
higkeiten ausländischer Jugend­
licher, den unterschiedlichen 
Lern- und Arbeitsmöglichkeiten 
und den betrieblichen Belangen 
Rechnung zu tragen. 

2. Kulturvergleichende Informatio-
nen 

Andere Tradition, Werte und Nor­
men ausländischer Jugendlicher, 
die durch die Kultur des Herkunfts­
landes, ihre Bildung und Erziehung 
bestimmt sind, kennzeichnen Ver­
haltensweisen, die Ausbildern häu­
fig fremd und unverständlich sind. 
Deshalb sollten in geeigneten Fäl­
len auch ausländische Fachkräfte 
die Ausbilder unterstützen, denn 
sie kennen aus eigener Erfahrung 
einen großen Teil der Besonder­
heiten dieser Jugendlichen. 

Es können Probleme und Konflikte 
entstehen, die u. U. zu Störungen im 
Ausbildungsverlauf führen können. 
Vorurteile und Unsicherheiten 
über geeignete Verhaltensweisen 
können über zusätzliche Kenntnis­
se des jeweiligen Herkunftslandes 
der ausländischen Jugendlichen 
und über Kenntnisse ihrer beson­
deren Wohn- und Lebenssituation 
in der Bundesrepublik Deutsch­
land ausgeglichen werden. Dabei 
geht es insbesondere um die 
Kenntnis und . Einschätzung des 
Werdegangs und das Verständnis 
der Probleme, die mit der Aufnah­
me ausländischer Jugendlicher im 
Betrieb verbunden sind. 

Kulturvergleichende Informationen 
für Ausbilder können je nach Her­
kunftsland und nach folgenden Ge­
sichtspunkten gegliedert sein: 
- die geographische Lage 
- die geschichtliche Entwicklung 
- die kulturellen und religiösen 

Einflüsse 
- die politische, wirtschaftliche 

und soziale Struktur 
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- die Erziehung in 
Schule 

- die Ausbildung 
und/oder Schule 
deutung. 

Familie und 

m Betrieb 
und ihre Be-

Darüber hinaus soll aber auch auf 
die besonderen Probleme junger 
ausländischer Frauen, auf die un­
terschiedliche Position der weibli­
chen und männlichen Jugendli­
chen in der ausländischen Familie 
sowie auf die Lebensbedingungen 
ausländischer Familien in der Bun­
desrepublik Deutschland emge­
gangen werden. 

3. Beratung der Familie 
Die Ausbildungsmotivation und 
der Erfolg einer Ausbildung aus­
ländischer Jugendlicher hängen 
nicht zuletzt von der Frage ab, in­
wieweit es gelingt, auch die Eltern 
ausländischer Jugendlicher in den 
Ausbildungsprozeß mit einzubezie­
hen. Bei einigen Kulturkreisen ist in 
der Regel der Einfluß der Familien 
auf die Verhaltensweisen ihrer Kin­
der größer als bei Deutschen. Da­
bei können z. T. Familieninteressen 
vor den Ausbildungsinteressen ste­
hen; vor allem junge Frauen haben 
mit der Übereinstimmung jeweili­
ger Wertvorstellungen in der Fami­
lie besonders große Schwierigkei­
ten. Ausländische Jugendliche und 
besonders ihre Eltern benötigen 
hier zusätzliche Orientierungshil­
fen . Elternabende und Gespräche 
mit den Eltern im Rahmen von Ein­
ladungen in den Betrieb bieten ge­
eignete Möglichkeiten, sie frühzei­
tig in den Informationsprozeß ein­
zubeziehen. Hierzu können die 
Ausbilder erfolgreich beitragen. 

Zusätzliche Kenntnisse aus dem 
berufs- und arbeitsmarktbezoge­
nen Bereich können die Beratungs­
aufgaben der Ausbilder wirksam 
unterstützen, wie z. B.: 
- Möglichkeiten und Bedingun­

gen der anschließenden Be­
schäftigung 1m Betrieb ein­
schließlich der rechtlichen 
Grundlagen der Beschäftigung 
von Ausländern und Auslände­
rinnen 

- Möglichkeiten und Bedingun­
gen für die berufliche Weiterbil­
dung 
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- Bedingungen für individuell er­
forderliche ausbildungsbeglei­
tende Hilfen und finanzielle Un­
terstützung nach dem Arbeits­
förderungsgesetz 

- Information über die Arbeitsver­
mittlung. 

4. Verständigung mit ausländischen 
Jugendlichen 

Eine allgemeinsprachliche Ver­
ständigung (Umgangssprache) zwi­
schen Ausbildern und ausländi­
schen Jugendlichen ist eine Grund­
voraussetzung für die erfolgreiche 
Teilnahme an der Berufsbildungs­
maßnahme und damit für die be­
rufliche und soziale Eingliederung. 
Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgewachsene aus­
ländische Jugendliche haben 
Schwierigkeiten, Fachsprachen­
kenntnisse zu erwerben, wenn sie 
sozialisationsbedingt weder Deutsch 
noch ihre Heimatsprache vollstän­
dig beherrschen. Deshalb sind die 
Ausbilder hinsichtlich der fach­
sprachlichen Vermittlung und För­
derung besonders gefordert. Der 
Einsatz der (Fach-)Sprache als Be­
standteil der Ausbildung verlangt 
von den Ausbildern besonders zu 
Beginn einer Ausbildung die An­
wendung neuer Verhaltensweisen. 

Das Lernen und die Anwendung 
berufstypischer Fachbegriffe kön­
nen im wesentlichen dadurch un­
terstützt werden, wenn bei der be­
rufsbezogenen Arbeit, beim Um­
gang mit Werkzeugen und Materia­
lien allgemeinsprachliche Formu­
lierungen und Erläuterungen be­
nutzt werden. 

Für die sprach- und fachbezogene 
Förderung ausländischer Jugendli­
cher sind für die Ausbilder insbe­
sondere folgende Kenntnisse von 
Bedeutung: 
- Soziale Bedeutung von Sprache 
- Verständigungsprobleme in der 

Fachsprache während der Aus­
bildung 

- sprachliche Anforderungen bei 
der Vermittlung von Arbeits­
und Ausbildungsaufgaben so­
wie Verknüpfungsmöglichkeiten 
der Vermittlung fachlicher Fä­
higkeiten mit dem Verständnis 
der Fachbegriffe und -texte 

- Sprache und Sprachverhalten 
der Ausbilder 

- Organisation der Ausbildung in 
gemischten Gruppen zur 
Sprachförderung 

- ausbildungsbegleitende 
Sprachkurse. 

5. Möglichkeiten der beruflichen 
Weiterbildung 

Hinsichtlich der Art und des Um­
fangs der Weiterbildung betriebli­
cher Ausbilder für die Berufsquali­
fizierung ausländischer Jugendli­
cher bewähren sich flexible Maß­
nahmen und vielfältige Möglichkei­
ten, die einerseits schnelle und 
praktische Hilfestellungen und an­
dererseits eine möglichst hohe 
Breitenwirkung erzielen können. 
Dabei gilt es vor allem, die Rah­
menbedingungen und Möglichkei­
ten der Betriebe zu berücksichti­
gen, dem Kenntnisstand und den 
Erfahrungen der Ausbilder Rech­
nung zu tragen sowie vorhandenes 
Expertenwissen in der Ausbildung 
ausländischer Jugendlicher und 
Beratungsdienste für die Förde­
rung der Ausbilder zu nutzen. Be­
stehende Weiterbildungsangebo­
te, die die Kommunikation und Ko­
operation der Beteiligten fördern, 
sollten weitergeführt, ausgebaut 
und zusätzlich durch Informations­
materialien für die Hand des Aus­
bilders zur Ausbildung ausländi­
scher Jugendlicher unterstützt wer­
den. Hierzu eignen sich insbeson­
dere: 
- betriebsbezogene und betriebs­

übergreifende Seminare und 
Kurse mit Experten aus Praxis 
und Wissenschaft 

- Erfahrungsaustausch, themen­
bezogene Gesprächs- und Ar­
beitskreise im Betrieb und mit 
Ausbildern aus anderen Betrie­
ben sowie Sozialberatern bzw. 
Sozialpädagogen 

- Workshops, Fachtagungen und 
Kongresse 

- Mitarbeitergespräche im Be­
trieb. 
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Modellhafte Erprobung neuer Technologien 
in Israel und der Bundesrepublik Deutschland 
Das ll. Deutsch-Israelische Seminar stand unter dem Thema "Planung, Durchidhrung 
und Auswertung von Modellversuchen in der beruflichen Bildung unter besonderer Be- · 
rücksichtigung neuer Technologien in der Metallbranche und der Förderung benachtei­
ligter Jugendlicher". Es fand vom 28. Mai bis 2. Juni 1989 in Israel statt. An den verschie­
denen Programmteilen des Seminars nahmen von israelischer Seite etwa 30 Personen 
teil. Die kontinuierliche Seminarbegleitung erfolgte durch Mitarbeiter vom Ministry of 
Labour and Social Affairs und vom Manpower Training and Development Bureau. Die 
sieben deutschen Teilnehmer kamen vom BMBW, vom BIBB, der Arbeitgeber-, 
Arbeitnehmer- und Länderseite sowie von der Universität Karlsruhe. 

Das Programm umfaßte ein Kolloquium an der Hebrew-Universität in Jerusalem und die 
Besichtigung mehrerer Bildungseinrichtungen in verschiedenen Landesteilen. Außer­
dem gehörten zum Programm soziale Aktivitäten sowie der Besuch von bedeutenden 
kulturellen und historischen Orten. Der Besuch der Gedenkstätte Yad Vashem, in der das 
Schicksal jüdischer Menschen unter nationalsozialistischer Herrschaft dokumentiert ist, 
war von besonderer Bedeutung. 

Zum Kolloquium 
Im Kolloquium wurden unter dem 
vorrangigen Gesichtspunkt der 
modellhaften Erprobung folgende 
Themen behandelt: neue Techno­
lagien in der Aus- und Weiterbil­
dung, neue Technologien und lern­
beeinträchtigte Jugendliche; ver­
änderte Lehr- und Lernprozesse. 
Zudem wurde auf die Zielsetzun­
gen, den Rahmen und den Ablauf 
von Modellversuchen einge­
gangen. 

Struktur und Entwicklung der Me­
tallindustrie in Israel wurden in ei­
nem Grundsatzreferat dargestellt. 
Dazu einige Daten: 
- In der Metallindustrie Israels 

sind über 60 000 Personen be­
schäftigt, davon rund 20 % in 
(staatlichen) Großbetrieben. 

- Es besteht eine große Produkt­
vielfalt, allerdings sind zentrale 
Industriezweige, so die Stahl­
oder Werkzeugmaschinenindu­
strie, kaum entwickelt. 

- Seit Anfang der 80er Jahre sind 
über 2 500 CNC-Maschinen in 
die Produktion eingesetzt wor­
den. 

- Die Metallberufe sind in fünf 
Gruppen mit 17 Einzelberufen 
zusammengefaß t. 

Die Aus- und Weiterbildung in der 
Metallindustrie wird wesentlich 
durch Projekte und Modellver­
suchsvorhaben weiterentwickelt. 
Neue Inhalte wie CNC, CAD/CAM 
oder rechnergestützte Qualitäts­
kontrolle sind aufgenommen wor­
den. Generell sollen mehr Flexibi-
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lität, Mobilität und auf neue Techni­
ken bezogene Qualifikationen er­
worben werden. In der Anlage 
neuer Kurse werden Grundqualifi­
kationen, Zusammenhangs- und 
Problemlösungsverständnis sowie 
praktische Erfahrungen im Um­
gang mit neuen Technologien be­
tont. 

In mehreren Referaten wurde der 
Einsatz neuer Technologien im Pro­
duktionsprozeß, insbesondere in 
der modernen Fertigung, darge­
stellt. Es wurden Entwicklungen 
aufgezeigt, die durch den Einsatz 
von sensorgesteuerten Handha­
bungsgeräten, durch die Einrich­
tung von flexiblen Fertigungszellen 
und durch die Herstellung von 
CIM-Strukturen gekennzeichnet 
sind. Die neue Bedeutung des 
"Faktors Mensch" kam vor allem in 
Ausführungen zur Reprofessionali­
sierung und Requalifizierung der 
Arbeit zum Ausdruck. Die Qualifi­
kation der Mitarbeiter in den Be­
trieben hat sich zu einem wichtigen 
Produktionsfaktor entwickelt. In 
beiden Ländern wird diesem Fak­
tor eine wachsende Bedeutung zu­
gemessen. 

Mit welchen Konzepten und didak­
tischen Ansätzen erfolgt nun die 
Aus- und Weiterbildung in den Mo­
dellvorhaben zu den neuen Tech­
nologien? Referiert wurde über die 
Handlungsorientierung, die Ar­
beits- und Technikgestaltung, den 
problemgenetischen Ansatz sowie 
die Integration von Fach-, Pädago­
gik- und Sozialkompetenz. In die-

sen Beispielen wurde deutlich, wie 
mit der Einführung neuer Techno­
lagien eine fachliche und fach­
übergreifende Erweiterung der 
Qualifikationsinhalte, eine Erhö­
hung der Aus- und Weiterbildungs­
qualität sowie ein "anderes Ler­
nen'' verbunden wird. 

In weiteren Beiträgen stand die Si­
tuation von lernbeeinträchtigten 
und benachteiligten Jugendlichen 
im Mittelpunkt. Mit dem Programm 
"Contextual Learning Units" sind in 
Israel besondere Erfolge erzielt 
worden. In dem Programm wird 
ein Schwerpunkt auf die Entwick­
lung kognitiver Fähigkeiten gelegt. 
Es wird an die Kenntnisse und Er­
fahrungen der Jugendlichen ange­
knüpft, der Zugang zu fachlichen 
Inhalten wird zum Teil spielerisch 
hergestellt. Frontalunterricht wird 
vermieden. Der Erfolg des Pro­
gramms zeigt sich darin, daß die 
Jugendlichen befähigt werden, 
eine Ausbildung aufzunehmen 
oder die Schullaufbahn mit Erfolg 
fortzusetzen. 

Aus der Bundesrepublik wurde 
über die seit 1976 durchgeführten 
Modellversuche berichtet, in de­
nen benachteiligte Jugendliche in 
anerkannten Ausbildungsberufen 
ausgebildet oder auf die Aufnah­
me einer Berufsausbildung vorbe­
reitet werden, Der Beitrag dieser 
Modellversuche zur Durchsetzung 
von mehr Chancengleichheit und 
mehr Durchlässigkeit im Bildungs­
system wurde besonders heraus­
gestellt. 

Schließlich zeigte sich in der Dis­
kussion über die Stellung der wis­
senschaftlichen Begleitforschung, 
daß zur Frage der Handlungs- und 
Aktionsforschung in Israel ähnlich 
kontroverse Positionen bestehen 
wie in der Bundesrepublik In be­
zug auf Evaluationsarbeiten 
herrschte die Meinung vor, daß 
eine formative Evaluation der sum­
mativen Evaluation im Interesse ei­
ner größeren Praxisnähe von wis­
senschaftlichen Begleitungen vor­
zuziehen sei. In einem Referat zur 
Begleitforschung von Modellversu­
chen wurde ein dritter Evaluations­
typ vorgeschlagen, die "responsi-
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ve Evaluation'', die gewisse Paralle­
len zur Handlungsforschung auf­
weist. 

Zu den Besichtigungen 
Die aufgesuchten Projekte und Bil­
dungseinrichtungen ergänzten die 
im Seminar behandelten Themen. 
Insgesamt werden in israelischen 
Modellvorhaben und Fördermaß­
nahmen lernbeeinträchtigte Ju­
gendliche in starkem Maße mit 
neuen Technologien konfrontiert. 
Dies zeigte sich bereits in dem zu­
erst besuchten Projekt, dem , ,Mif­
ne Project" in Jerusalem. Hier wer­
den sozial benachteiligte und sozial 
außenstehende Jugendliche befä­
higt, die Schulbildung fortzusetzen 
bzw. ein Ausbildungs- oder Be­
schäftigungsverhältnis aufzuneh­
men. Der Umgang mit Computern 
und berufsorientierten Software­
Programmen findet in den Kursen 
starke Berücksichtigung. Über die­
sen Weg soll die Interessiertheit 
und Lernfähigkeit der Jugendli­
chen gefördert werden. 

Im Modellversuch "Manof", der in 
der Nähe von Haifa stattfindet, wird 
eine ähnliche Zielgruppe wie im 
"Mifne Project" angesprochen. 
Die Jugendlichen leben über ein 
Jahr in Gruppen von 30 Personen 
zusammen, die jeweils von drei 
Lehrern und zwei weiteren Perso­
nen begleitet werden. Neben der 
intensiven sozialpädagogischen 
Betreuung werden Kenntnisse und 
Fähigkeiten in der allgemeinen 
und beruflichen Bildung erwor­
ben. In der beruflichen Bildung 
werden Schreib-, Grafik- und Kal­
kulationsprogramme am PC durch­
geführt; speziell im Metallbereich 
wird ein Einblick in rechnerge­
stützte Facharbeit gegeben. Die 
Kurse in der beruflichen Bildung 
sind stark geschlechtsspezifisch 
differenziert. 

Im Berufsbildungszentrum Bet She­
mesh wird ein Programm zur CNC­
Qualifizierung modellhaft erprobt. 
Die Aus- und Weiterbildung in 
CNC-Technik soll hier für das gan­
ze Land konzentriert werden. Es 
finden Lehrgänge für Auszubilden­
de, für Ausbildungspersonal und 
für Lehrer statt. Die Lehrgänge 
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zum CNC-Drehen und CNC-Frä­
sen beginnen zunächst mit einer 
Einführung in die Programmierung 
und die Grundlagen der CNC­
Technik. Es schließen sich Simula­
tionsübungen und praktische, der 
betrieblichen Realität entnommene 
Aufgabenstellungen an. Generell 
werden die Handlungssituationen 
an den Bedingungen betrieblicher 
Produktion orientiert. 

Ein hoher Standard der Berufsbil­
dung zeigte sich auch in der Aus­
bildungsstätte "Yad Natan" und 
dem Berufsbildungszentrum in Ha­
lon. Während in "Yad Natan" eben­
falls eine Berufsbildung in den Me­
tallberufen durchgeführt wird, 
handelt es sich bei dem Zentrum in 
Halon um ein Bautechnologiezen­
trum Hier findet für die Baufach­
berufe eine Aus- und Weiterbil­
dung statt. Speziell in der Industrie­
schule des Zentrums wird die Aus­
bildung mit dem Lernort Betrieb 
kombiniert, und es wird nach vier 

Jahren eine Doppelqualifikation er­
worben. Neue Techniken im Bau­
bereich sind in diesen Ausbil­
dungsgang integriert. 

Schlußbemerkung 
In dem Seminar kam zum Aus­
druck, daß die modellversuchsmä­
ßige Erprobung neuer Aus- und 
Weiterbildungskonzepte in beiden 
Ländern starke Gemeinsamkeiten 
aufweist. Mehrfach wurde der 
Wunsch geäußert, neben der Fort­
führung bestehender Kontakte in 
einigen Vorhaben gezielter zusam­
menzuarbeiten. Dies kann z. B. auf 
dem Gebiet der Untersuchung von 
Lehr- und Lernprozessen oder der 
Entwicklung von Curriculummate­
rialien erfolgen. Die Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit könnten sich 
vom Austausch von Materialien 
über die gemeinsame Bearbeitung 
von Aufgabengebieten bis hin zum 
Austausch von Wissenschaftlern 
erstrecken. 

(Peter Dehnbostel) 

,,Schlüsselqualiflkationen­
Fachwissen in der Krise?'' 
Am 22. und 23. Juni 1989 fand im Berufsf"örderungswerk Hamburg ein Symposium statt, 
das der Weiterbildung von Ausbildern und Berufsschullehrern auf eine ganz besondere 
Weise diente, nämlich als gemeinsames Nachdenken über den Gegenstand, seine Vor­
aussetzungen und seine Konsequenzen f"1ir Unterricht und Ausbildung. 

Damit lockte es auch eine Reihe 
von Wissenschaftlern aus den be­
rufspädagogischen Instituten der 
"umliegenden" Hochschulen und 
Universitäten an sowie aus dem 
BIBB, das übrigens drei Referentin­
nen und Referenten stellte, und 
verhalf ihnen damit zu einer frucht­
baren Auseinandersetzung mit in­
teressierten Praktikern aus Berufs­
schulen und Betrieben. 

Arbeitsgruppentitel wie: "Die Ver­
mittlung von Schlüsselqualifikatio­
nen am Beispiel der Ausbildung in 
der Elektroindustrie" hätten, für 
sich genommen, den Eindruck er­
wecken können, die Veranstalter 
glaubten, man verfüge bereits 
über gesichertes Wissen über 
Schlüsselqualifikationen, und es 
ginge nur noch darum, sich über 
deren bestmögliche Vermittlung zu 
verständigen. 

Doch schon der Titel der Gesamt­
veranstaltung - "Schlüsselqualifi­
kationen - Fachwissen in der Kri­
se?" - hatte klargestellt, daß die 
(zu "vermittelnde") Sache selbst 
noch der Klärung bedarf. Der Ver­
anstalter, das Institut für Berufs­
und Wirtschaftspädagogik an der 
Universität Hamburg, an seiner 
Spitze der verdiente Sachwalter 
des Transfergedankens Lothar 
Reetz, hatte kluger- und provokan­
terweise die Brücke geschlagen 
zur traditionellen Domäne derer, 
die seit Jahrzehnten "Kenntnisse 
und Fertigkeiten' ' vermitteln. Damit 
war eine mögliche Konkurrenz -
vielleicht sogar eine Alternative? -
angedeutet, die sie aufs höchste 
alarmieren mußte. 

Alarmiert sind in Betrieben wie in 
Berufsschulen viele ohnehin seit 
längerem, denn mit der Zielformu-
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lierung neu geordneter Ausbil­
dungsordnungen: "selbständig 
planen, ausführen und kontrollie­
ren können" ist herkömmlichem 
Vormachen - Nachmachen, her­
kömmlichem Frontalunterricht, 
herkömmlicher Vorsage- und Ab­
fragepraxis, herkömmlicher Zerle­
gung des Unterrichts in Fächer, 
herkömmlicher Prüfungspraxis un­
übersehbar der Kampf angesagt. 

Das für manche Ärgerliche ist nur, 
daß Antworten auf diese Heraus­
forderungen, bisher jedenfalls, 
eher aus (einigen Groß-)Betrieben 
der Industrie kommen als aus der 
Berufsschule. Der Gerechtigkeit 
halber sei jedoch gleich hinzuge­
fügt, daß jene Betriebe Gelegen­
heit und Mittel genug hatten, ihre 
Vorstellungen modellhaft zu erpro­
ben, während die Berufsschulen, 
durch die neuen Ausbildungsord­
nungen insbesondere für die 
Metall- und Elektroberufe in Zug­
zwang gebracht, hinterherhinken. 

Einer der hier angesprochenen 
Großbetriebe, die Siemens AG, er­
hielt im Rahmen des Symposiums 
Gelegenheit, sein PETRA-Projekt 
(PETRA = Projekt- und transfer­
orientierte Ausbildung) vorzustel­
len - ohne freilich so recht über­
zeugen zu können; dafür war der 
pragmatische Zuschnitt des Kon­
zepts zu offenkundig. 

Die unübersehbare Skepsis vieler 
Teilnehmer resultierte jedoch vor 
allem daraus, daß, wie es scheint, 
dem "öffentlichen, demokratisch 
legitimierten Lernort Berufsschu­
le" (so das GEW-Papier "Zukunft 
der beruflichen Schulen'' vom 
Herbst 1988) zugemutet wird, sich 
ohne Vorbehalte in das Schlepptau 
von privatwirtschaftlicher Entschei­
dungskompetenz unterliegenden 
Betrieben zu begeben, die sich 
entschlossen haben, den erstmals 
1974 von Mertens propagierten Be­
griff "Schlüsselqualifikationen" 
aufzugreifen, der anfänglich ja kein 
berufspädagogischer, sondern ein 
arbeitsmarktpolitischer Begriff war. 

Im folgenden kann, aus Platzgrün­
den, nur noch hingewiesen werden 
auf einige zentrale Statements aus 
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deri Plenumsveranstaltungen und 
aus der Arbeitsgruppe 2: "Schlüs­

. Seiqualifikationen als Inhaltspro­
blem' ', für die der Berichterstatter 
sich entschieden hatte. 

Die vorerst unüberbotene Verkeh­
rung - oder unfreiwillige Selbst­
demaskierung? - dessen, was mit 
, ,Schlüsselqualifikationen'' gemeint 
ist, präsentierte Fritz Kath, als er 
aus den VDI-Nachrichten vom 17. 
März 1989 die Überschrift eines 
Beitrags zur "Suche nach Füh­
rungskräften" zitierte: "Schlüssel­
qualifikationen sind die beste Ga­
rantie für Top-Positionen". 

Dieses Zitat korrespondierte in ge­
wisser Weise mit der Feststellung 
Reetz ' im Plenum: "Ohne Schlüssel­
situation keine Schlüsselqualifika­
tion' ', deutlicher aber noch mit der 
Ulrich Hänischs von der Hambur­
ger Behörde für Schule, Jugend 
und Berufsbildung, Schlüsselquali­
fikationen seien erfolgreich nur zu 
vermitteln und zu . nutzen, "wenn 
die, die in Schlüsselpositionen sit­
zen, ihre Anwendung aushalten". 

Wenigstens erwähnt seien auch 
noch Reetz' Hinweis, daß die Quali­
fikationsforschung die von Mertens 
behauptete- oder doch insinuier­
te - Beliebigkeit fachlicher bzw. 
fachwissenschaftlicher Inhalte nicht 
stütze (zumal der Anteil des symbo-

lischen und des anwendungsrele­
vanten Wissens am Fachwissen 
steige!), und die viele Zuhörer pro­
vozierende Definition eines we­
sentlichen Teils der Schlüsselquali­
fikationen als "Metawissen für den 
Umgang mit Fachwissen" durch 
Ralf Witt. 

Schließlich sei noch die von Ute 
Laur-Ernst aufgeworfene Frage 
nach den , ,psychischen Korrela­
ten'' zu den begrifflich auffällig 
stark differenzierenden Schlüssel­
qualifikationen zitiert. In der Tat ist 
nicht einzusehen, weshalb das Ziel­
konstrukt , ,Handlungsfähigkeit'' 
derart atomisiert wird, wie es meist 
geschieht. Das Reden von einer 
scheinbar isolierbaren "Problem­
lösefähigkeit'' zum Beispiel ist 
nachgerade widersinnig, da doch 
das gesamte Handeln - Disponie­
ren und Ausführen eines Plans -
der Lösung eines Problems dient, 
nämlich des Problems, wie ein Ist­
zustand am besten in den angepeil­
ten Sollzustand überführt werden 
kann. 

Im übrigen seien Interessenten 
darauf aufmerksam gemacht, daß 
die Hamburger Tagung voraus­
sichtlich noch in diesem Jahr in ei­
ner Veröffentlichung des Feldhaus 
Verlags (Postfach 73 02 40, 2000 
Harnburg 73) dokumentiert werden 
wird. (Bernd Schwiedrzik) 

Neue Ausbildungsberufe setzen sich durch 
In den industriellen Metall- und Elektroberufen ist die Umstellung auf die neuen Ausbil­
dungsgänge bereits nahezu abgeschlossen. Wie die Daten der Berufsbildungsstatistik 
zeigen, haben 1988, dem zweiten Jahr des Geltens der Ausbildungsordnungen, über 90 o/o 
der Auszubildenden Verträge in den neuen Berufen erhalten. Dies ist um so bemerkens­
werter als den Betrieben auch für 1988 noch eine Übergangsfrist eingeräumt worden war. 
Die Befürchtung, daß vor allem kleine Betriebe die Umstellung soweit wie möglich hin­
ausschieben würden, hat sich somit nicht bestätigt. 

Insgesamt wurden im Jahre 1988 in 
den sechs neuen Metallberufen, 
die 17 Fachrichtungen umfassen 
und 37 alte Berufe ersetzen, 37 608 
Verträge (Tab. l) abgeschlossen, 
was eine Umstellungsquote von 
90 % bedeutet. Der Frauenanteil ist 
in den Metallberufen mit 3,9 % 
sehr gering, liegt aber deutlich hö­
her als dies vor der Neuordnung 
der Fall war (1986: 2,4 %). 

Die meisten Verträge wurden für 
den Industriemechaniker I die In­
dustriemechanikerin Fachrichtung 
Betriebstechnik abgeschlossen 
(8 598). Mit 23 % aller Verträge hat 
dieser Beruf ein etwas höheres Ge­
wicht als der ungefähr vergleich­
bare Beruf Betriebsschlosser/-in 
vor der Neuordnung (20 %). Gerin­
geres Gewicht haben die Indu­
striemechaniker Maschinen- und 
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Tabelle l: Neue industrielle Metallberufe 
Ausbildungsverträge 1987 und 1988 

Industriemechaniker I -in 
- Produktionstechnik 
- Betriebstechnik 
- Maschinen- und Systemtechnik 
- Geräte- und Feinwerktechnik 

Summe 

Werkzeugmechaniker I -in 
- Stanz- und Umformtechnik 
- Formentechnik 
- Instrumententechnik 

Summe 

Zerspanungsmechaniker I -in 
- Drehtechnik 
- Automaten-Drehtechnik 
- Frästechnik 
- Schleiftechnik 

Summe 

Konstruktionsmechaniker I -in 
- Metall- und Schiffbautechnik 
- Ausrüstungstechnik 
- Feinblechbautechnik 

Summe 

Anlagenmechaniker I -in 
- Apparatetechnik 
- Versorgungstechnik 

Summe 

Automobilmechaniker I -in 

Alle neuen industriellen Metallberufe 

Anmerkung: 

· Abgeschlossene 
Ausbildungsverträge 1) 

19!-n 1988 

I 743 2 302 
6 565 8 598 
4 784 8 094 
2 163 3 189 

15 255 22 183 

2 648 3 827 
731 1472 
29 49 

3 408 5 348 

I 981 2 816 
302 403 
722 I 037 
124 194 

3 129 4 450 

652 I 113 
466 696 
896 I 072 

2 014 2 881 

267 398 
657 I 170 
924 I 568 

I 063 I 178 

25 793 37 608 

1) Jeweils zum 31. Dezember; einschließlich einiger- weniger- Verträge, die im Bereich des 
Handwerks für die neuen Berufe abgeschlossen wurden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie Berufliche Bildung 

Tabelle 2: Neue industrielle Elektroberufe 
Ausbildungsverträge 1987 und 1988 

Abgeschlossene 
Ausbildungsverträge 1) 

Elektromaschinenmonteur I -in 

Energieelektroniker I -in 
- Anlagentechnik 
- Betriebstechnik 

Industrieelektroniker I -in 
- Produktionstechnik 
- Gerätetechnik 

Kommunikationselektroniker I -in 
- Telekommunikationstechnik 
- Informationstechnik 
- Funktechnik 

Alle neuen industriellen Elektroberufe 

Anmerkung: 

Summe 

Summe 

Summe 

1987 1988 

144 137 

3 289 3 874 
3 844 5 085 
7 133 8 959 

830 I 050 
I 528 2 195 
2 358 3 245 

882 884 
2 065 2 276 

464 834 
8 196 3 994 

13 046 16 335 

1) Jeweils zum 31. Dezember; einschließlich einiger- weniger- Verträge, die im Bereich des 
Handwerks für die neuen Berufe abgeschlossen wurden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie Berufliche Bildung 

Systemtechnik (22 %) und die 
Werkzeugmechaniker Stanz- und 
Umformtechnik (10 %) zu verzeich­
nen. Die entsprechenden Berufe 
Maschinenschlosser/ -in und Werk­
zeugmechaniker/-in umfaßten vor 
der Neuordnung 28 bzw. 13 %. Ein 
direkter Vergleich ist jedoch nicht 
möglich, da die neuen Berufe kei­
ne Fortschreibung der bisherigen 
Ausbildungsgänge darstellen. So 
hat auch der Beruf Industrieme­
chaniker/-in Produktionstechnik, 
der keinen Vorgänger besitzt, be­
reits einen Anteil von 6 % erreicht 
(2 302 Verträge, Tab. l). Das Qualifi­
kationsprofil dieses Berufs ent­
spricht also offensichtlich vielen 
betrieblichen Anforderungen. Bei 
den Zerspanungsmechanikern 
blieben die Gewichte im Vergleich 
zu den früheren Berufen Dreher, 
Fräser und Schleifer ungefähr 
gleich (jeweils ca. ll %). 

In den vier neuen industriellen 
Elektroberufen mit acht Speziali­
sierungen wurden 16 335 Verträge 
(Tab. 2) abgeschlossen. Nur 800 
Auszubildende haben gemäß der 
Übergangsregelung einen Vertrag 
für einen auslaufenden Beruf er­
halten. Auch in diesem Bereich hat 
eine Fachrichtung, für die kein Vor­
läufer besteht, nämlich Industrie­
e lektroniker/-in Produktionstech­
nik, erhebliches Gewicht erlangt 
(l 050 Verträge, 6,4 %, Tab. 2). 

Im Bereich der Deutschen Bundes­
post wurden alle Verträge ( 4 400) 
für den neuen Beruf Kommunika­
tionselektroniker/-in Fachrichtung 
Telekommunikationstechnik abge­
schlossen. 

Die Zahl der besetzten Ausbil­
dungsplätze ging im vorigen Jahr in 
den gewerblichen Berufen erheb­
lich zurück, durchschnittlich um 
6,5 %. Während 1987 noch 883 300 
Auszubildende eine solche Ausbil­
dung erhielten, waren es 1988 nur 
noch 825 400 (Tab. 3). Die Gründe 
sind vor allem in der demographi­
schen Entwicklung und in der Be­
vorzugung kaufmännischer und 
Dienstleistungsberufe durch die 
Schulabgänger zu sehen. In den in­
dustriellen Metallberufen betrug 
der Rückgang jedoch nur 4,8 % 
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Tabelle 3: Neue und ,.alte" Ausbildungsberufe in den Bereichen 
Metall, Elektro und Einzelhandel 1986 bis 1988 

Abgeschlossene Bestel}ende 
Ausbildungsverträge Ausbildungsverhält-

nisse 

1986 1987 1988 1986 1987 1988 

Industrielle Metallberufe 
"Alte" Ausbildungsberufe 51 200 21 400 4 600 160 100 131 400 86 400 
Neue Ausbildungsberufe 1) 25 800 37 600 26 400 63 800 
zusammen 51 200 47 200 42 200 160 100 !57 800 !50 200 

Industrielle Elektroberufe 
"Alte" Ausbildungsberufe 18 200 4 400 800 62 700 50 200 32 100 
Neue Ausbildungsberufe2) 13 000 16 300 13 300 30 000 
zusammen 18 200 17 400 17 100 62 700 63 500 62 100 

Kommunikations-
elektroniker I -in 
- Deutsche Bundespost - 1) 5 100 4 800 4 400 16 000 14 900 14 100 

Handwerkliche 
Elektroberufe 3) 

darunter: 
Elektroinstallateur I -in 14 000 13 800 14 000 51 700 48 800 46 900 
Elektromaschinenbauer I -in 680 630 640 2 400 2 300 2 200 
Elektromechaniker I -in I 100 1100 I 000 3 600 3 800 3 700 
Fernmeldeanlagen-

elektroniker I -in 4) 150 160 160 530 670 590 
Radio- und 

Fernsehtechniker I -in 3 100 2 900 3 000 10 900 10 300 9 900 
Büroinformations-

elektroniker I -in 5) 590 630 640 2 000 2JOO 2 100 

zum Vergleich : 
alle gewerblichen Berufe 331 200 307 800 286 600 929 900 883 300 825 400 

Einzelhandelsberufe 
darunter: 
Kaufmann / Kauffrau im 

Einzelhandel 1) 17 200 39 600 17 400 55 900 
Einzelhandelskaufmann I 

Einzelhandelskauffrau 28 000 . 18 400 45 ·5oo 36 000 10 300 
Verkäufer / Verkäuferin 39 000 29 000 17 700 77 300 . 63 800 44 200 

Anmerkungen: 

I) Neugeordnet 1987 
2) Neugeordnet 1987: Neuabschlüsse ohne Anschlußverträge in der Stufenausbildung 

") Neugeordnet 1988 
4) Vor 1988: Fernmeldemechaniker / -in 
5) Vor 1988: Büromaschinenmechaniker / -in 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie Berufliche Bildung; Eigene Berechnungen 
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(von 157 800 auf 150 200, Tab. 3), bei 
den Elektroberufen sogar nur 
2,2 % (63 500 zu 62 100). Bei den 
Neuabschlüssen sind im Metallbe­
reich jedoch stärkere Rückgänge 
zu verze ichnen (von 4 7 200 auf 
42 200 in 1988, Tab. 3) . Im Elektro­
bereich wurde die Zahl der Neu­
abschlüsse ungefähr gehalten 
(1987: 17 400, 1988: 17 100). Sicher­
lich hat auch die Attraktivität der 
neuen Berufe zu dieser Entwick­
lung beigetragen. 

Im Handwerk traten 1988 neue Alls­
bildungsordnungen für sechs Elek­
troberufe in Kraft. Entgegen dem 
Trend konnten in den meisten Be­
rufen die Zahl der neu abgeschlos­
senen Verträge gehalten werden, 
bei den Elektroinstallateuren, den 
Radio- und Fe rnsehtechnikern und 
den Büroinformationselektronikern 
sogar noch geste igert werden 
(Tab. 3). 

Im Einzelhandel hat eine erhebli­
che Verschiebung zugunsten des 
neuen dreijährigen Berufs Kauf­
mann/ Kauffrau im Einzelhandel 
stattgefunden. 39 600 Verträge 
(Tab. 3) wurden abgeschlossen; für 
den bereits länger bestehenden 
zweijährigen Beruf Verkäufer/ Ver­
käuferin waren es 17 700. Damit 
sind mehr als zwei Drittel der Ver­
träge dreijährig. Insgesamt gese­
hen konnte auch in diesem Bereich 
die Zahl der Auszubildenden ver­
gleichsweise gut gehalten werden. 

(Ru dolf Werner) 
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REZENSIONEN 

Gernot Weißhuhn: 

Einsatz von Arbeitskräften mit 
und ohne berufliche Ausbildung 
in der Bundesrepublik Deutsch­
land 
Bestände 1982 bzw. 1984 sowie Um­
fang und Struktur der aus dem Er­
werbsprozeß ausscheidenden Er­
werbstätigen bis zum Jahre 2000 

Peter Lang Verlag, Frankfurt/ M. , 
Bern, New York, Paris 1989 

Die letzten Jahre waren auf dem 
Ausbildungsstellensektor von den 
geburtenstarken Jahrgängen ge­
prägt. Die Nachfrage nach Ausbil­
dungsplätzen hat sich demogra­
phisch bedingt stark erhöht, 
gleichzeitig ist auch die Ausbil­
dungsquote, d. h. der Anteil derer, 
die überhaupt eine Ausbildung an­
streben, erheblich angestiegen. 
Die Frage ist, wie die langfristigen 
Chancen dieser Jugendlichen, ei­
nen Arbeitsplatz zu erhalten, einzu­
schätzen sind. Diese werden von 
der allgemeinen wirtschaftlichen 
und konjunkturellen Entwicklung 
sowie von der Zahl derer, die aus 
dem Erwerbsleben ausscheiden 
(Ersatzbedarf), bestimmt. 

Mit dem zuletzt genannten Faktor 
beschäftigt sich die vorliegende 
Studie. Mit Hilfe von Abgangsraten 

Autoren 

Christian Drieling 
Dieter Gnahs 
Beate Seusing 
Institut für Entwicklungsplanung 
und Strukturforschung GmbH 
an der Universität Hannover 
Grotefendstraße 2 
3000 Hannover l 
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werden die bis zur Jahrhundert­
wende ausscheidenden Erwerbs­
tätigen berechnet, sowohl für quali­
fizierte wie auch für nichtqualifi­
zierte Arbeitskräfte sowie für ein­
zelne Berufsgruppen. 

Dabei wird umfangreiches statisti­
sches Material des Mikrozensus, 
der Beschäftigtenstatistik der Bun­
desanstalt für Arbeit und der Ar­
beitslosenstatistik aufgearbeitet. 
Eine zentrale Rolle in den ent­
wickelten Modellen spielt dabei 
die Erwerbsquote für alle wichti­
gen Gruppen (Qualifizierte, Nicht­
qualifizierte, Männer, Frauen). 
Selbstverständlich werden für ei­
nen so langen Prognosezeitraum 
Annahmen gemacht, die im einzel­
nen begründet werden. 

Bis zum Jahre 2000 werden 6 Millio­
nen Erwerbstätige mit Berufsaus­
bildung und 2,6 Millionen ohne Be­
rufsausbildung ausscheiden. Letz­
tere Gruppe besteht größtenteils 
aus älteren Arbeitnehmern, da die 
Nachfrage nach Unqualifizierten 
immer geringer wird und diese nur 
noch in älteren Jahrgängen stärker 
vertreten sind. Diese Angaben 
werden für die sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigten Ar­
beitnehmer noch weiter differen­
ziert, da hier in Form der Beschäf­
tigtenstatistik der Bundesanstalt für 

Johannes Koch 
RalfKraak 
Friedrichsdorfer Büro für 
Bildungsplanung 
An der Sölke 5 
3320 Salzgitter l 

Prof. Dr. Lothar Reetz 
Universität Harnburg 
Institut für Berufs- und Wirt­
schaftspädagogik 
Sedanstraße 19 
2000 Harnburg 13 

Arbeit eine gute Datenbasis zur 
Verfügung steht, die unter ande­
rem auch Berufsangaben enthält. 

Es werden dann auch die verschie­
denen Vorruhestandsregelungen 
berücksichtigt, die zu einer Erhö­
hung der Abgänger von sozialver­
sicherungspflichtig beschäftigten 
Arbeitnehmern um rund 60 000 pro 
Jahr führen . 

Hohe Abgänge sind bei den 
Dienstleistungsberufen festzustel­
len, da viele Beschäftigte, insbe­
sondere männliche, in höherem Al­
ter in diese Berufe wechseln und 
dann in Rente gehen. Dies wirkt 
sich sehr stark auf den Fachkräfte­
bedarf in gewerblichen Berufen 
aus. 

Das Defizit in den gewerblichen 
Berufen und die geringen Chan­
cen für Unqualifizierte kommen in 
der Studie immer wieder zum Vor­
schein. Aber auch für viele andere 
Gruppen können die Chancen, die 
sich alleine aus der Struktur des 
Ersatzbedarfs ergeben, entnom­
men werden. So bildet die Arbeit 
eine gute, zahlenmäßig ausgerich­
tete Grundlage für alle Studien und 
Planungen, die sich mit dem Er­
satzbedarf bis zum Jahre 2000 be­
schäftigen. 

(Rudolf Werner) 

Margitta Klähn 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 

Richard von Bardeleben 
Georg Böll 
Elke Uppenkamp 
Dr. Günter Walden 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Friesdorfer Straße 152 
5300 Bonn 2 
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Auswahl von BIBB-Veröffentlichungen 
zur berufiichen Weiterbildung 

Oskar Hecker 

Verbesserung der Situation der beruflichen Weiterbildung durch 
Einsatz eines Informationssystems ,,Berufliche Weiterbildung'' 

1989, 69 Seiten, 5,- DM 
ISBN 0935-963 X 
Reihe "Wissenschaftliche Diskussionspapiere aus dem BIBB" , Heft l 

Zur Auswahl von Weiterbildungsangeboten für Betriebe, die auf außerbetriebliche 
Weiterbildung angewiesen sind, fehlt es an geeigneten Übersichten. 

In der vom Bundesinstitut für Berufsbildung vorgelegten Studie wird 
e die der beruflichen Weiterbildung zugrunde liegende Problem- und Sachlage dar­

gestellt, 
e der Sachverstand vorhandener Informations- und Dokumentationsaktivitäten be­

schrieben 
e sowie Vorschläge zur Struktur und zum Aufbau eines Informationssystems "Beruf-

liche Weiterbildung'' entwickelt. 

Der Bericht wendet sich an Bildungsplaner und die interessierte Fachöffentlichkeit und 
soll möglichst alle Beteiligten zur weiteren Diskussion über die Möglichkeiten der 
regionalen, überregionalen und fachlich-sektoralen Information und Dokumentation 
beruflicher Weiterbildungsangebote anregen. 

Horst Kramer / Martin Herpich und Detlef Krüger / Dieter Specht 

Weiterbildungs-Informationssysteme 

BIBB-Workshop, Berlin 1989 
(in Vorbereitung) 
Reihe "Fachinformationen zur beruflichen Bildung'', Heft 2 

Unterschiedliche Formen von Datenbanken sind entstanden, um den Markt der Weiter­
bildung für alle Beteiligten transparenter zu machen. In zwei Beiträgen werden geplante 
und realisierte Konzeptionen von 
e regionalen 
e überregionalen 
e beratungsorientierten und 
e sektoralen 
Datenbanken umfassend dargestellt und diskutiert. Dabei werden Aufschlüsse über 20 In­
formationssysteme zur beruflichen, allgemeinen und wissenschaftlichen Weiterbildung 
hinsichtlich der verfolgten Zielsetzungen, bildungspolitischen Ansprüche, angespro­
chenen Zielgruppen, ihrer Funktionsweise und der technischen Parameter vermittelt. 

Um mögliche Auswirkungen auf die zukünftige Weiterbildungsberatung abschätzen zu 
können, werden in einem weiteren Beitrag Forschungs- und Entwicklungsperspektiven 
von Expertensystemen und intelligenten Lehrsystemen vorgestellt. 

Sie erhalten diese Studien beim Bundesinstitut für Berufsbildung- Referat Veröffentlichungs­
wesen- Fehrbelliner Platz 3- 1000 Berlin 31 -Tel.: (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-l 



Auswahl von BIBB-Veröffentlichugen 
zur beruflichen Weiterbildung 

Brigitte Gravalas 

Weiterbildung von Führungskräften 
in Klein- und Mittelbetrieben 

Dokumentation erstellt im Auftrag des CEDEFOP 
1988, 368 Seiten, 25,- DM 
ISBN 3-88555-331-7 
Reihe "Bibliographien und Dokumentationen zur beruflichen Bildung'', Heft 6 

Um die Weiterbildungsmöglichkeiten für die Zielgruppen der klein- und mittelbetrieb­
liehen Führungskräfte transparenter zu machen, hat das Bundesinstitut für Berufsbil­
dung eine umfassende Literaturdokumentation veröffentlicht. Die Dokumentation infor-
miert im wesentlichen über ' 
e allgemeine Weiterbildungsmöglichkeiten für Führungskräfte der Wirtschaft, 
e betriebliche Fortbildungsangebote zur Führungskräfteschulung u. a. auch für mittel­

ständische Unternehmen, 
e Ansätze zur Führungskräftequalifizierung als sogenannte Managementberatung für 

den Klein- und Mittelbetrieb als Schwerpunkt der Arbeit. 

Sie gibt einen Einblick in die bisher kaum systematisch aufbereitete Literatur zur Mittel­
standsförderung, -forscnung und -politik und bietet gleichzeitig eine tragfähige Basis zur 
Weiterentwicklung und Verbesserung der Aus- und Weiterbildung in Klein- und Mittel­
betrieben. 

Günter Walden/Richard von Bardelehen/Klaus Fraaz 

Regionale Weiterbildungsaktivitäten und Arbeitslosigkeit 

Eine Analyse AFG-geförderter Maßnahmen 
zur beruflichen Weiterbjldung von Arbeitslosen 
1989, 72 Seiten, 12,- DM 
ISBN 3-88555-373-2 
Reihe "Materialien und statistische Analysen", Heft 87 

Die Förderung der beruflichen Weiterbildung durch die Bundesanstalt für Arbeit hat in 
den letzten Jahren einen hohen Stellenwert erlangt. 

Die vorliegende Studie basiert auf Daten des Jahres 1986, in dem die Qualifizierungs­
offensive der Bundesanstalt für Arbeit erstmals wirksam wurde. 

Ziel der Untersuchung ist es, die z. T. beträchtlichen regionalen Unterschiede der beruf­
lichen Weiterbildung nach dem AFG transparent zu machen und mit Hilfe statistischer 
Analyseverfahren Hinweise auf relevante Einflußfaktoren zu geben. 

Damit richtet sich die Veröffentlichung an. die Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung, an die 
Weiterbildungseinrichtungen sowie an die für die Regionalplanung verantwortlichen 

· Personen auf der Ebene der Kommunen, Landkreise und Länder. 

Sie erhalten diese Studien beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffentlichungs­
wesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 -Tel.: (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-1 


